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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  Ö f f n e t. 
K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 

Zankl. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 2 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Präsident: Wir kommen zur 1. Anfrage: 
Anfrage des Abgeordneten Dipl.-Ing. Doktor 
Leitner (OVP) an den Herrn Bundesminister 
für Unterricht. 

394/M 

Wann werden Sie den Ministerialentwurf zur 
N ovellierung des Familienlastenausgleichs­
gesetze�, das kostenlose Schulbuch betreffend, 
zur Begutachtung aussenden? 

Präsident : Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für· Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Abgeordneter! Für das 
Familienlastenausgleichsgesetz ist der Herr 
Bundesmin!ister für Finanzen zuständig. Ich 
kann daher, wie Säe wi1ssen, keiinen entspre­
chenden Ministerialentwurf aussenden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner : Herr 
Minister I Das ist formalrechtlich sicher richtig. 
Aber alle Erklärungen über das frede Schul­
buch haben Sie abgegeben und nicht der Herr 
Finanzmill'ister. 

So haben Sie bereits am 23. März gesagt, 
daß diesbezüg�iche Besprechungen roH dem 
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Dipl.-Ing. Dr. Leitner 

Bundesm:inisterium für Finanzen /im Jänner 
1972 gelaufen sind. 

Si'e haben dann am 28. März eine sehr 
detaillierte Vorstellung von sich gegeben, wie 
die praktische Durchführung ausschauen soll i 
Sie haben sich damals zum SdmlbuchscheCk 
'im Werte von 40 bis 1400 S pro Jahr und 
Schüler bekannt, was insgesamt 546 Millionen 
SchiUing ausmachen soll. Sie haben darüber 
hinaus gesagt, daß die Kosten hiefür vom 
FaIn'ilienlastenausgleichsfonds aufzubringen 
sind. 

Zweli Tage später hat der Herr Finanzmin:i­
ster einen Entwurf zum FamHienlastenaus­
gleichsgesetz ausgeschickt, in dem diese Ihre 
Vorstellungen nicht enthalten waren. 

Ich frage daher jetzt, Herr Minister: Warum 
kam es darüber bis jetzt zu keinem Begut­
adltungsverfahren1 Ist keine Eiruigung zwi­
schen Ihnen und dem Herrn Finanznrinister 
erfolgt oder scheut die Riegierung die Stellung­
nahme der Famillienverbände und der Eltern­
vereine zu diesen Ihren Vorstellungen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr Abge­
ordneter l Es war nicht notwencbig, gewisser­
maßen nach Auseinandel.1setzungen eine Bini­
gung mH dem Flinanzm�nister zu erzielen. Es 
gab auch nichts zu scheuen bezüglich der 
Begutachtung durch die Elternverbärude, weil 
es sich ja hier um eine Maßnahme handelt, die 
w.irklich den Eltern zugute kommen wird. Es 
ging darum, daß s.ich bei der Durchsetzung 
dieses Vorhabens dn organisatorHscher Hin­
sicht große Schwier.igk,eiten hinsidltlich der 
Durchführung , der sehr sinnvollen Durchfüh­
rung ergeben haben. Dabei hat es sich gelohnt, 
daß wir längere Zeit nadlgedacht haben. Denn 
wir haben auf Grund der Einwände, die aus 
der Offentl/ichkffit, von den Massenmedien ge­
kommen sind, nunmehr, wie im glaube, eine 
Organ1isationsform gefunden, die allen Bin­
wänden Rechnung trägt. DJe Verhandlungen, 
die Besprechungen mit dem Finanzm1inisterium 
sind abgeschlossen; der Entwurf Liegt nun vor. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Ministerl Sie haben gesagt, daß der Entwurf 
vorliegt. Im glaube, im Hause ist er nicht, 
jedenfalls :ist er mir nicht bekannt. 

Es list ;interessa!l1t, daß der Initiativantrag 
der SPO, der ungefähr vor eineänhalb Jahren 
zu diesem Thema tim Haus eingebracht wurde, 
von jährNchen Kosten für das Schulbuch von 
ungefähr 84 Millionen SchiHing sprach. Sie 
errechnen jetzt Kosten von 546 MiHionen 
Schilling. Das ist also eine ganz gewaltige 

Steigerung; fast auf das Siebenfache. Ich frage 
jetzt, Herr Minister: Was hat dazu geführt, 
daß dies·e Kosten so enorm angestiegen sind? 
Ist das auf cllie Scbecklösung zurückzuführen 
oder auf den hohen Verwaltungs aufwand oder 
darauf, daß die Scbülerladen funktions los wer­
den? Oder ist es einfad1 eilIlJe etwas groß­
zügige Handhabung der Mittel des Familien­
lastenausgleiches ? 

Wenn Sie sagen, Herr Miniister, daß die 
Lösungen jetzt vorlieg,en, dann frage lich Sie , 
ob Säe diese umgehend, das heißt noch diese 
Woche, dem Parlament zuleiten oder wenig­
stens den Abgeordneten bekanntgeben wol­
len, weil ja in der nächsten Woche bereits 
der Famlliienlastenausgleich :im Ausschuß zur 
Behandlung steht. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Die nun ge­
fundene Lösung ist tatsächlich eine großzügige 
Lösung, weil sie jedem Kind das notwendige 
Sd1ulbuch zur Verfügung stellt. Die Lösung 
wird aud1 beinhalten, daß in einem Uber­
gangsjahr die Bestände der Schülerladen und 
der Schulerhalter der Gemeinden erworben 
werden können, sodaß hier kein Schaden auf­
tritt. Dies·e Lösung wird auch ausschließen, 
daß anderes Bucbmaterial gekauft werden 
kann. Es ist ein gutes und, wie mir scheint, 
pädagogisch ausgezeichnetes System. Daher 
ist audl dieser Aufwand erforderlich, den Sie 
genannt haben. 

Ich kann Ihnen mitteilen, daß der Entwurf 
heute den Klubobmännern der Parteien im 
Parlament übergeben werden wird. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Haas (SPO) an den Herrn Bundesminister für 
Unterricht und Kunst. 

420/M 

Wie beurteilen Sie die Möglichkeit der Ein· 
führung eines zeitlich gestaffelten Schulbe­
ginnes ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Die von Ihnen aufgeworfene Frage 
wunde in letzter Zeit mit dem Bundesministe­
rium für Verkehr und mit Schulaufslichts­
beamten sehr ausführlich diskutiert. Staffe­
lungen des Schulbeginns iim zeitlichen Rah­
men von 7.30 Uhr bis 8.30 Uhr erscheinen 
durchaus vertretbar und werden aum welfach 
bereits gehandhabt , vor allem im ländlichen 
Bereidl und auf Grund von Absprachen mit 
den Verkehrsträgern. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordneter Haas: Herr Bundesminister! 
Ich freue mich, daß SUe eine so pos:itive Ein­
stellung zur zeitliichen Staffelung des täglichen 
Schulbeginns haben. (Ironische H eiterk eit bei 
der OVP.) Kommt Ihrers'eits, Herr Bundes­
minister, diesbezüglich nun ein Erlaß an die 
Schulbehörden heraus? Wann ist für den Fall, 
daß eün solcher Erlaß herauskommt, mit -ihm 
zu rechnen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Es besteht an sich ein Erlaß, der 
sogenannte Fahrschülererlaß aus dem Jahre 
1 958, der in der Zwi!schenzeit im Jahre 1964 
durch ein Gesetz wieder überholt wurde. Ich 
habe vor, eiinen verbesserten, auf die jetzigen 
Verhältnisse abgestimmten Erlaß herauszu­
bringen. Es werden damit die Schulbehörden 
ersucht, alle diesbezüglichen Wünsche der 
Verkehrsträger, soweit sie erfüllbar sind, zu 
erfüllen. 

Bundesministerium für Wissensdlaft und For­
schung 

Präsident : Wir kommen zur Anfrage 3 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kaufmann (OVP) an 
die Frau Bundesminister für Wissenschaft und 
FOJ1schung. 

396/M 

tion von einzelnen Lehrveranstaltungen aus 
Platzmangel zurückzustellen. Es ist aber durch 
die Einrichtung von Parallelveranstaltungen 
- das ist im Gesetz ausdrücklich vorge­
sehen - dafür vorzusorgen, daß die ordent­
lichen Hörer die im Studienplan vorgesehenen 
Lehrveranstaltungen innerhalb der dafür vor­
gesehenen Semester besuchen können. 

Es ist bekannt, daß es an der Universität 
Wien b ei den Anatomischen Ubungen im letz­
ten Semester zu einem Engpaß gekommen 
ist. Ich darf hier hinzufügen, daß sofort eine 
eingehende Rücksprache mit der betroffenen 
Fakultät, und zwar mit den Professoren und 
den Studenten, stattgefunden hat, bei der 
Lösungen gesucht wurden. Im Einvernehmen 
mit Studenten, Assistenten und Professoren 
der Medizinischen Fakultät ist ein G esetzent­
wurf vorbereitet worden, der gestern bereits 
durch den Ministerrat gegangen ist, in dem 
die Maßnahmen verankert sind, die zur Be­
seitigung dieses Engpasses notwendig sind. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kaufmann: Frau Bundes­
minister! Ich glaube, man kann die herr­
sdlende Situation nicht drastilsch genug dar­
stellen. Wenn man eine Bilanz etwa der letz­
ten eineinhalb Jahre aus den Presseveröffent­
liidlUngen zieht, dann 'ergibt sich ein wirklidl 
besorgniserregendes Bild. 

An welchen Hochschulen sind wegen beson. 
derer Raunmot numeru.s-clausus-ähnliche Maß- Ich darf nur darauf verweisen, daß bere:its 
nahmen in Zukunft. gnUldsätz1ich nicht mehr Ende 1 970 die Hälfte der 2240 Hörer an der 
auszuschließen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I Nach den Bestimmungen 
des Allgemeinen Homsmul-Studiengesetzes 
besteht bei Erfüllung der vorgeschriehenen 
Bedingungen ein Rechtsanspruch der Inländer 
auf Aufnahme an österreichischen wlissen­
schaftlichen Hochschulen. Ein Numerus 
clausus ist daher gesetzwidr:ig. Insbesondere 
ist e1ine Hochschule nicht berechtigt, die Auf­
nahme von Inländern zu verweig,ern, die ent­
sprechende Re.ifezeugnisse haben. 

Zuläss'ig 'ist allerdings nadl § 7 Abs. 6 des 
genannten Gesetzes die Zurückweisung von 
Ausländern aus Platzmangel. Diese Bestim­
mung wurde aus der Europäischen Konven­
tion über die Gleichwertigkeit der Reife­
zeugnisse in das Allgemeine Hochschul-Stu­
diengesetz übernommen. 

Gemäß § 10 Abs. 4 ist es möglich, inlän­
dische und ausländische Studierende, die be·· 
reits immatrikuliert wurden, bei der Inskrip-

Philosophüschen Fakultät der Universität 
Salzburg an Instituten studierten, die unter 
ärgster Raumnot leiden, Das heißt, ein Nume­
rus c1ausus steht zu erwarten. 

Ebenfalls Ende 1 970 drohte die Hodlschule 
für Welthandel aus den Nähten zu platzen. 
Auch Mer wurde d�e Gefa hr eines Numerus 
c1ausus deutlich. 

Im Februar 1 97 1  meldete die Universität 
Innsbruck, daß die Medi:zlinische und die Tech­
nische Fakultät die Aufnahme von Auslän­
dern - bitte, das sind die Ausländer, aber 
immerhin - fast vöHig gesperrt haben. 
2000 deutsche Interessenten mußten damals 
abgewiesen werden. Wenig später wurde 
neuerlich bestätigt, daß die Mediz'iIlJischen 
Fakultäten der Universitäten "Wien, Graz und 
Innsbruck ihre Tore schließen mußten und 
keine ausländischen Hörer mehr aufnehmen 
konnten. 

Im Juni 197 1 ,  also Mitte des vergangenen 
Jahres, ist es dann zu ei 'nem Hilferuf der 
Osterrelichisdlen Rektorenkonferenz gekom­
men, die auf diesen Zustand hingew:iesen hat. 
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Dr. Kaufmann 
Im Juli 1 971  kam es - wenn i ch  nur ganz 

kurz fortfahren darf - zu einer Resolution 
der Studenten und Assistenten des Pharma­
zeutisch -chemdschen Insbituts der Undvers1ität 
Wien: Für 520 Studenten stehen nur 
1 98 Arb eitsplätze zur Verfügung. Auch das 
bedingt eine Art Numerus clausus, weil 
dadurch viele Studenten, auch :inländische 
Studente'n, gezwungen werden, zu pausieren 
und einige Semester auszusetzen. 

Im Oktober 1971 erklärt dann der neue 
Rektor der Wiener Hochschule für Musik und 
darstellende Kunst, daß das AufnahmeHmit 
erreicht list: Wenn nichts geschieht, wird man 
Studenten .in Zukunft abweisen müssen. 

Mitte Mai 1972: Die Salzburger Universität 
droht aus den Nähten zu platzen. 

Und jetzt plant man, wie idl aus der Presse 
lese, ein Zeitllimlit für Mediziner im Entwurf 
für elin Studiengesetz für Medizin, was prak­
tisch auch einem Numerus clausus gle1 dl­
kommt. (Abg. Dr. Tu 1 J: Das ist ja eine 

Rede!) 

Präsident: Herr Kollege! Bitte, die Anfrage, 

die Zusatzfrage . (Abg. Dr. Tu 11: Das ist eine 

Fragestunde und keine Redestunde!) 

Abgeordneter Dr. Kaufmann (fortsetzend): 

Ich bin schon zu Ende. Aber ich glaube, zur 
Erläuterung des Zustandes mußte das ange­
führt werden. 

1973 steht nochmals eine Ste.igerung der 

Zahl der Studenten bevor. (Abg. S kr j te k: 
"Schon zu Ende" ist eine Ubertreibung!) 

Ich frage Sie daher, Frau Bundesminis ter : 
Sie haben vor über einem Jahr in Klagenfurt 
ein 10-Jahres-Bauprogramm für die Hodl­
schulen angekündigt. Wann werden Sie dieses 
Programm vorlegen, und wann werden Sie es 
wirksam werden lassen? 

Präsident: Frau Minister, bitte. 

bei einer Konferenz des Europarates, die -in 
Salz burg stattgefunden hat, sehr deutlich ge­
worden. Wir sind in einer Situation, die für 
Osterreich außerordentl:idl ungünstig :ist. Da­
durch, daß wir keine Sperre haben, die ande­
ren Länder aber für die Inländer einen Nume­
rus clausus eingeführt haben, wie etwa die 
deutsche Bundesrepublik, frst der Andrang an 
österreichischen Universitäten so groß, daß 
w.ir das nicht bewältigen können. Sie selbst 
haben ja angeführt, daß in Innsbruck sound­
so VJiele ausländische, reichsdeutsdle Medi­
ziner nicht aufgenommen werden konnten. 
Aber diese Frage Wfird nur in der Form gelöst 
werden können, daß europäische Uberein­
künfte getroffen werden, die es jedem Land 

gestatten, die eigenen Studenten studieren zu 
lassen und einen Teil der anderen aufzuneh­
men , aber auf Gegenseitigkeit. 

Was Ihre weitere Frage, wann das Bau­
programm vorgelegt werden wird, betrifft: Es 

wird in Kürze vorgelegt werden. Ich muß aber 
darauf hinweisen, daß es ke,ineswegs so ist, 
daß jetzt nichts gebaut w,ird. Es wird außer­
ordentlich viel gebaut. Im Hochschulbericht, 

der ,im Herbst dieses Jahres vorgelegt wird, 
werden Sie sehr ausführlich erörtert bekom­
men ,  was alles jetzt ,in Bau ist. Das ist übri­
gens jn unserem Arbeitsbericht auch immer 
wieder dargestellt woooen. Gerade die Hoch­
s chu len, die Sie angeführt haben, wie etwa 
Salzburg, verfügen über e'in Isehr großes Bau­
programm des Bundes 'im Schnellbauverfah ­
ren. DJe Hochschule selbst wird Ihnen zu­

geben, daß hier in den letzten Jahren außer­
ordentlidl viel geschehen dst. Ich bitte aber 
zu berücksichtigen, daß die Studentenzahl sich 
gerade in Salzburg innerhalb wen:iger Jahre 
verdoppelt hat. Daß hier Notlösungen gefun­
den werden müssen, ,ist überhaupt ke,ine 
Frage. 

Die Hochsdlule für Welthandel list ein eige­
nes Problem, auf das ich ja heute in einer 
zweiten Frage noch zu sprechen kommen 
werde. Im übrigen werde Jeh I hnen sehr gerne 
die ganze Uiste jener Bauvorhaben, die jetzt 
nicht  nur in Planung, ,sondern dn Ausführung 

sind, geben und zusätzHch jener Bauvorhaben, 
die jetzt in Planung sind. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter ! Ich darf vielleicht zuerst auf 
Ihre Bemerkung eingehen, daß die Begrenzung 
der Sem e sterzahlen für das MediZ'instudium 
ein Numerus clausus sei . Idl möchte diese 
Ihre Ansicht zurückweisen und sagen, daß 
eine Begrenzung der Semesterzahl - übrigens 
die doppelte Semesterzahl, die für das Normal- Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

stud:i
.
u� vor�esehen ist: 24 

.
Semester für da

.
s Abgeordneter Dr. Kaufmann: Frau Bundes-

Medlzmstu�'lUm, dann Studlensp:rre - kel- minister! Idl darf mich für die angekündigte 
n;swegs e'lll Numer�ls cla�sus 1st, sondern Liste herzlich bedanken und habe nur noch 
N

.
umer

.
us c �a

.
�sus heIßt: keme Aufnahme an 

I 
eine Schlußfrage. Können Sie nähere konkrete 

dIe UmversItat. Angaben machen, was ;im nächsten Jahr ange-
Zum zweiten: Es wird unmöglidl sein, alle l 5'idlts der steigenden Maturantenflut vorge­

A usländer bei uns aufzunehmen. Das möchte 

I 
sehen ist, um numerus-clausus-ähnl.iche Zu­

ich sehr nachdrücklich sagen. Da:s :ist kürzlich stände an der Universität hintanzuhalten? 
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Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Ich 
darf einmal folgendes anführen: Ich habe, 
nachdem von verschiedenen Hodlschulen, wie 
Sie richtig angeführt haben, Klagen über 
Platzmangel und Lehrermangel - beide kön­
nen ja zu einer praktischen Beschränkung der 
Studentenzahlen führen - gekommen sind, 
eine Erhebung, wo die Kapazität in nächster 
Zeit nicht ausreichen wird, an sämtlichen 
Hochschulen durchführen lassen. Diese Erhe­
bung ist jetzt im Gange, das Resultat liegt 
noch nicht vollständig vor. Tatsache ist, daß 
jedenfalls bei den medizinischen Fakultäten, 
bei den pharmazeutischen Studienrichtungen 
sich ein Engpaß abzeichnet und daß gerade 
dort Zusätzliches g'etan werden muß. Der zu­
sammenfassende Bericht wird dem Parlament 
vorgelegt werden. 

Präsident: Die Anfrage 4 ist zurückgezogen. 

Wir kommen zur 5. Anfrage: Herr Abgeord­
neter Dr. Tull (SPO) an die Frau Bundes­
minister für WlisSlenJschaft und. Forschung. 

421/M 

Wann kann mit dem Baubeginn am sogenann­
ten Chemietu.rrn in Linz gerechnet werden ? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter! Sie fragen an, wann mit dem 
Baubeginn des Chemieturmes in Linz zu rem­
nen list. Ich darf dazu folgendes sagen: 

Die vertragl1iche EiIlJigung über die Fort­
setzung des Hodlschulausbaues mit dem soge­
nannten Chemieturm ,ist erzlielt. Ich habe mich 
selbst in die Verhandlungen eingeschaltet, 
nachdem langwlierigte Beamtenverhandlungen 
zu keinem Ergebnis führen konnten. Jetzt 'ist 
lin lJinz die VertragsausfertJigung vorliegend. 
Ein Nachtragsvertrag war nom notwendig und 
liegt zur Unterzeichnung auf. Dieser Vertrag 
ist das Ergebnis des Gespräches zwischen dem 
Herrn Landeshauptmann, dem Landeshaupt­
mannstellvertreter, dem Bürgermeister von 
Linz und mir. 

ParaUel zu di,esen vertraglichen Maßnahmen 
läuft eine Uberprüfung der Planung des 
Cheffilieturmes, und zwar e.ine Uberprüfung 
des Raum- und Funktionsprogramms auf seine 
Gültigkeit in wilssenschaftllicher und organi­
satorischer Hinsicht und hJinsJchtlich der beab­
sichtigten Forsdmngsschwerpunkte. Die letzte 
Planungsgenehmligung durch das Mlinlisterium 
Hegt etwa vier Jahre zurück, und erfahrungs­
gemäß fallen Planungen im Hochschulbere'ich 
besonders bei naturwissenschaftliichen Insti­
tuten sehr ralSch anders aus. Im Hinblick. auf 

diesen raschen Wandel <im Rahmen der Natur­
wissenschaften wird das wissenschaftliche 
Konzept, das der Planung des Chemdeturmes 
zugrunde gelegt wlird, noch einmal überprüft. 
Das 'ist jetzt tim Gange, und die Hochschule 
Linz wJrd bei einer in Kürze stattfindenden 
Besprechung einen BeHrag zur Erstellung die­
ses wdssenschaftlichen neuen und neuesten 
Konzeptes leisten. Diese nom nötlige Prüfung 
wiird sehr rasch erfolgen, aber sie wird auch 
- das möchte dm betonen - .im Interesse 
aller mit der notwendigen Sorgfalt zu unter­
nehmen sein. 

Sobald diese Prüfung abgesdllossen ist, 
steht dem Baubeginn nichts weiter im Wege, 
nachdem wir uns vertrag�ich geeinigt haben 
und auch das Einvernehmen mijt dem Flinanz­
minister und dem Bautenminister hergestellt 
ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Tull: Frau Bundesmini­
sterl Ich entnehme Ihren Äußerungen mH Be­
friedigung, daß der offenbar in einer Vor­
wahlstimmung unter entsprechendem Theater­
donner an die Bundesregierung gel1ichtete 
Appell des oberösterreichJlschen Landeshaupt­
mannes, endllim grünes Lidü für den Bau­
beginn zu geben, eig,enUich bereits vor drei 
oder vJer Jahren an die damaligen Bundes­
minister Dr. Koren, Dr. Mod<. oder Dr. Kotzina 
gerächtet hätte werden können. 

Konkret allerdings hätte ich noch e'ine 
Frage, und zwar, ob bereits entsprechende 
Detailpläne und Unterlagen vorliiegen, ob sie 
als ausgereifte Projekte bezeichnet werden 
können, sodaß an Hand dieser mit der ehe­
baldigsten ReaHs:ierung dieses Projektes be­
gonnen werden kann. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter! W:ie ich schon betont habe, äst 
die letzte Vorlage vier Jahre alt. Ich habe 
die Hochschule selbst gebeten, mir nom ein­
mal mitzuteilen, was eigentltich der Schwer­
punkt sein soll, wie die Studienrichtungen 
aussehen sollen. Ich habe von der Hochschule 
bisher die Antwort auf dieses Ersuchen noch 
ntcht bekommen. Es steht immer Wlieder zur 
Frage, ob hier nur Chemiker für das Lehr­
amt ausgebildet werden sollen, ob elln soge­
nal1lIlter Wlirtschaftsingen!ieur für Chemie aus­
gebildet werden soll, ob die Ausbildung von 
Systemingenieuren erfolgen soll, ob alle 
drei Arten hier ausgebildet werden sollen. 
Hier gibt es unterschiedliche AuffaSisungen bei 
der Hochschule selbst, und deshalb ist eine 
Klärung außerordentNm notwendig. 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 

Der Bau des Chemieturmes richtet sich 
selbstverständ�ich und zweifellos nach dem 
Studienprogramm. Es dst nicht ganz ledcht, 
m'it den Hochschulen zu planen. In der letzten 
"Hochsdmlzeitung" zum Be'isp:iel spricht der 
Rektor von einem z wölfstöckigen Chemie turm 
und in der gleichen Hochschulzeitung der 
Dekarn von einem z ehnstöckigen Chem:ieturm. 
(Abg. D r. G r u b e r: D er Rek to r will eben 
höher hinaus!) Was dort der Studiienrichtung 
nach Wlirklich gemacht werden soll, das ist 
noch Jmmer unklar. 

Ich betone das deswegen, weil es sich bei 
dem Bau dieses Chemieg'ebäudes um ein 
außerordentliich teures Projekt handelt; nach 
den bisherigen Planungen kostet es ohne Ein­
richtung 253 Millionen Schilling, von denen 
Bund und Land einen Belitrag von noch 29 Mdl­
lionen Schilling leisten werden. (Abg. Dok tor 
G ru b e r: Stadt und Land!) Sie sehen also, 
daß es durchaus angebracht list, genauestens 
zu überprüfen, was Mer eigentlich geschehen 
soll und was und wiie gebaut werden soll. 

Präsident: Eine z weite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Tull: Ich nehme an, Frau 
Bundesminister, daß die 29 Millionen Schil­
ling sich auf Stadt und Land beziehen; ich 
glaube das so richtig verstanden zu haben. 

Aber ich hätte in diesem Zusammenhang 
doch noch im Hinblick auf die außerordent­
lich rasante Entwicklung dieser Hochschule 
die Frage, ob Wünsche bezüglich weiterer 
Institutsgebäude, Bibliotheksgebäude vorge­
tragen sind, ob eventuell mit einer Errkhtung 
solmer Gebäude gerechnet werden kann und 
wann die Hochschule zur Universität wird. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter I Ich habe bei meinem letzten 
Gespräm II1lit den Vertretern der Homschule 
Linz vereinbart und ihnen sehr nachdrücklich 
mitgeteilt, daß, w enn in den nächsten Jahren 
dieses sehr aufwendige Bauvorhaben für das 
Chemiestudium für Linz gebaut wrird, keline 
Auss!jcht besteht, daß weitere Gebäude für 
Linz vom Bund errichtet werden. Es sind 
andere Hochschulen auch da. Der Herr Kol­
leg!e Dr. Kaufmann hat uns ja eben geschlil­
dert, wlie die Raumnot an den anderen Hoch­
schulen aussieht. Ich habe das ausdrücklich 
gesagt, um hier keine Illusionen zu erwecken. 
Man hat mir zugestimmt. Die Vereinbarung 
mit dem Finanzmtinlister ging :in die gleiche 
Richtung: Bewilligung für dieses Bauvorhaben 
und vorläufige Zurückstellung aller anderen 
Bauvorhaben für Linz. 

Präsident: 6. Anfrage : Abgeordneter Doktor 
Gruber (OVP) an die Frau Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung. 

397/M 

Auf welche Weise soll in Zukunft das Inkasso 
der Hochschülerschaftsbeiträge erfolgen, nach· 
dem die Bestimmungen des Hochschul-Taxen· 
gesetzes eine Neuregelung erforderlich machen 
\Uld Beiträge an Interessenverbände grund· 
sätzlich nur auf der Basis der Einkommenshöhe 
festgelegt werden? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter Dr. Gruberl Die Einhebung des 
Hochschülerschaftsbeitrages w.ird durch die 
Quästur jeder Hoc.."'1schule derart durc..'1geführt 
werden, daß die Studierenden mit den Inskrip­
tionspapieren einen Erlagsche!in erhaltern und 
anläßlich der Inskription mittels des Erlag­
scheimabschnittes die Bezahlung des Hoch­
schülerschafts bei tragles nachwe'isen. 

Es slind bereits zwei Erlässe ergangen, einer 
an die Rektorate und einer an die Hoch­
schülerschaft, in denen dieser Vorgang ge· 
schildert wurde und darauf hingewielsen 
wurde, daß der Hochschülerschaftsbeitrag in 
Hinkunft lin dieser Form eingehoben wJrd. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Frau Bundes­
minister! Es könnte aber der Fall eintreten, 
daß dieser Erlagschein nicht benützt wird. 
Welche Sanktionen sehen Sie für einen sol· 
chen Fall vor? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Die 
Frage ist sehr einfach, Herr Abgeordneter! 
Der bezahlte Erlagschein zählt durch Vonvei­
sung des Abschnittes sozusagen mit zu den 
Inskriptionspapieren. 

Präsident: Eine zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Frau Bundesmini­
sterl Ist es richtig, daß für den Fall der Nicht­
bezahlung eine Exmatrikulation vorgesehen 
�st? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg : Das ist 
vorläufig nicht vorgesehen. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: 7. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Dkfm. Gorton (OVP) an den Herrn Bundes­
minister für soziale Verwaltung. 
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398/M 

Was verstehen Sie unter "Einrichtungen der 
Sozialversicherung", in denen nach dem Ent­
wurf der 29. ASVG-Novelle künftig gesetzlich 
verankerte allgemeine Vorsorgeuntersuchungen 
der Bevölkerung durchgeführt werden sollen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordneter I 
Der Ausdruck "Einllichtungen der Sozialver­
sicherung", wie er in Ihrer Anfrage zitiert 
wird, kommt :im Entwurf der 29. Novelle 
bezüglich der Durchführung der Vorsorge­
untersuchungen nicht vor. Ihre Anfrage stellt 
daher eine willkürliche Behauptung auf. Es 
ist eine persönhche Formulierung, und Sie 
werden daher verstehen, daß ich Ihre persön­
liiche Meinung nicht interpretJieren kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. GOlton: Herr Vize­
kanzler! Die Formulierung, die :ich 'in der 
Anfrage verwendet habe, stammt aus einer 
Enunziation des kärntnerischen sozialistiseben 
Organs. (Heiterkeit bei der OVP.) leb gebe 
zu, daß diese Formulierung, die 'in dieser Zei­
tung gebracht wurde, nicht ;im Entwurf Ihrer 
29. ASVG-Novelle enthalten ist. Aber wenn 
man diese Novelle zugrunde legt, so ist den 
§ §  118 a und 1 32 b über Vorsorge- und 
Gesundenuntersuchungen zu entnehmen, daß 
Mittel für die Errichtung und auch für den 
Betrieb eigener Einrichtungen und entspre­
chender VertragseinriChtungen bereitgestellt 
werden sollen. 

Ich möchte Sie, Herr Vizekanzler, da Sie 
selbst nicht bereit waren, meine Anfragen in 
dem Sinne so auszulegen, Sie siCh also an 
die direkten Worte halten, fragen: Was ver­
stehen Sie genau unter den "eigenen Einrieb­
tungen" und was verstehen Sie alles unter 
den "Vertragseinrichtungen"? Ich bitte Sie 
diesbezüglich um genaue Auskunft. 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich glaube, Si'e verstehen, daß 
ich auch hinsichtlich Formu�ierungen, wie sie 
:in Zeitungen vorkommen, nicht zuständig bin, 
die Auslegungen vorzunehmen. 

Ich darf weitere Klarstellungen treffen. Im 
Wortlaut des Entwurfes heißt es: "Unter­
suchungseinrichtungen (eigene Einrichtungen 
sowie Einrichtungen der Vertragspartner)". Es 
steht weder, wlie Sie jetzt gesagt haben, 
irgendein Hinweis auf Bere:itstellung von Ein­
richtungen der Vertragspartner drtinnen noch 
von Vertragsetnrichtungen. Ich bitte, sich an 
den Wortlaut des Entwurfes zu halten. 

Was unter "eigenen Einrichtungen" zu ver­
stehen 'ist, das ist vönig klar. Zurzeit beste­
hen ja im Rahmen der diversen Sozlialversiche­
rungsträg'er derartige eigene Einrichtungen: 
Ambulatorien und so weiter. Unter "Einrich­
tungen der Vertragspartner" ist eine Fest­
legung geme:int, die vor allem vom Gesichts­
punkt der ze:itökonomischen Inanspruchnahme 
ausgeht.. Es list seH langem - vor allem dn 
Amerika, aber auch in der übrigen westlichen 
Welt - eine Tendenz zur sogenannt'en Grup­
penpraxis von Fachärzten festzustellen. Wir 
meinen nun mit Idiesen "Einl1ichtungen der 
Vertragspartner", daß diese solche Gruppen­
ordinabionen err:ichten, weil eine Unter­
suchung von Gesunden - vor allem auch vom 
Standpunkt der Wirtschaft - nur dann mög­
};ich ist, wenn sie so zeitökonomism vorge­
nommen wird, daß man sich das eben leisten 
kann. Zu diesem Zweck erwarten wir - wü 
hatten auch die IntJereslsensvertreter der 
Ärzte gefragt - die Schaffung derarbiger E'in­
Tlichtungen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Vize­
kanzler! Ich glaube, aus dieser jetzigen Beant­
wortung muß man wirklich den Eindruck 
gewinnen, daß S�e auf den Kern der Sache 
nicht eingehen wollen. 

Ich möchte hier rucht den ganzen § 118 a, 
wie er in Ihrem Entwurf enthalten ist, zitieren. 
In den Erläuterungen steht aber genau: Die 
erforderlichen Einrichtungen, und zwar die 
Errichtung und der Betrieb der hiezu erfor­
derlichen eigenen Einrichtungen beziehungs­
weise die Bereitstellung entsprechender Ver­
tragseinrichtungen, sollen sich "in einem Rah­
men bewegen, der 2 v. H. der Einnahmen an 
Versicherungsbeiträg'en entspricht". 

Herr Vizekanzler! Ich glaube, es ist in der 
breiten Bevölkerung und vor allem 'in der 
Ärztescnaft echt der Eindruck entstanden, daß 
S'ie als SOZlialminister mit diesem Entwurf der 
29. Novelle zum ASVG auch den Grundstein 
für eine Verstaatlichung des gesamten Ge­
sundheitsdienstes in Osterreich legen wollen. 
Ich möchte sagen, daß Sie unter der zweifellos 
human:itären Tarnkappe gesetzlicher Vor­
sorge- und Gesul1Jdenuntersuchungen künftig 
gemäß diesem § 118 a des Gesetzes doch als 
neue Bestimmung diese Grundlage schaffen 
möcht.en. Auf der einen Seite soll durch die 
Schaffung sogenannt.er eigener Einrichtungen 
des Gesundheitsdienstes - also Ambulato­
ri'en - die Partei stellung der Ärzte abge­
schafft werden. Auf der anderen Seite -- hier 
stütze ich mich auf eine Auslegung (Abg. 
Dr. Tu 11: Frage!) des sieberlich nicht der 
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Dkfm. Gorton 

großen OpposiHonspartei nahestehenden 
Präsidenten der Kärntner Ärztkammer, die 
genau in der von mir bereits zdtJierten "Kärnt­
ner Tageszeitung", also :im Organ Ihrer Partei, 
wiedergegeben wurde, der absolut auf dem 
Standpunkt steht, daß unter . . . 

Präsident: Herr Kollege, bitte die Frage! 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (for tsetzend): 
Ich komme gleich auf die Frage. 

Der Präsident der Kärntner Ärztekammer 
steht allso auf dem Standpunkt , daß unter 
dieser Auslegung zu den Vertragseinrichtun­
gen sozusagen auch die Ordinationen der frei­
prakbizierenden Vertragsärzte zu zählen seien. 
Wenn hier der PräSlident der Kärntner Ärzte­
kammer gesagt hat (Rufe b ei der SPt]: Frage!), 
daß dies e:ine ungeheuerliche Diffamierung 
des Ärztestandes bedeute, so möchte rieh also 
jetzt fragen, Herr Vizekanzler: 

Sind Sie bereit, den Entwurf der 29. ASVG­
Novelle, wenn er lin den M:iniisterrat kommt, 
in dieser Hinsicht so abzuändern, daß di1e 
Bestimmungen in der RegierUingsvorlage über 
die Einllichtungen zur Durchführung von Vor­
sorgeuntersuchungen nur in voller Ub erein­

stimmung mit der gewählten Vertretung der 
freiberufHchen Ärzteschaft fest9'elegt werden? 
Idl möchte die Frage noch w eHer präzisieren : 
Sind Sie bereit, die Regierungsvorlage so zu 
ändern, daß bei Errichtung eigener Einrich­
tungen der Krankenversicherungsträger die 
ParteisteIlung der Ärztekammern gesüchert 
ble:ibt und daß eine geeignete einvernehm­
liche Form mit der Ärzteschaft gefunden wird, 
die dhre Mitwirkung bei Vorsorgeuntersuchun­
gen ohne jede Beeinträchtigung deren frei­
beruflicher Tätigkeitsmerkmale gewährleistet? 

Präsident: Herr Minister, auf den Wust von 
Fragen bitte! 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich darf hier dem Hohen Hause mitteilen, 
daß wir bereits ein Gespräch mit Vertl1etern 
der Osterreichiischen Ärztekammer gehabt 
haben und daß wir den Herren die Zusage 
gegeben haben, !innerhalb der nächsten zwei 
Wochen die Gespräche fortzusetzen, um den 
Versuch zu unternehmen, mit lihnen eine über­
einstimmende Neufassung dieser Bestimmun­
gen vorzunehmen. 

Präsident: Wir kommen zur 8� Anfrage: 
Herr Abgeordneter MeißI (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

378/M 

Wird in die 2. Novelle zum Bauern-Pensions­
versicheru,ngsgesetz auch eine Bestimmung über 
die Einfühl'1U1g einer zweiten Bemessungs­
grundlage (etwa nach Vollendung des 55. Lebens­
jahres) aufgenommen werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! In den Entwurf der 2. Novelle 
zum Bauern-PensionsverSlicherungsgesetz 
wurde keine Bestimmung über die Einfüh­
rung e,jner zweiten Hemessungsgrundlage auf­
genommen, weil die Verhältnisse im bäuer­
liichen Bereich durch die an den Einheitswert 
gebundene Pensions bemessung wesentHcb. 
anders liegen als im Berei ch der Pens'ions­
versicherung der Unselbs tänd�g'en und auch 
der selbständigen Gewerbetreibenden . 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Meißl: Herr Vizekanzler! 
Sind Sie nicht der Meinung, daß für all e 
Gruppen ein gle.iches Pensiofl!s recht grunds ätz­
lkh gelten sollte? 

Wlir sind der Melinung, daß auch hier sehr 
wohl die Einführung eiiner zweiten Bemes­

sungsgrundlage im Sinne einer Strukturver­
besserung bei Teilübergaben und so weiter 
von Bedeutung wäre . 

Ich darf Sie daher konkret fragen: Bleibt 
es bei Ihrer Me:inung, oder sehen Sie doch 
vor, diese Frage im Zuge einer späteren 
Novellierung zu überprüfen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich bekenne mi ch grundsätzlich zu dem 

PrinZlip: Gleiches R<echt für alle. Aber dieses 

gleiche Recht setzt voraus, daß auch die glei­
chen PHichten gegeben sind. 

Ich habe in meiner ersten Beantwortung 
darauf hingewiesen, daß wir ein unterschied­
liches Recht zwiischen diesen drei Pensions­
versicherungssystemen h aben. In dem einen 
Fall wtird dJie Pflichtversii'Cherung nach den 
Le:istungen vorgenommen, im Rahmen der 
Bauernpensionsvers!icherung nach einem Effek­
tivwert, der ausschließlich vom Versicherten 
valliabel gemacht werden kann, indem er 
abverkauft, verpachtet und so weiter, bei 
dem ·er bis auf die niederste B emessungs­
grundlage zurückgehen kann, sich aber den­
noch die höhere Anwartschaft erwerben 
könnte. 

Wlir haben in der Bauernpens�onsversiche­
rung nicht die Basis der B eitragsleistung wie 
tin den anderen FäHen, sondern es ist der Ein­
heitswert festgelegt. In dem Maße, als wir 
im Rahmen der Entwicklung der Bauern­
pensionsversicherung dann auch Zeiten haben, 
wo wir die Beitragsgrundlage be� einer Pen­
sionsbemessung berücksichtigen können, wird 
es auch möglich sein, d ie zwe'ite Bemessungs­
grundlage einzuführen. 
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Präsident: Wir kommen zur Anfrage 9 :  Herr 
Abgeordneter Egg (SPO) an den Herrn Bun­
desminist'er für soziale Verwaltung. 

422/M 

Zu welchen Ergebnissen ist der Verband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger hin­
�jchtlich der Urlauberbetreuungsvorschläge der 
Arztekammer für deutsche Urlauber in West­
österreich gekommen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter l Auf Grund des VOl1schla­
ges der Ärzteschaft, bei den die kassenärzt­
liche Betreuung der deutschen Urlauber in 
Osterreich regelnden Vereünbarungen eine 
'indivliduelle Bei- und Austrittsmögl:ichkeit der 
Kassenärzte vorzusehen, habe ich den Haupt­
v'erband der österrelichischen Soz'ialversiche­
rungsträger am 1 6, 7. 1 971 ersucht, die Reali­
sierbarkeit drleses Vomchlages zu prüfen. 

Der Hauptverband hat darauf am 22. 7, 

der Osterreichischen Ärztekammer den Ent-

zwischen dem Hauptverband der deutschen 
Kassenverbände und den Vertretern der Ärzte 
hergestellt wurde. 

Ich stell-e, ohne jetzt alles hier vorzulesen, 
weiter fest, daß am 4. 3. 1 970 bei einer Be­
sprechung zwischen der Frau Bundesminister 
Rehor, dem Hauptverband und der Osterrei­
chischen Ärztekammer die Unterzeichnung die­
ses Vertrages bereits mit 20. 3. 1 970 zugesagt 
wurde. Ich stelle fest, daß die Ärztekammer 
am 20. 3. erklärt hat, daß sie diese Unterzeich­
nung nicht für alle Länder durchführen kann. 
Dann gehen die Besprechungen weiter am 
1 4 ,  4. 1 970 und so fort. 

Nun habe ich Ihnen die Termine gesagt, 
die jetzt ein Jahr zurückliegen, wo wir trotz 
Zusagen der Ärztekammer nicht imstande 
sind, überhaupt nur ins Gespräch zu kommen. 

Idl darf nur der Hoffnung Ausdruck geben, 
daß die nun mit dem Hauptverband und der 
Ärztekammer Ende April geführten Gespräche 
doch in absehbarer Zeit zu einem Erfolg füh-

wurf einer modifizlierten Vere'inbarung betref- Ten. 

fend die Urlauberbetreuung übermittelt. Präsident: Eine weitere Frage, Bitte. 

Da die OsterreichJisme Ärztekammer auf 
diesen Entwurf trotz w:iederholter Urgenz 
nicht reagierte, habe :ich mich am 27. 1 2. 1 971 

und neuerliich am 6. 3 .  1972 mit einem drin­
genden Appell an den Herrn Präsädenten der 
Osterreich:iscben Ärztekammer gewendet und 
ihm zuletzt mitgeteilt, daß ich, sollte ein-e 
Regelung :in absehbarer Zeit nicht zustande 
kommen, eine LÖSUJIlg des Problems auf bun­
desgesetzlicher Ebene ;ins Auge fassen müßte. 

Nach den mir inzwischen zugegangenen 
InformatJionen hat nun die Osterreichische 
Ärztekammer einen Gegenentwurf zu den 
Vorschlägen des Hauptverbandes ausgearbei­
tet, über den die Verhandlungen zwischen dem 
Hauptverband und der Ärztekammer am 
27. 4. 1 972 aufgenommen wurden, 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesministerl 
Ist damit zu rechnen, daß noch vor Beginn der 
Sommers ais on :im Fremdenverkehr Jm Westen 
Osterreichs eine Regelung gletroffen wird, die 
unseren staatsvertragllichen Verpflichtungen 
eJnigermaßen entspricht? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich kann das weder verneinen noch be­
jahen. 

Ich habe mir die Entwlick.lung dieses ganzen 
Problems zusammenstellen lassen und stelle 
fest, daß bei den Besprlechungen !in München 
am 2, 4. 1 969 e!ine völlige Ubereinstimmung 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesministerl 
Wenn dieser erhoffte Erfolg nicht eintr'itt, sind 
Säe dann bereit, in der HerbstJsesslion dem 
Parlament einen entsprechenden Gesetzent­
wurf vorzulegen, damit wdr unsere Verpfldch­
tungen, die sich aus dem Staatsvertrag mit 
Westdeutschland ergeben, auch tatsächIlich ein­
halten können? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeordne­
ter l Ich habe schon bei meliner ersten B-eant­
wortung erklärt, daß wür, wenn sich keine 
Vereinbarungen zwischen den beiden Ver­
tragspartnern erZiielen lassen, im Interesse 
und lim Sinne der Verpflidltung, die wir einge­
gangen sind, natürlich eine derartige gesetz­
J,iche Regelung vornehmen müssen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 1 0 :  

Herr Abgeordneter Dr. Schwimmer (OVP) an 
den Herrn Bundesminister für soziale Verwal­
tung. 

399/M 

Liegen der in Artikel IV Z. 25 des Ministerial­
entwurfes der 29. Novelle zum ASVG vorge­
sehenen Bonifikation für den Aufschub der 
Alterspension versicherungsmathematische Be­
reclmungen über die Höhe dieser Bonifikation 
zugrunde ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter ! Die ;im Entwurf der 29. ASVG-Novelle 
vorgesehene Bonifikation bei Aufschub der 
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Vizekanzler Ing. Häuser 

Geltendmachung des Anspruches auf Alters- im Zusammenhang mit einer durchschnittli­
pension stellt keine neue Einrichtung im Be- chen 7prozentigen Dynamisierung 5633 S zum 
reich des Pensionsrechtes dar. Sie gilt seit 70. Lebensjahr. 
nunmehr 1 4  Jahren in der gewerblichen Selb- Wenn Sie dann die dritte Spalte nehmen, 
ständigen-PenS'ionsversieherung und wurde, wo der Aufschub der Pension um fünf Jahre 
weil sie sich dort bewährt hat, in die Pensions- erfolgt ist, bekommt dieser Betreffende zum 
versicherung nach dem ASVG übernommen. 70. Lebensjahr nicht eine Pension von 5663 S,  
Dessenungeachtet wurde anläßlich der Uber- sondern von 669 1 S und dazu eine Bonifika­
nahme -in die Unselbständ:igen-Pensionsver- Hon von 849 S, so daß seiner P ensi:on von 
s,icherung die Wirkungsweise dieser Institu- 5663 S zum 70. Lebensjahr ohne Aufschub 
tion auch ,in versicherungsmathematisdler Hin- eine Pension von 7540 oder um 1900 S mehr 
sicht neu durchgerechnet und hat sich als gegenübersteht. Diese um rund 2000 S höhere 
positiv erwiesen. Pension, vIierzehnmal !im Jahr bezahlt und 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. auf Grund der Lebenserwartung etwa durch 
sieben Jahre ;in Anspruch g,enommen, ist jetzt 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes-
der Vorteil, den er hat; und der ,ist  für 'ihn 

minister I Zwischen der lim GSPVG und der 
unbestritten sehr, sehr groß. 

nunmehr im ASVG vorgesehenen Bonifikation 
besteht insoweit doch ein sachl:icher Unter- Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
schied, als es ,im GSPVG-BereJich eine be­
kannte Tatsache ist, daß Gewerbetreibende 
aus anderen Gründen vielfach den PenSions­
antritt aufschieben, während ich annehme ,  daß 
die Bonifikation, die jetzt tim ASVG vorge­
sehen ist, ein Anreiz für den Pensionsauf­
schub se,in soll. 

Auf Grund Ihrer Berechnungen, die den 
Erläuternden Bemerkungen beigeschlossen 
sind, ergibt sich nun, daß eine Person, die die 
Pension zwe:i Jahre aufschiebt, bei einer Be­
messungsgrundlage von 6000 S zum 65. Le­
bensjahr auf Pens,ionsleistungen von 1 33.660 S 
verzichtet und dafür einen monaHichen 
Bonus von 306 S bekommt. Das heißt, daß 
sie 31 Jahre die Pens'ion beziehen muß, damit 
die Bonifikation dem Verziicht entspricht. Bei 
Auf;schub um fünf Jahre sind es 363.384 S 
Verzicht; der Bonus beträgt 938 S. Hier muß 
die Pens-ion 28 Jahre bezogen werden. In bei­
den Fällen müßte daher der Versicherte 
98 J ahre alt werden, um den Verz;icht durm 
den Bonus abgegolten zu erhalten. 

Können Sie mir sagen, Herr Bundesminister, 
in welchem Verhältnis nach den versiche­
rungsmathematischen Berechnungen Ihres 
Ressorts der Gewinn der Pens1ionsanstalten 
oder der Pens'ionsv-el1sicherung insgesamt 
durch den Aufschub zu der Bonifikation 
steht? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter l Sie gehen von einer vöUig falschen Vor­
aussetzung aus. Ich stelle Ihnen jetzt die 
Gegenrechnung dar und beziehe mich auf das 
Beispiel, das Sie angeführt haben, auf 
Seite 1 3 1 der Erläuternden Bemerkungen : Ein 
Pensionist, der mit 65 ;in den Ruhestand tritt, 
der 40 Versimerungsjahre hat, bekommt zum 
65. Lebensjahr eine Pension von 4320 S und 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes­
minister ! Bei diesem Beispiel Slind jetzt meiner 
Ansimt nach Sie von falschen Voraussetzun­
gen ausgegangen. Ein Pensionist, der die 
Penslion aufschiebt und dadurch statt 5663 S 
zum 70. Lebensjahr -eine Pens,ion von 6691 S 
erhält, erhält diese höhere Pen&ion ja ganz 
einfach auf Grund der Tatsache, daß er in 
diesen fünf Jahren auch Beiträge leisten muß, 
und nicht auf Grund der Tatsache, daß er jn 
diesen fünf Jahren auf die Pension, auf die 
er Anspruch hätte, verzichtet hat. Dem Ver­
zieht kann nur die Bonifikation geg·enüber­
gestellt werden, die höhere Leistung kann 
nur den Pensionsbeiträgen in diesen fünf 
Jahren gegenübergestellt werden. Idl habe 
daher diese Vergleime nidlt gezogen, sondern 
nur den Ver�icht der Bonifikation gegenüber­
gestellt. 

Herr Bundesmin�isterl Sind Sie bereit, vor 
der Erstellung der Regierungsvorlage noch­
mals versidlerungsmathematisme Berechnun­
gen anstellen zu lassen und notfalls eline 
höhere Bonifikation vorzusehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Ing. Häuser: Ich sagte Ihnen 
smon: Wir haben die versicherungsmathema­
tischen Beredlnungen angestellt, sie stimmen 
in j eder Hinsicht überein, es ist kein Vorteil 
für die Pensionsversimerungsträger, sondern 
ein Vorteil für den Versicherten selbst, und 
daher habe ich nicht die Absicht, hier eine 
Änderung vorzunehmen. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: Wir kommen zur 1 1 . Anfrage : 
Herr Abgeordneter Thalhammer (SPOJ an den 
Herrn Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie. 

1 8 1  
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362/M 

Sehen Sie eine Möglichkeit, um jene alpinen 
Schutzhütten, zu denen es keine Transport­
möglichkeit durch befahrbare Wege oder Seil­
bahnen gibt, entspreohend ihrer schwierigen 
Lage besonders zu unterstützen '! 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Slaribacher: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich habe di'e Förderungsmittel 
�m Einvernehmen mit den alpinen Vereinen 
aufgletedlt, und es müßte von den alp.inen 
Vereinen ein diesbezüglicher Wunsch auf 
Änderung an mich herangetragen werden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
miIllister! Es ist ja so, daß die alpinen Vereine 
dielse Schutzhütten nicht selbst bewirtschaften, 
sondern gezwungen sind, Pächter oder Be­
treuer dieser Hütten zu finden. Das list sehr 
schwer, we'il dazu ja Idealismus und eine 
bestimmte Einstellung gehört. Nun kommt 
noch dazu, daß der Umsatz, der dort getätigt 
wird, voll der Besteuerung unterliegt und aus 
diesen Gründen eine gewisse Benachteiligung 
eintrtitt. 

Ich frage daher, ob ,es nicht mögl1idl wäre, 
den Pächtern, Bewirtschaftern und Betreuern 
dieser Schutzhütten, die nicht zugänglich sind, 
weil die Wege nlicht aufgeschlossen sind, wie 
lin der Anfrage festgestellt wind, eine beson­
dere Berücks:ichtigung zutefil werden zu lassen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Se hr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! D ie Hütten gehören 
den alpinen Vereinen. Die alpinen Vereine 
müssen Vorkehrungen treffen, damit sie den 
Pädüern dort die Möglichkeit geben, von den 
Einnahmen existieren zu können. Ich sehe 
mich außerstande, über die alpinen Vereine 
hinweg den Pächtern irgendwelches Entgegen­
kommen zu zeigen. 

Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
minister! Darf ich das so auffassen, daß, wenn 
alpine Vereine nun um Unterstützungen ein­
kommen und den Umstand, daß sie solche 
Hütten zu betreuen haben, besonders erwäh� 
nen, sie auch besonders berücksichtigt werden? 

Präsident : Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Slaribacher:  Das ist mög­
!.ich, Herr Abgeordneter, unter der Bedingung, 
daß der Verband der alp:inen Vereine, der 1 97 1  
1 , 1  Millionen, 1 972 1 ,5 Millionen bekommen 
hat, s:ich über den Aufteilungsschlüssel einigen 
kann. Ich möchte ,nicht von der von mir ein-

geführten Gepflogenheit abgehen, daß ich das 
im ßinvernehmen mit dem Verband der alpi­
nen Vere:ine auch für das nächste Jahr fest­
setze. 

Präsident: Anfrage 1 2 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Blenk (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe und Industrie. 

407/M 

Welche konkrete Ergebnisse hat die von der 
Bundesregierung am 26. Jänner 1972 eingesetzte 
Ministerarbeitsgruppe zur Kontrolle der Preis­
entwickhmg bisher gebracht ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge-
ordneter ! Hier muß man zwisdlen den preis­
geregelten und den nidlt preisgeregelten 
Waren untersdleiden. Soweit sidl es um preis­
geregelte Waren handelt, wird im Minister­
komitee über die Grundsätze und die Richt­
linien gesprochen; soweit es nicht preisgere­
gelte Waren betrifft, habe ich versudlt, mit 
den Firmen in Einzelfällen - zum Beispiel 
PKWs und so weiter - ein Einvernehmen 
herbeizuführen, um nicht zu große Auswir­
kungen der Preissteigerungen in Osterreich 
spürbar werden zu lassen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Herr Bundesmini­
sterl Die preisgeregleiten Waren unterl!iegen 
an sich in ihrer Beobachtung ja auch Ihnen. 

Ich möchte hier nur folgendes kurz in 
Erlinnerung rufen : Sie haben relativ bald nach 
Einsetzung dri,eses sogenannten MinJisterkom'i­
tees in einem Interview erklärt, daß das Neue 
und das Besondere dieses damals mit sehr 
viel Presseecho eingesetzten Komitees sei, daß 
es nun endlich die Pr€liskontrolle IinstJitubiona­
lisiere, daß hier also e:in neues Institut ge­
schaffen werde, welches der Bevölkerung 
plaus,ibel mache und vor Augen führe, daß 
die Regierung die Preisentwicklung keines­
wegs passiv und unkontroHiert hinnehme. 

Ich habe vor weIlligen Wodlen dem Herrn 
Innenmin1ist,er die gle:idle Frage gestellt und 
dazu gefragt : Was hat nun über Ihren Kom­
petenzbereidl binaus dieses spektakulär e:in­
gesetzte Ministerkomitee getan? Er hat dar­
auf gesagt : No comment - ich habe keine 
Kompetenz, dazu etwas zu sagen! - Ihre 
Antwort, Herr Bundesminister, geht an s1dl 
in dieselbe Richtung. 

Ich möchte daher nodl ·einmal fragen: Was 
hat dieses MiIllisterkomitee als, wde Sie selber 
gesagt haben, institutionalisierte neue Preis­
behörde tatsächliich an Maßnahmen gesetzt? 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Starlbacher: Bitte, eine 
institutionalisierte neue Preisbehörde kann es 
nicht s ein, denn auf Grund der Verfassung 
kann ein Ministerium nur auf Grund von Ge­
setzen wirksam werden. Das Preisregelungs­
gesetz s i eht ganz genau vor, wie die Kompe­
tenzen verteilt sind. Die Bundesregierung 
wird ein neues Kompetenzgesetz vorlegen, wo 
die Kompetenzen in der Preisregelung kon­
zentriert werden sollen (Hei terkeit bei deI 
OVP) ; a uch wenn der Herr Abgeordnete Mit­
terer in diesem Fall lacht. Wlir werden es 
machen. (Abg. M j t t e  r e  I: "Wenn der Steifl 
wieder wird, so, wie er war"! Nicht?) Bitte, 
es ist ein bisserl anders. 

Wenn aber jetzt von seiten der Bundes­
regierung versucht wird, solange dieses neue 
Kompetenzgesetz nicht vorhanden 'ist, durch 
Absprachen der hiefür zUJständigen Ministe­
rien ein e  einheitliche Linie zu finden, glaube 
ich, liegt das im Interesse der Bevölkerung und 
im Intere sse der Preisentwicklung. Das bezie ht 
sich - wie ich noch einmal ausdrücklich be­
tonen will  - auf die preisgeregelten Waren. 

Bezüglich der nicht pmisgeregelten Waren 
bleibt es jedem MinisteI"ium lim Rahmen sei­
ner Kompetenzen vorbehalten, zu versuchen, 
einen gewissen Einfluß auf die Preisentwick­
lung zu nehmen; so wird zum Beilspiel jetzt 
auch, ohne eine diesbezügliche gesetzliche 
Regelung zu haben, in der Diskussion um die 
Mehrwertsteuer versucht, den Vorsteuer­
abzug einheitlich festzulegen. Dazu habe ich 
zum Beispiel ;im HandelsministeDium eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt und bin g'erade zu­
sammen mit den Interessenvertretungen dabei, 
eine solche Liste zu ,eflstellen. 

Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Blenk: An Ihren letzten 
Satz anknüpfend, Herr Bundesminister : Die 
Frage des Vorsteuerabzuges und der Rege­
lung der Mehrwertsteuer im ganzen wird res­
sortmäßig - nehme ich an - auch weiterhin 
vom Finanzministerium betreut. 

Aber zu Ihrer Feststellung, daß das keine 
Institutionalisierung sei, in der i ch sachlich 
mit Ihnen völlig einig gehe, möchte ich sagen 
- hier vielleicht neuerdings sagen -, daß 
sich die Mitglieder der Bundesregierung in 
ihren sehr zahlreichen und sehr populären 
Enunziationen etwas mehr auf die Fakten 
abstellen sollten. Denn der Begriff der Insti­
tutionalisierung stammt von Ihnen, Herr Bun­
desminister.  Ich möchte das hier sehr klar zum 
Ausdruck bringen. 

Sie haben weiter gesagt, daß dieses insti­
tutionalisierte - wobei Sie sich jetzt wieder 
wie Ihr Kollege Rösch vor wenigen Wochen 

auf die Kompetenzen hin ausreden -, daß 
dies e s  institutionalisierte Komitee nun ins­
besondere der Bevölkerung die Preisproble­
matik klarmachen wolle und die Tatsache, 
daß die Regierung sie nicht hinnehme. 

Ich möchte nur kurz erwähnen, daß dem ein 
Fernsehinterview des Herrn Bundeskanzlers 
vom 1 7. März kraß entgegenstand, wo er nicht 
die Problematik der Preissituation darlegte, 
sondern in einem Monat, von dem wir wissen, 
daß die Preisentwicklung mehr als 6 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr betrug, die Hinweise 
darau f  als Panikmache bezeichnete. 

Ich möchte Sie, Herr Bundesminister, daher 
fra gen: Was hat die Regierung dann tatsäch­
lich getan - siehe Äußerungen des Herrn 
Bundeskanzlers und auch der verschiedenen 
Minister -, um der Bevölkerung die Proble­
matik der Prei sentwicklung, wie Sie es seiner­
zeit a ls Aufgabe dieses Komitees dargestellt 
haben, tatsächlich vor Augen zu fü hren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Das Komi­
tee hat doch zweifelsohne außer der von Ihnen 
jetzt angeführten Kritik folgendes gemacht : 

Es hat als erstes einmal festgestellt, welche 
Maßnahmen die Bundesregierung gegen die 
Preis steigerungen ergriffen hat. Ich verweise 
hier auf die Zollsenkungen, Ausgleich­
steuersenkungen, Importe und so weiter, Maß­
nahmen, die doch dazu beigetragen haben, 
daß s ich das österreichische Preisniveau weni­
ger erhöht hat als das Pr,eisniveau in den 
anderen westeuropäischen Staaten. 

Zweitens hat die Bundesregierung in die­
sem Komitee Vorschläge ausgearbeitet, die 
im Laufe der Wochen den Interessenvertre­
tungen überreicht wurden. Es hat zum Bei­
spiel  eine Diskussion im Rahmen der Paritäti­
schen Kommission stattgefunden, jetzt im 
Rahmen von zwei Komi tees - eines von 
Minister Rösch, eines werde ich führen -, 
um die zukünftige Preisentwicklung, wie sie 
sich aus der Mehrwertsteuer ergeben könnte, 
in den Griff zu bekommen. 

Wir stehen nämlich auf dem Standpunkt, es 
müßte möglich sein, daß es dann, wenn der 
Vorsteuerabzug richtig festgesetzt wird, nicht 
nur Preiserhöhungen, sondern auch Preissen­
kungen gibt. 

Wir haben weiters - ich glaube, das ist 
auch ein bedeutendes Moment - durch dieses 
Komitee koordinierend in der Bundesregie­
rung festgehalten, welche Maßnahmen wir zu 
ergrei fen gedenken - wir haben sie zum Teil 
schon ergriffen -, um auf dem Preissektor 
eine gewisse Dämpfung zu erreichen. 
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Wenn der Herr Bundeskanzler gesagt hat, 
man sollte nicht Panik machen, so geschah 
dies ja gerade deshalb, weil gewisse Kreise' 
auf der einen Seite immer wieder erklären, 
man solle der Bevölkerung nicht allzusehr 
vor Augen führen, wie die Preise gestiegen 
sind, da daraus Lohnerhöhungen resultieren 
können, dies·e Leute auf der anderen Seite 
aber dann in anderer Funktion immer wieder 
erklären, es werde in Osterreich alles teurer. 

Das ist mit einer der Gründe, warum das 
Preiskomitee j etzt in Ubereinstimmung mit 
den dafür kompetenten Ministerien - denn 
es geht ja gar nicht anders - eben diese 
Politik eingeschlagen hat. 

Wir können normalerweise - auch hier 
kann i ch  das mit ruhigem Gewissen sa gen -
von einem Erfolg sprechen, denn immerhin 
ist die Preisentwicklung in Osterreich noch 
geringer als in anderen vergleichbaren Staa­
ten Europas. (Abg. M i t t e r  e r: Sechs Monate 
Blabla, und alles wmde teurer!) 

Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten 

Präsident: Wir kommen zur 1 3. Anfrage:  
Abgeordnet-er Dr.  Gruber (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Auswärtige Angel egenhei­
ten. 

415/M 
Beruhen Pressemeldungen auf Wahl'heit, 

wonach die Vermögensverhandlungen mit der 
OSSR vor dem Abschluß st.ehen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
h eiten Dr. Kirdlschläger: Herr Abgeordneter! 
Die Pressemeldungen, wonach die Vermögens­
verhandlungen mit der eS SR vor dem Ab­
schluß stehen, beruhen - leider - nicht auf 
Wahrheit. 

Sie wissen, daß diese Verhandlungen seit 
1956 auf verschiedenen Ebenen, auf Delega­
tionsebene, auf Expertenebene, laufen, daß es 
immer wlieder lange, manchmal sogar j ahre­
lange ZwLi.lschenräume zwischen den Verhand­
lungen gegeben hat. 

Wir sind daher, um einen SchrHt weiterzu­
kommen, bei einem Gespräch mit dem 
tschechoslowakischen Außenminister aus An­
laß der Generalversammlung in New York 
im Herbst des vergangenen Jahres überein­
gekommen, daß wir einmal :€Iinen anderen 
Weg versuchen, und zwar zuerst versuchen, 
anstelle der ewigen Prinzipiendislnlssionen 
über Stichtag sowie über andere Probleme 
einen Vertragsentwurf herzustellen, damit wir 
diese Prinzipiendiskussion überwinden, und 

daß wir dann uns bemühen, zu dem schwersten 
Problem, rnämlich zum Umfang der Entschädi­
gung, vorwärtszuschr�iten. In d;ieser Arbeit 
eines Versuches der Herstellung eines ge­
meinsamen Vertragsentwurfes sind wir ein 
gutes Stück vorwärtsgekommen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundes­
minister! Diese Frage list ja bereits mehrere 
Wochen alt. Sie war schon einmal in der 
Liste der aufzurufenden Fragen, konnte aber 
nicht mehr beantwortet werden. Sie haben 
mir :in Aussicht gestellt, daß Sie diese Frage 
schrilftlich beantworten werden. Nur deshalb, 
weil CLi,ese Antwort nicht eingetroffen ist, habe 
ich diese Frage noch einmal gestellt. Sie haben 
mitget€lilt, daß der ziffernmäßige Betrag noch 
nicht feststeht. 

Herr Bundesminister ! Können Sie sagen, ob 
in nächster Zeit diie V,erhandlungen zu einem 
Abschluß gebracht werden können - auch 
im Hinblick auf den Umfang der Entschädi­
gungssumme? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab­
geordneter ! Ich glaube, daß wir den Gegen­
stand Vermögensverhandlungen nicht sepa­
riert von unserem Gesamtverhältnis zur 
Tschechoslowakei behandeln können. 

Durch den Grenzzwischenfall 'in Drasell­
hofen ist e;ine SlituatJion eingetreten, von der 
ich annehme, daß sie einern weiteren kon­
struktiven Fortgang der VIerhandlungen 
- und nur ein solcher hätte ja einen Sinn -
sicher nicht förderlich ist. Ich wage daher 
keine Voraussagen für die Zukunft dieser Ver­
han(dlungen. 

Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundes­
minister! Sie haben durch diese Antwort mei­
ner zweiten Zusatzfrage, die lieh geplant hatte, 
bereits teilweise vorg,egfiiffen, nämllich der 
Frage, 1nwi eweit ein Zusammenhang zW,ischen 
den Vermögensverhandlungen und dem 
Grenzzwischenfall von Drasenhofen besteht. 

Ich entnehme Ihrer Antwort, daß die Ver­
handlungen derzeit nicht fortgeführt werden. 

Stimmt diese Annahme, und können Sie 
sagen, ob Aussicht besteht, !in nächster Zeit 
diese Verhandungen wiederaufzunehmen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab­
geordneter! Ich lJIitte um Verständruis, daß ich 
mich hier nicht definitiv festlegen kann, weil 
wir ja  auch die EntW:iddung, die slich zwangs­
läufig an diesen Grenzzwischenfall anschlie-
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ßen muß, abwarten müssen. Wir müssen dar­
auf bestehen, daß hier eine Restitutio in 
integrum stattfindet. Wir müssen darauf be­
stehen, daß die Sicherheit gewährleistet ist, 
daß unsere Souveränität ,in Hinkunft geachtet 
wird. Wir können nicht, auch nicht um eines 
vielleidlt möglkhen Erfolges in den Ver­
mögensverhandlungen wliUen, nunmehr unser 
Recht auf Wahrung unserer Souveränität 
zurückstellen. 

Ich glaube daher, daß es aus allen diesen 
Erwägungen heraus sehr schwer [st, heute zu 
sagen, ob und wann wir einen weiteren 
Schritt in den Vermögensverhandlungen 
machen können. Denn ohne ein entsprechen­
des Klima - wenn i ch das so nennen darf -
zw.ischen den beiden Staaten werden wir hier 
sicher zu keinem Erfolg kommen. Das Problem 
ist zu umfangreich, berührt zu große finan­
zielle Probleme, zu starke Aufwendungen auch 
von seiten der Tschechoslowakei, sodaß hier 
wohl eine für beide Teile akzeptable Lösung 
nur dann möglich i st, wenn das Verhältnis 
zwischen unseren beiden Staaten so ist, wie 
wir im Rahmen unserer Nachbarschaftspolibik 
es gewollt hätten, d aß es wird, und wir auch 
in Zukunft wollen, daß es werden sol l . 

Präsident: Ich hoffe, daß das Haus zustimmt, 
daß die beiden noch offenen Anfragen an den 
Herrn Bundesminister, die sich mit derselben 
Frage beschäftigen, h eute auch noch beantwor­
tet werden. - Ich rufe also die 1 4. Anfrage 
auf : Anfrage des Herrn Abgeordneten Dipl.­
lng. Hanreich (FPO) an den Herrn Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten. 

354/M 

Welches konkrete Ergebnis haben jene diplo­
matischen Schritte erbracht, die aus Anlaß des 
empörenden Gl'enzzwischenfalles vom 2. Mai 
1972 (Drasenhofen, Bezirk Mist.elbach) gegen­
über der eS SR gesetzt wurden ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr .  Kirchschläger: Herr Ab-
geordneter ! Die diplomatischen Schrlitte, die 
aus Anlaß des GrenzzWlisdlenfalls von Drasen­
hofen von österreicbischer Seite gegenüber 
der Tschechoslowake�i gesetzt wurden, haben 
- ich habe dies bereits lin der Anfragebeant­
wortung an den Herrn Abgeordneten Doktor 
Gruber angetönt - bis jetzt noch zu keinen 
konkreten Ergebn;issen geführt. 

Präsident: Herr Abgeordneter. B itte. 

Abgeordneter Dipl. -Ing. Hanreich: Herr 
Bundesminister I Welche Möglichkeiten sehen 
Sie, noch zusätzlich zu Ihren bisherigen Ver­
suchen, Schritte zu unternehmen , um in dieser 
Hinsicht aktiv zu werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister  Dr. KirdIschläger: Herr Ab­
geordneter ! Die Bundesregierung hat schon 
einmal ausdrücklich erklärt, daß wir nicht in 
der Lage sind, d iesen Vorfall auf sich beruhen 
zu lassen oder ihn einschlafen zu lassen. 

Es ist allerdings für mich - und dafür bitte 
ich um Verständnis - schwer, jetzt öffentlich 
eine Art Generalstabsplan zu entwickeln, was 
in Hinkunft geschehen wird. 

Ich darf aber darauf hinweisen, daß im die 
Gelegenheit des letzten Ministerrates des 
Europarates in Straßburg benützt habe, um 
im Zusammenhang mit der Darlegung des Ver­
hältnisses zu den Nichtmitgliedstaaten des 
Europarates auf diesen Fall aufmerksam zu 
machen, um zu zeigen, daß es neben dem all­
gemeinen Entspannungsprozeß, der in Europa 
herrscht, auch Einzelfälle gibt, die diesem Pro­
zeß entgegenwirken. Es haben damal s ja auch 
der Herr Abgeordnete Gratz und der Herr 
Abgeordnete Dr.  Karasek in der Konsultativ­
versammlung im selben Sinne gesprochen. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl. -Ing. Hanreich: Herr 
Bundesminister ! Besteht die Möglichkeit, 
gegebenenfalls ein befreundetes Land als 
unterstützenden Partner ;in diesen Konflikt mit 
einzuschal ten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Wir wer­
den zur Bereinigung dieser Angelegenheit und 
zur 'N"iederherstellung des Zustandes, wie er 
vor dem Grenzzwischenfall war, alle in der 
Charta der Vereinten Nationen vorgesehenen 
friedlichen Mittel sehr ernst in Erwägung zie­
hen. Zu diesen friedlichen Mitteln zählt unter 
anderem auch j enes, das Sie, Herr Abgeord­
neter, erwähnt haben. Ich bitte aber auch hier 
um Verständnis ,  daß ich keine konkrete Ant­
vV'Ort geben kann. 

Präsident: Anfrage 1 5 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Karasek (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster für Auswärtige Angelegenheiten. 

417/M 

Welche Konsequenzen ziehen Sie aus der 
Weigenmg der tschechoslowakischen Regie­
nmg, den vom österreichischen Territorium mit 
Gewalt entfi'thrten Staatenlosen Masaryk den 
österreichischen Behörden zurückz"llStelIen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab­
geordneter ! Es ist jetzt für mich schwer, eine 
zusätzl:iche Frage auf die Antwort zu geben, 
welche Konsequenzen ich aus der Weigerung 
der tschedlOslowakischen RJegierung ziehe, den 
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tschechoslowakiischen Staatsbürger oder Staa­
tenlosen, der vom österreichischen Gebiet ge­
kidnappt wurde, zurückzustellen. Ich habe 
meline Antwort zum Großteil schon dem Herrn 
Abgeordneten lng. Hanreich gegeben. 

Ich darf nur darauf h�nweisen, daß in der 
Bundesreg.ierung der Besdlluß gefaßt wurde, 
das Verhältnis zur Tsdledloslowakei auf das 
Min�malniveau zu reduz-ieren. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Herr Minister! 
Ich bin mit meiner Frage in einer ähnllichen 
Lage wie Sie mit Ihrer Antwort, weH �dl sie 
stelle, nachdem der Abgeordnete Hanreich be­
reits im gleidlen Sinne eine Frage gestellt hat. 

Gleichwohl möchte ich Sie aber fragen, ob 
Sie nicht mit mir die Ansidlt teilen, daß man 
e'igentIidl bei den Konsequenzen, die man 
daraus Zlieht, prüfen müßte, welche im öster­
retidl:ischen Interesse lieg'en und welche im 
tschechischen Interesse liegen beZli'ehungsweise 
welche Interessen schädigen oder nicht schädi­
gen könnten. Ich will konkret damit auf die 
Antwort kommen. Die Weiterführung der Ver­
mögensverhandlungen N,egt doch ausschließ­
lich iim österreJichischen und, glaube !im, weni­
ger im tschechischen Interesse. 

Sind Sie nicht der Meinung, daß man den 
Tschechen, mit Rücksicht gerade auf den 
Drasenhofner GrenzzWlischenfall, keinen An­
laß geben dürfte, die Verhandlungen in diesem 
Punkt'e sozusagen zu vere!isen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Idl teile 
Ihre Auffassung, daß von unserer Seite aus 
kein Anlaß gegeben werden soll, um Vermö­
gensverhandlungen in die Länge zu ziehen. 
Aber ich glaube, Vermög'ensverhandlungen 
kommen ja nur dann zu einem für beide Teile 
akzeptablen Ergebnis, wenn es uns gelingt, 
das Interesse bei der Teile an den Vermögens­
verhandlungen wirklidl darzustellen. Es muß 
also auch ein tschedloslowakisches Interesse 
an diesen Vermögensverhandlungen gegeben 
sein, das ja nur darin liegen kann, diesen 
großen Stein, der auf unseren Beziehungen 
praktisch schon seit 1 955 lastet, wegzuräumen. 

Idl persönlidl kann mir nun sdlwer vor­
stellen, daß man auf der einen Seite eine 
Grenzverletzung von solcher Sdlwere begeht, 
darüber hinaus dann diese Grenzverletzung, 
obwohl auf Grund meiner ersten Erklärung, 
die ich dazu abgegeben habe, die Möglichkeit 
bestanden hätte, sie als eine Haltung unter­
geordneter Organe zu qualifizieren, deckt und 
gleichzeitig auf der anderen Seite einen sicher 
für die Tschechoslowakei sehr wesentlichen, 

wenn audl für uns zu kleinen finanziellen 
Beitrag leistet, um dieses Verhältnis zu norma­
lisieren. Insofern besteht hier ein Widerspruch 
in der tsdlechoslowakischen Haltung. Ich 
glaube daher, daß wir die Vermögensverhand­
lungen mit Erfolg €rst dann fortsetzen können, 
wenn audl auf tschedloslowakischer Seite 
wirklidl wieder der Wille klar ist, daß wir 
jenes nadlbarschaftliche Verhältnis herstellen, 
das wir mit anderen sogenannten sozialisti­
schen Staaten haben, und zwar sowohl mit 
den Nachbarstaaten im engeren als audl mit 
jenen im weiteren Sinn. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Karasek : Herr Bundes­
minister! Welche Fr:ist halten SJe für ange­
messen, um auf die tschedlOslowakische Ant­
wort und Reaktion im konkreten Fall noch zu 
warten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchscbläger: Ich mödlte 
hier, Herr Abgeordneter, keine kalender­
mäßige Frist setzen, aber es ist im zwisdlen­
staatlichen Verkehr üblich, daß man eine nicht 
ungebührlich lange Zeit auf eine zweite und 
definitive Antwort warten läßt. Ich nehme 
an, daß auch die Tschechoslowakei in dieser 
Frist ihre zweite Reaktion geben wird. 

Ich möchte aber gerade Ihre Anfrage, Herr 
Abgeordneter, auch nodl einmal dazu benüt­
zen, um zu erklären, daß wir bei aller Festig­
keit, die wir an den Tag legen müssen, um 
die Adltung unserer Souveränität und unserer 
Gebietshoheit zu erzwingen, mit aller Klarheit 
auch immer wieder wiederholen wollen, daß 
wir an einer Fortsetzung dieses Entspannungs­
prozesses und der Annäherung, wie sie sich 
zwischen der Tsdlechoslowakei und Osterreicb 
angezeigt hat, weiterhin sehr inter'essiert sind. 

Präsident : Die mit Genehmigung verlängerte 
Fragestunde ist beendet. (Abg. Dr. F i e d I e  r: 
Fünfzehn vo n vierunddreißig Fragen!) Ich 
würde die Herren Abgeordneten ersuchen, 
Kr.itJik, wenn sie solche üben, doch vielleicht 
auch elin wenig an dli'e eigenen Reihen zu 
nichten, denn manche der Zusatzfragen wurden 
über Gebühr lange gestellt. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die in der letzten Sitzung als ein­
gebradlt bekanntgegebenen Regierungsvor­
lagen weise ich zu wie folgt : 

dem Justizaussmuß : 

Internationales Abkommen über den Schutz 
der ausübenden Künstler, der Hersteller von 
Tonträgern und der Sendeunternehmen samt 
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Präsident 
Erklärung der Republik Osterreidl (248 der 
Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For-

Bundesgesetz, mit dem das Seeflaggengesetz 
geändert wird (348 der B e i lagen) ; 

dem Bautenausschuß : 

schung : Bundesgesetz, mit dem das Wohnungsver-

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz besserungsgesetz geändert wird (349 der B ei­

über geisteswissenschaftliche und naturwissen- lagen). 

schaftliche Studienrkhtungen geändert wird Den Bericht des Bundesministers für Unter-
(320 der Beilagen) , richt und Kunst über de n  Kunstbericht 1 97 1 ,  

Bundesgesetz über die Able gung von Staats- 2 .  Teil (III-45 der Beilag en) , weise ich dem 

prüfungen der remts- und staatswissenschaft- Unterrichtsausschuß zu. 

lichen Studien und 

Bundesgesetz, mit dem die Verordnung des 
Ministers für Kultus und Unterricht, durdl 
welche für die Universitäten der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder bezüglidl 
der Erlangung des Doktorates an den welt­
lichen Fakultäten neue Bestimmungen erlassen 
wurden, geändert wird (321 der Beilagen) ; 

dem Finanz- und Budgetausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 
1956 geändert wird (26. Gehaltsgesetz-Novelle) 
(323 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Vertragsbedien-

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (282 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem Uberschrei­
tungen der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 
1912 genehmigt werden ( 1 .  Budgetüberschrei-

tung.sgesetz 1972) (340 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt : 1 .  Budget­
übersdlreitungsgesetz 1 972.  

Berichterstatter ist  Herr Abgeordneter Ort­
ner. Ich bitte ihn, zum G egenstand zu beridl� 
ten. 

stetengesetz 1948 geändert wird (21 . Vertrags- Beridlterstatter Ortner: Herr Präsident! 
bedienstetengesetz-Novelle) (324 der Beila- Hohes Haus ! Ich berichte im Auftrag des 
gen) , Finanz- und Budgetausschusses über die Regie­

Bundesgesetz betreffend entgeltliche Ver­
äußerung von unbeweglichem Bundesvermö­
gen (346 der Beilagen) und 

Bundesg-esetz, mit dem das Land- und forst­
wirtschaftliche Landeslehrer-Dienstgesetz ge­
ändert wird (347 der Beilagen) ; 

dem Verfassungsaussdluß : 

Bundesgesetz, mit dem die Dienstpragmatik 
geändert wird (Dienstpragmatik-Novelle 1 972) 
(325 der Beilagen) ; 

dem Landesverteidigungsaussdluß : 

Bundesgesetz, mit dem das H eeresgebühren­
gesetz geändert wird (326 der Beilagen) , und 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über militärische Munitionslager geändert 
wird (327 der Beilagen) ; 

dem Unterrichtsausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
die Ordnung von Unterricht und Erziehung 
in den im Schulorganisations gesetz geregelten 
Schulen erlassen werden (Schulunterrichtsge­
setz) (345 der Beilagen) , und 

rungsvorlage (282 der Beilagen) : Bundesgesetz, 
mit dem Uberschreitungen der Ansätz,e des 
Bundesfinanzgesetzes 1 97 2  genehmi'gt werden 
( 1 .  Budgetüberschreitungs gesetz 1972) .  

Die Bundesregierung hat am 25. April 1 972 
den Entwurf eines 1 .  Budgetüberschreitungs­
gesetzes 1 972 lim Nationalrat eingebracht, 
durch welchen Dberschreitungen des Bundes­
voranschlages für das Jahr 1 972 in der Gesamt­
höhe von 724,1 82.330 S genehmigt werden sol­
len. Hievon können durch Ausgabenumschich­
tungen 1 36 MilHonen SchilLing und durch 
Mehreinnahmen der Ressorts 1 9  Milltionen 
Sd1;iUing, insgesamt also 155 MilMionen Schil­
ling bedeckt werden; der restHche Uberschrei­
tungsbetrag von rund 569 MiUionen Schilling 
wird aus Mehreinnahmen bei den Offentlichen 
Abgaben bedeckt werden können. Der Budget­
abgang erfährt daher durch dieses Uberschrei­
tungsgesetz kenne Änderung, wohl aber er­
höhen sich der Ausgaben- und der Einnahmen­
rahmen des Voranschlages. Die Uberschrei­
tungen der Ausgabenansätze der ordenHichen 
und außerordentlichen Geb arung werden durch 
die Erläuterungen der Regderungsvorlage lim 
einzelnen dargestellt beziehungsweise begrün­
det. 

Bundesgesetz, mit dem das Schülerbeihilfen­
gesetz geändert wird (350 der Beilagen) ; Der Finanz- und Bl1Jdgetausschuß hat den 

von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizi- entwurf am 1 8. MaJi 1 972 der Vorberatung 

tätswirtschaft : unterzogen. In der ausführlichen Debatte er-

32. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 65

www.parlament.gv.at



2590 Nationalrat XIII. GP - 32. Sitzung - 3 1 .  Mai 1972 

Ortner 

gr.iffen außer dem Berichterstatter die Abge­
ordneten Sandmeier, Dr. Broesigke, Suppan, 
Lanc, Hietl und Dr. Koren sow;ie mehrfach 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch das 
Wort. 

Hed der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf vom Ausschuß mit Stimmenmehrheit un­
verändert angenommen. 

Als ErgebIllis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß somlit den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorge­
legten Gesetzentwurf (282 der Beilagen) die 
verfassungsmäß.ige Zustimmung erteilen. 

Ich bin ermächtigt, für den Fall, daß Wort­
meldungen vor}liegen, zu beantragen, General­
und Spez:ialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. 
Gibt es einen Einwand? - Es ist nicht der Fall. 
Es werden daher General- und Spezial debatte 
unter einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Sandmelier. Ich bitte. 

Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Präsi­
dent l Hohes Haus l Wenn es stimmt, was Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky auf dem SPO­
Parte:itag in Viillach behauptet hat, daß die 
Planung unter der SPO-Regierung eine Revi­
tal:isierung erlebe, dann müssen wir uns fra­
gen, was wir unter den Vlielen angekündigten 
Schlagworten noch alles zu erwarten haben. 
Das vorliiegende Budgetüberschreitungsgesetz 
ist jedenfalls kein Beisp:iel von planvoller 
Arbeit. 

Das teilweise konzeptlose Vorgehen dieser 
Regierung auf vielen Sachgebieten kann audl 
dann nicht entkräftet werden, wenn man noch 
so oft versucht, in der Offentlüchkeit den E'in­
druck zu erwecken, es geschehe wel, und zwar 
alles genau nach Plan und Konzept. 

Am meisten haben wir alle heute unter 
der Konzeptlosigkeit dieser Regierung auf dem 
Gebiet der Wdrtsdlaftspolitik und der dadurdl 
verursachten maßlosen Teuerung zu leiden. 
Bisher war die Regierung jedenfalls nicht im­
stande, wirkungsvolle Maßnahmen zu ergre'i­
fen und ein Stabilisierungsprogramm vorzu­
legen, obwohl erst vor kurzem vom Beirat 
für Wirtschafts- und Sozialfragen eine aus­
führlidle Studie mit einer Vielzahl von Vor­
schlägen vorgelegt wUl1de. 

Fast hat man den Eindruck, daß dieser 
Regierung eine ,inflationistisclle Entwicklung 
wegen der günstigen Auswirkung auf die 
Staatseinnahmen nidlt ung'elegen kommt. Da 
nützen audl irreführende beziehungsweise 
falsche Erklärungen des Herrn Bundeskanzlers 
zur PreissHuation n:ichts. In der Fernsehdis-

kussion am 17 .  März dieses Jahres erklärte 
der Bundeskanzler zur Teuerung iim Vergleicll 
mit anderen Ländern folgendes : "Wir liegen 
im Unterfeld, und dort werden wir auch blei­
ben."  Er hat sich dabei auf eine Statistik be­
rufen. Diese Erklärung, meine Damen und 
Herren, st:immt nicht. Osterrerich hat mit seiner 
Teuerung seine wichtigsten Handelspartner 
bereits überholt. Di'e Ziffern vom Februar die­
ses Jahres zeigen nämlich folgendes Bild, und 
damit Wliderlege lich auch die Aussage des 
Herrn Handelsministers auf Grund einer 
mündlichen Anfrage in der heutigen Frage­
stunde. 

In Osterrejch l agen die Lebenshaltungs­
kosten um 5,7 Prozent über dem Vorjahr. 
Unter dieser Marke lagen zum Teil knapp, 
zum Teil ,erheblidl die Bundesrepubl,jk 
Deutschland, Belgien, Schweden, Italien, 
Kanada, Japan und die USA. Lediglich Eng­
l and, die Schwe1iz, Norwegen und Holland 
haUen eine höhere Preissteigerung. Daß also 
Osterreich !im 'internationalen Preisst�ige­
rungsfeld, wäe der Herr Bundeskanzler be­
hauptet hat, im Unterfeld liegt, davon kann 
keine Rede sein. 

Das Münchner IFO-Institut hat in seinem 
vor kurzem erschienen Vierteljahresbericht 
den voraussichtlichen Preisanstieg für die 
wichtigsten Industrieländer errechnet. Auch 
nach dieser Berechnung liegt Osterreim mit 
mindestens 5,5 Prozent für das gesamte Jahr 
1972 im Spitzenfeld. Wenn diese Prognose 
stimmt, wird Osterreich eine Teuerung haben, 
die über j ener der Haupthandelspartner 
Deutschland und Italien liegt. 

Die gleiche Plan- und Konzeptlosigkeit 
haben wir rund um die Bundesheerreform 
erlebt, die fehlgeschlagen ist und möglich-er­
weise das Bundesheer zu einer Marionette 
mamen wird. 

Wohl hat man vor der Wahl von einem 
sogenannten Rösm-Plan gesprodlen ; den In­
halt dieses Planes hat man aber bis zur 
Stunde nicht veröffentlidlt. Es gibt heute viele 
Stimmen, die behaupten, daß di-eser Rösch­
Plan über ein paar unverbindliche Sätze nicht 
hinausgekommen ist. 

Oder denken wir an die Installierung des 
Bundesministeriums für Gesundheit und Um­
weltschutz : ein Ministerium ohne Kompeten­
zen, das hauptsädllich beratende Funktion hat. 
Immer wieder zeigt es sich, daß das Wichtigste 
bei all diesen Aktionen die oftmalige, mit 
viel Propagandaaufwand verbundene Ankün­
digung war. Wenn es dann zur Realisierung 
dieser Ankündigungen kam - sofern es 
überhaupt dazu kam -, wurde man immer 
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kleinlauter, und heute möchte der Herr Bun­
deskanzler am liebsten befehlen, daß niemand 
mehr zum Beispiel über das Bundesheer 
spricht, daß ni·emand mehr wegen der Teue­
rung Kritik übt, daß niemand die Unzuläng­
lichkeiten aufzeigt, wie wir das deutlich am 
27. Mai 1 972 beim Reserveoffizierstag in der 
Maria-Theresien-Kaserne in Wien erleben 
mußten. (Abg. P ö 1 z:  Das war doch auch eine 
Frechheit bis dorthinaus von dem Kerl bei 
einem Staatsakt! - Gegenrufe bei der OVP. ­
Abg. DI. K 0 I e n: Keine Auffassung von Dis­
kussion!) Meine Damen und Herren! Der 
Zwischenruf zeigt ganz deutlich, daß Sie an 
dieser Stelle ganz besonders empfindlkh sind. 
(Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus! Auch das vorliegende Budget­
überschreitungsgesetz l äßt in den vielen 
Details Planung und Konzept vermissen. Trotz 
1 O-J ahres-Schulbauprogramm und se�ner Uber­
arbedtung, trotz angeblich vorliegenden Flinan­
zierungsplanes wurde vergessen, für das soge­
nannte Schnell bauprogramm die finanziellen 
Mittel in das Budget 1 972 einzusetzen. Nun 
muß man dieses Versäumnis nachholen und 
setzt in das vor uns Jiieg'ende Budgetüber .. 
schredtungsgesetz die zweite Jahrestangente 
ein. Die erste Rate wurde bekanntlich �m Vor­
j ahr in zwei Budgetüberschreitungsges1etzen 
eingebaut. Bei planvoller Arbeit wäre es daher 
selbstverständHch gewesen, daß die nunmehr 
anstehende zweite Jahresrate �n das Budget 
ordnungsgemäß eingesetzt worden wäre. Nicht 
ein Groschen für dlieses Vorhaben ist im Bud­
get drinnen, nun muß mit einem Budgetüber­
schreitungsge'Setz das Versäumte nachgeholt 
werden. 

Da beschHeßt man ein Schülerfrerifahrten­
gesetz, übrigens von vielen Fachleuten als 
eJnes der unzulängllichsten und mangelhaf­
testen Gesetzeswerke bezeichnet, und vergißt 
dabei, ausreichende finanz�elle Mittel für die 
tedmische Durchführung weses Gesetzes ins 
ordentltiehe Budget aufzunehmen. So mußten 
neuerdings Mittel für die Anschaffung v on 
66 Großomnibussen für Post und Bahn nach­
trägl1ich fins Budgetüberschreitungsgesetz ein­
gesetzt werden. Und dabe;i, medne Damen und 
Herren, war doch dde Frequenzsteigerung auf 
den Linien des KraftwagendJienstes der Oster­
reichischen Bundesbahnen und der Post durch 
d/ie Einführung der Schülerfreifahrten nicht un­
schwer vorauszusehen! 

Seit J ahren weiß man, daß zur Errichtung 
eines Rechenz,entrums, welches lim übr.igen 
auch bei der Umstellung des Steuersystems 
voll einsatzfährig sein soll, ein entsprechendes 
Gebäude erfordedich ist. Veranschlagt hat m an 
dennoch viel zuwenig ; bei einer Bausumme 

von 60 MiUionen SchilLing hat man sich um 
40 Millionen Schilling geirrt. 

Uberhaupt dst die KI1itJik laut geworden, daß 
die Umstellung des Steuersystems nur mangel­
haft vorbereitet wird. Es fehlt vor allem an 
den personellen Voraussetzungen, besonders 
in den Finanzämtern. Was die Finanzbedien­
steten dn diesem Zusammenhang e inesteils 
durch die Umst'ellung auf dJi'e Datenverarbei­
tung, andererseits durch die Steuersystem­
änderung zu leisten haben und zu leisten 
haben werden, geht hart an die G renze des 
Zumutbaren. Mit Improvisationen, Herr Bun­
desminister, werden Sie in Zukunft nicht wei­
terkommen. Umsomehr muß den Finanzbedien­
steten �Ill aller Offentbichkeit Lob für ihren 
großen Einsatz ausgesprochen und es muß fest­
gestellt werden, daß die Bewältigung dieser 
großen Aufgaben nur mit Idealismus möglich 
ist, der zweifellos hier noch vorhanden ist. 
(Beifall bei der OVP.) Aber dieser Idealismus 
könnte ärgendwo einmal eine Grenze finden. 
Die mit 1 .  Dezember 1 972 wirksam w erdende 
Zulagenverordnung kann nur eine erste Etappe 
sein. Es ist zu hoffen, daß auch die Abgeltung 
für die qualitatlive Mehrleistung in entspre­
chendem Ausmaß erfolgen wird. 

Ein weiteres kleiines Detail in dies e m  Bud­
gletüberschreJtungsgesetz behüfft die Staats­
druckerei. Man muß sich doch wundern, daß 
kurz nach Jahresbeginn so große Mehraus­
gaben bei dem Kapitel Staatsdruckerei ein­
geplant werden müssen. 17 MHhonen Sehil­
Hng sJind immerhin ein namhafter Betrag. Da 
muß man s�ch schon fragen, wo denn hier die 
Planung ist. 

Auffallend ist auch, daß gleich zu J ahres­
beginn festgestellt Wlird, daß der Verwaltungs­
aufwand an den Hochschulen um rund 50 Mil­
lionen SchJiUing zu niedl1ig in das Budget ein­
gesetzt wurde. Ich bin überzeugt, daß auch mit 
diesem Betrag für das Jahr 1 972 be/i weitem 
noch nicht das Auslangen gefunden werden 
wird. 

Es geht hier nicht darum, daß die s e  Mittel 
vielleicht nicht gebraucht würden, s ondern es 
geht ganz einfach um die Vorgangsweise, es 
geht darum, daß diese Regierung in der 
OffentLichkeit immer wrieder den Eindruck er­
wecken möchte, bestens vorbereitet zu sein, 
alles nach Plan zu machen. In Wirklichkeit 
ist die Reg1ierung unfählg und nicht elinmal 
in der Lage, die elinfachsten Dinge voraus­
schauend rechtzeitig zu erledigen. (Lebhafte 
Zustimmung bei deI OVP.) 

Hohes Haus ! Dabei befinden sich unsere 
Hochschulen tatsächLich in einer katastropha­
len Geldnot. Mlit den jhnen vom Wissen­
schaftsministerium zugeteilten Mitteln kann 

1 82 
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nicht einmal der Sachaufwand gedeckt werden. 
Mit zwei Ausnahmen, der Universität Wien 
und der Hochschule für SozialWlissenschaften 
in Linz, sind alle österl1eli'Cmschen Hochschulen 
und UniverSlitäten zum Teil sehr ,schwer ver­
schuldet. Sie können zum Großteil nicht ein­
mal die Kosten für die Beheizung und den 
elektflischen Strom bezahlen. Die Auszahlung 
der Retisekosten erfolgt Monate später. Wenn 
das so weitergeht, muß der weitere Betrieb 
an den Hochschulen als gefährdet angesehen 
werden. 

Meine Damen und Herrenl So sieht also die 
Bilanz von zwei Jahren Wlissenschaftsm:ini­
sterium aus. Fast alle Hochschulen weisen 
zum Jahresende 1911  beim V'erwaltungsauf­
wand SchuLden auf. An der Spitze dJieser trau­
r:igen Bilanz steht die Tedmische Hochschule 
in Wien mit einem Schuldenstand von fast 
einer M:ill�on Schilling. Es folgt die Hochsdmle 
für Welthandel mit 1 1 4.000 S Schulden, knapp 
gefolgt von der Universität Salzburg mit 
674 .000 S Schulden. Die Uruiverslität Innsbruck 
weist einen Schuldenstand von 488.000 S aus. 
Die T:i-erärztliche Hochschule verfügt über ein 
Schuldenkonto von 463.000 S. Wie man Slieht, 
ist auch dieses Jahr leider mit einer Besserung 
nicht zu rechnen; dm Gegenteil. Wie Wissen­
schaftsminister Frau Dr. Firnberg lin einer 
schI1iftlichen Anfragebeantwortung selbst zu­
gab , werden die finanZliellen ZUWieisungen für 
das Jahr 1912 vor allem, wie sie sagt, infolge 
der elingetretenen Kostensteigerungen für den 
Betrdeb der Hochschulen nicht ausreichen. 

Im Flinanz- und Budgetausschuß wurde bei 
der Behandlung des Budgetüberschreitungs­
gesetz1es an den Herrn Finanzminister das Er­
suchen gestellt, -er möge eine betragsmäß'i'ge 
Aufgliederung des im Budgetüberschreitungs­
gesetz enthaltenen Betrages für Subventionen, 
die durch das Bundesffilinistellium für Unter­
liicht vergeben weflden, geb€n. Er hat das 
letder nicht getan. Dieses Ersuchen um Auf­
gNederung der Subventionen wurde deshalb 
gestellt, weil [n der letzten Zeit dn der Offent­
lichkeit der ungute Eindruck entstandern 1st, 
daß bei der Vergabe von Subventionen nicht 
nur sachlliche Gründe, sondern auch andere 
Gründe sehr stark Berücksichtigung gefunden 
haben. 

Uber die sehr eig-enart'igen Zusammenhänge 
bei der Vergabe der 2 Mn:Honen SchilHng 
für ein Filmprojekt des Schauspielers Dietmar 
Schönherr wurde schon mehrmals in diesem 
Hause und sehr häufig auch lin der Offentlich­
keit diskutiert. Die Vergabe dieser 2 MilLionen 
paßt jedenfalls nicht in den Rahmen der Richt­
litnien, wie s!ie der Unteniichtsmlindster in der 
sdmiftlichen Anfragebeantwortung am 1 6. 2.  

1 912 bekanntgegeben hat. Der Unterrichts­
mdnister hat es seinerzeit unverständllicher­
weise abgelehnt, auf d�e schrliftl:iche Anfrage 
zu antworten, welche Subvention-en seitens 
des Bundesm:inisteriums für Unterrdcht seit der 
Erstellung des KunstbeI1ichtes vergeben wur­
den. 

Nun ist uns heute mit der Post der neue 
Kunstbericht vorgelegt worden, und wenn man 
diesen Kunstbellicht durchblättert - sdcherlli-ch 
ist dieser Berticht unter dem Druck dieser 
Anfrage so schnell vorgelegt wordern -, dann 
muß man feststellen, daß diese 2 Millionen 
Sch'illing an Dietmar Schönherr der Höhe nach 
auf ganz einsamer Flur stehen. Im übrigen 
wurden Subventionen, Geschenke dieser Art 
und Höhe noch nie _ vergeben. Wenn es an 
di·e Milliion herangereicht hat, waren es bisher 
nur Darlehen. In diesen Dingen scheint die 
Regiierung ausnahmsweise sehr wohl nach 
einem Plan vorzugehen, der, so scheint es ,  
mehr auf parteipolitischen als  auf sachlichen 
Uberlegungen beruht. (Zustimmung bei der 
avp.) 

Wer gemeint hat, die Suventionsvergabe 
an Herrn Dietmar Schönherr wäre ein Zufall. 
der wurde eines Besseren belehrt, indem 
- leider ist es erst nach einern Jahr bekannt­
geworden - Professor Hausner - auch dar­
über wurde schon gesprochen - tür ein Bild,  
das im Pausenraum der HTL Linz aufgehängt 
werden soll, 1 ,6 Millionen Schilling -erhält. 
Heute liest man, daß dieser Preis bereits bei 
1 ,9 Millionen Schilling sein soll. (Zwischen­
rufe.) 

Dabei wüd von der Schulleitung kritisiert, 
daß sie aus Geldmangel derzeit mate:r:ialmäßig 
in lihren Werkstätten von der Hand in den 
Mund lebt. Außerdem ist die Werkstatt- und 
LaboreinI1id1tung dieser Schule bei weitem 
noch nicht vollständig. Um den Preis des 
genannten Bildes könnten be!ispi-elsweise die 
Lehrwerkstätten vollkommen eingerichtet 
werden. Außerdem besteht in dieser Schule 
Mangel an Rein;igungsmaschilllen und Reini­
gungspersonal, sodaß die Reinigung dieser 
Schule zum Teil noch im argen liegt. Schließ­
lich muß noch erwähnt werden, daß !in dieser 
Schule dringend eine Ktimaanlage notwendig 
wäre , zumal im letzten Sommer lin den Räu­
men bis zu 36 Grad Celsius gemessen wurden, 
das sind Temperaturen, die den dort arbei­
tenden Menschen auf Dauer ndcht zugemutet 
werden können. 

Zur Behebung all dieser Mängel, die von 
der Schulleitung aufgezeiigt wurden, wlird kein 
Geld zur Verfügung gestellt, wohl aber für 
ein Bind - sicherlIich eines namhaften Künst­
lers -, was in den Tageszeitungen zu ver-
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schüedenen Kommentaren Anlaß gab. So 
wurde unter anderem geschnieben, daß es s.ich 
hier um eine wetitere Entschädigung eines 
Künstlers für kostenlose SPO-Wahlwerbungs­
Schützenhilfe handle. 

Es geht ruidlt darum, daß wir etwa Kunst­
förderung n1cht für notwendig erachten, in die­
ser Form aber, me1ine Damen und Herren, 
lehnen wdr sie ab. (Zustimmung bei der GVP.) 
Wenn solche Dinge laufend bekanntwerden, 
ist es geradezu Pflicht der Oppositionspartei, 
ein ganz besonderes Augenmerk auf die Ver­
gabepraxis der Subventionen zu richten. Man 
kann nur gespannt sein, wer der nächste 
derer sein wüd, die hier in den Wahlz·eit­
schriften der SPO abgebildet sind, wer der 
nächste sein wiro, dem der Dank des Vater­
landes vtia Budget abgestattet werden wird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus!  Es zeigt sich !immer wlieder, 
daß zWlischen dem, was von der Regierung in 
der Offentlichkeit angekündligt wird, und dem, 
was dann wirkllich gemacht wird, riesige 
Unt,erschiede bestehen. Der Bundeskanzler 
redet so gerne von Gerechtigkeit. Wenn man 
den Initiativantrag der sOZiiallistischen Abge­
ordneten betreffend Rückzahlung von Lohn­
und Binkommensteuer in Höhe von 360 S 
pauschal betrachtet, dann ergibt sich die Gro­
teske, daß ein Alleinverdiener mit drei, V1ier 
oder fünf Kündern 360 S bekommt, daß ein 
berufstätiges Ehepaar ohne Kinder 720 S be­
kommt. Man muß sich wirkllich nach dem 
Motiv dieser Regelung fragen bezliehungs­
weise s ich die Frage stellen, ob man sich dabei 
überhaupt etwas gedacht hat. Es sieht fast 
so aus, als  ob man Slich dabei überhaupt nichts 
gedacht hat, sondern genauso unüberlegt und 
planlos vorgegangen ist wie so oft in letzter 
Zeit. 

Im übrigen muß festgestellt werden, daß 
die Auszahlung von 360 S, wie säe der sozdali­
stische Antrag vorsieht, weder als Abgeltung 
der seit zwei Jahren stark steligenden Infla­
tionsrate noch als echte Rückerstattung der 
vom Ftinanzffilinlister durch die Verzögerung 
zusätzlich eingenommenen Steuer gelder ange­
sehen werden, noch werden die am stärksten 
belasteten Bevölkerungsgruppen, nämllich die 
FamJlrien und die Alleinverdiener, berücksich­
tigt. Deswegen hat die Osterreichische Volks­
partei ihren Initiativantrag eingebracht, der 
insbesondere auf die Alleinverdüener und die 
Famil'ien, linsbesondere mit mehreren Kindern, 
Rücksicht nimmt. Bekanntl:ich sieht der OVP­
Vorschlag generell eline Steuervorleistung von 
360 S pro Steuerzahler vor. Alleinverdiener 
sollen 720 S erhalten, und außerdem soll pro 
Kind laut OVP-Antrag eine Steuervorleistung 
von 120 S gegeben werden. 

Wie unzulängmch dlie von der sozialistischen 
Fraktion vorgesehenen 360 S sind, erkennt 
man schon daraus, daß diese Maßnahme für 
das Jahr 1 972 nur eine Entlastung von 
800 Millionen Schilling bringt, wogegen die 
Mehreinnahmen des Finanzministers aus die­
sem Titel für 1 972 gegenüber dem Budget 1971 
4,6 Mlilliarden SchJlldng betragen. Allein dar­
aus s i eht man die Unzuläng1ichkelit der vor­
gesehenen steuerllichen Entlastung. 4,6 Mil­
liiarden Schillting werden 1 972 den Steuerzah­
lern mehr vom Einkommen abgezogen, und 
nur 800 Milldonen Sdliilling wlill man 1972 
zurückgeben. Das schednt sOZJialistisch-e Fdnanz­
politik zu sein, die so gerne vorgibt, Rück­
sicht auf die kleinen EJinkommensträger zu 
nehmen. 

I m  nächsten Jahr will man es mit den 
Steuerzahlern ähnlich machen. Man kündigt 
wieder wlie so oft eine große Steuerreform 
an, die dem Finanzm'inrister angeblJich 5,3 Mil­
liarden Schlilliing kostet. Dem Bund kostet sie 
aber in Wirklichkelit nur die Hälfte, weil die 
andere Hälfte ja von den Ländern und Ge­
me1inden getragen weDden muß. Man sagt nicht 
dazu, daß allein die unbefristete Verlängerung 
der Sondersteuern ja dem Flinanzminister 
brutto für netto rund 3 MillJarden Schiilliing 
einbringen wird. 

Ein böses Erwachen Wird es vor allem für 
die Arbeitnehmer geben, die wohl im Jänner 
1973 momentan erine geIiingfüg.ige steuerliche 
Entlastung, einen geningfügigen steuerlichen 
Vorteil haben, der aber schon beti der nächsten 
Lohnerhöhung durch die weiterhin steHe Pro­
gression zuruichte gemacht wird. 

Die Bedeckung der Ausgaben des Budget­
überschrelitungsgesetzes geschieht zum über­
wiegenden Telil, wiie aus dem Heft zu ersehen 
ist, durch Mehreinnahmen aus der Umsatz­
steuer, und zwar lin der Höhe von 450 Mil­
lionen S chi lliing . '  Gerade die Soziallisten haben 
in der Vergangenheit Jmmer w:ieder die in­
direkten Steuern als unsozial bezeichnet. Man 
kann lim Wirtschaftsprogramm der SPO nach­
lesen, an verschiiedenen Stellen - lieh könnte 
hier e ine ganze Reihe von Passagen zitieren -
heißt es, daß den lindirekten Steuern allzu 
große Bedeutung zukommt. Dann heißt es ein­
mal : "Zweitens liegt das Schwergewicht der 
Besteuerung bei den in ihrer Belastungswir­
kung unsozialen indirekten Steuern." Und 
schließlich heißt es im Wirtschaftsprogramm: 
"Das gegenwärtige System der indirekten 
Steuern wirkt unsozial, weil es die unter­
schiedliche Leistungsfähigkeit der Steuerzahler 
unberücksichtigt läßt. " Und nun hat der Herr 
Finanzminister in einem Interview am 6. Mai 
1972 plötzlich eine andere Auffassung in bezug 
auf die indirekten Steuern vertreten. Er sagt 
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dort: "Die Beurteilung der direkten und indi­
rekten Steuern, wie sie vor hundert Jahren . . .  
getroffen wurde" - und dabei ist das SPO­
Programm noch gar keine hundert Jahre 

'
alt -, 

"list heute nicht mehr ganz zutreffend. Sie 
war damals richtig."  

Es stellt sich also, meine Damen und Herren, 
nun wlirkllich die Frage, wo hier eine konzep­
tive W[rtschaftspollitik betI1ieben w1ird und wie 
es um die Glaubwürdigkeit wirtschaftspoliti­
scher Aussagen von SozliaUsten bestellt ist. 

Meline Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß und fasse zusammen. Das vorUegende 
Budgetüberschreitungsgesetz list w�ederum 
genauso wie die Wirtschaftspolitlik, dJie Bun­
desheerpolitik, die Bundesheerreform, dJie Ge­
sundhelitspoNtlik von €liner kaum zu überbie­
tenden Sorglosigkelit und Konzeptlosigkeit 
gekennzeichnet. Wir werden aus dJiesem 
Grunde, aber auch deshalb, weil wir ja das 
Budget selbst bereits aus den damals dar· 
gelegten Gründen abgelehnt haben, auch die­
sem Budgetüberschreitungsgesetz unsere Zu­
sfimmung nicht geben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Bevor ich dem nächsten Redner 
das Wort erteile, erteile ich dem Abgeordne­
ten Pölz für die Bezeichnung "Kerl", die 
herabsetzend verstanden werden kann, einen 
Ordnungsruf. 

Nun kommt der Abgeordnete Tull zum 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren ! Während 
der Ausführungen meines Vorredners, des 
Herrn Abgeordneten Sandmeier - seJine Rede 
war ja ein buntes Allerlei, stellte geradezu 
einen �itt über den Bodensee dar -, ist mir 
ein japanisches Spnichwort €lingefallen, das 
auch er eiinmal vor eiIlligen Jahren von dJieser 
SteHe aus gebraucht hat, Wlie ich aus dem 
Protokoll feststiellen konnte, und zwar mit 
besonderer Freude und Genugtuung: "Wer 
Augen hat und nicht sehen will, sieht nicht, 
und wer Ohren hat und nicht hören wlill, der 
hört nicht." (Zwischenrufe.) 

Sie haben gestern Gelegenhe,u gehabt, Herr 
Kollege Sandmeier, Mer während der Frage­
stunde eine sehr e1ingehende Beantwortung 
des Herrn Bundesministers Dr. Slinowatz be­
zügllich des von Ihnen apostrophlerten Bildes 
zu hören. (Abg. S a n  d m  e i e  I: Nicht befrie­
digend!) Sie haben nicht nur aus dies'en Aus­
führungen entnehmen können, daß s,ich diese 
Bundesregierung zur Förderung der Kunst im 
größtmöglichen Ausmaß bekennt, sondern daß 
darüber hinaus gerade tim konkreten Fall be­
zügl,ich dieses Bildes bere'Hs dm Jahre 1967, 
Herr Kollege Sandmeier, mit dem damaligen 

Bautenminister Gespräche geführt worden 
sind. 

Ich hätte mich außerordentlich gefreut, Herr 
Kollege Sandmeder, wenn Sie !in Ihren Aus­
führungen, in denen Slie e'inen sehr weiten 
Bogen über Fragen gespannt haben, die gar 
nicht unmittelbar mit der gegenständlichen 
Vorlage zusammenhängen, mit Fragen, über 
die wir uns sehr gerne mit Ihnen zur gege­
benen Zeit unterhalten, heute den Anlaß der 
Behandlung des ersten Budgetüberschr'elitungs­
gesetzes wahrgenommen hätten, um beispliels­
weise die so widerspruchsvolle Haltung der 
Osterreichlischen Volkspartei lin vielen finanz­
und budgetpolitlischen Fragen aufzuklären, 
denn Sie haben sich ja selbst lin den letzten 
Tag'en gerade tim Zusammenhang mJit der Be­
handlung des Budgetüberschreitungsgesetzes, 
aber auch mH anderen Regierungsvorlagen, 
auf die iich noch zu sprechen kommen werde, 
ad absurdum geführt. 

Wir haben gestern e'instimmig dn den spä­
ten Abendstunden das Gesetz über die Finan­
zierung der PI1ivatschulen beschloss'en. W1ir 
wissen, daß dafür sehr v,iel Geld erforderlich 
ist. Im ersten Budgetüberschreitu'llgsgesetz 
1 972 ist elin Gesamtüberschreitungsbetrag von 
724 Millionen Schilldng enthalten. Für dlie 
VollsubventJionierung der konfessdonellen 
PI1ivatschul'en ist ein Betrag von 1 09 Mdllionen 
SchliUing prämmdniert, also rund ein Siebentel, 
und zwar als Pauschalbetrag für die Zeit vom 
1 .  September 1971 bis 3 1 .  August 1 972. 

Nun frage ich SIie: Wie können Sie dJiesen 
Widerspruch in Ihrer Haltung aufklären? 
Gestern haben Sie das Gesetz begrüßt, ja 
noch mehr, !in e'inem EntschLießungsantrag hat 
die Frau Abgeordnete Dr. Hubinek verlangt, 
daß weHere Lelistungen erbracht werden. 
Heute stimmen Sie gegen jenes Gesetz, mit­
tels dessen nunmehr das tin der ersten Phase 
vollzogen werden soll, was wir gestern hier 
einstimmig verabsch!iedet haben. 

Oder, meine Damen und Herren : Herr Ab.;. 
geordneter Dr. Gruber hat gestern in seinen 
Ausführungen zu diesem Gesetz ein Klage­
lied über die ungenügende Berelitstellung von 
Mitteln für die Erwachsenenbildung ange­
stimmt. Nun stellen wir f'est, daß in diesem 
Budgetüberschreitungsgesetz ein entsprechen­
der Betrag vorgesehen ist, gerade als eine 
unbedingte Notwendigkeit im Zeichen des 
permanenten Lemens unserer Zeit. Ich bin 
jetzt sehr neuglierig, ob zum Beispliel Frau 
Dr. Hublinek und Herr Dr. Gruber, dlie gestern 
hier von dieser Stelle aus zu diesen Dingen 
gesprochen haben, heute mitstJimmen werden, 
um das zu verwtirkllichen, was sie gestern 
Mer großspurdg verlangt haben. 
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ader ein weHer'es Problem : Säe, Herr Kol­
lege Sandmelier, haben sidl heute veranlaßt 
gesehen, den Finanzbeamten in rührender 
We:ise den Dank für tihre Leistung,en auszu­
sprechen. (Abg. M i t t e r  e r: Tut es Ihnen 
leid?) Herr Abgeordneter Mitterer! Wiir haben 
tim Budgetüberschredtungsgesetz einen Betrag 
von 10 Millionen SchHling für die Erridltung 
von 272 zusätzllidlen BUWOG-Wohnungen 
zur Unterbringung von Finanzbeamten vor­
gesehen. Also wie wollen Sie das jetzt auf­
klären? Mit schönen Worten allein dst driesen 
Leuten nicht gedient (Abg. M i t t e r  e r: Hät­
ten Sie es ins Budget genommen!), die werden 
such viel, v1el mehr freuen, wenn sde nun­
mehr mögI.ichst bald angemessene Wohnun­
gen bekommen. (Abg. M i t t e  r e r: Hätten 
Sie es ins Budget genommen!) 

Herr Abgeordneter Mitterer ! Auf die Frage 
des Ins-Budget-Aufnehmens komme ich nadl­
her noch zu sprechen. Ich werde audl dies­
bezüglich einiges hier aufzuzeigen haben. 

Anläßlkh der letzten Budgetdebatte haben 
gerade die Sprecher der Osterre!ichischen 
Volkspartei mit Nachdruck verlangt, daß für 
Schutz- und Regullierungsbauten, für Wild­
bach- und Lawinenverbauungen mehr Mittel 
erforderlich seien. D as ist absolut richtig. 

Nunmehr werden fast 23 Mm[onen Schlilling 
präldmiIlJiert. Ich bin neugieI1ig, ob jene Damen 
und Herren, die vor wenigen Monaten das 
vom Finanzminister verlangt haben, heute 
bereit siioo, diesem Budgetüberschreitungs­
gesetz ihre Zustimmung zu geben. 

Der Herr Kollege Westreicher - ich glaube, 
er :ist nicht hier -, ein Fachmann der Frem­
denverkehrswirtschaft, hat, glaube lieh, als 
letzter Redner zum Kapitel Finanzen Mer eine 
sehr interessante Riede gehalten, wie notwen­
dig es 'ist, den Fremdenverkehr zu fördern. 

Sie wissen ganz genau, daß es ERP-Kredit­
anträge in der Höhe von 560 Milllionen Schil­
bng gibt und daß die Quote für 1 972 rund 
1 50 Millionen Schilling betragen wird. Nun 
hat sich die OsterreichJische Hotel-, Fremden­
verkehrs- und Treuhandgesellschaft mit be­
schränkter Haftung bemit erklärt, Kapital lin 
der Höhe von 100 Mlillionen SchiUing zur Ver­
fügung zu steHen, um eben möglichst viele 
Fremdenverkehrsbetr1iebe auszubauen, zu ver­
bess'ern, zu rationalisieren, moderner zu ge­
stalten. Allerdings ist die Regierung bereit, 
um eben dem Fremdenvrerkehr unter die 
Arme zu greifen, um den Fremdenverkehr 
zu fördern und !ihm zu helfen, Zinsenzuschüsse 
zu geben, und zwar den Differenzbetrag auf 
5 Prozent, das Slind also rund 3 Prozent 
Zinsenzuschuß, das m acht 13,5 Millionen Schil­
hng aus. 

Sind nun die Damen und Herren der Oster­
reichischen Volkspartei, des Wirtschaftsbun­
des, dJi:e diese Forderung hier vor wenigen 
Monaten angemeldet haben, bereit, mitzutun? 
Ja oder nein1 - Darüber sollte einmal, glaube 
ich, in aller Offentlichkeit sehr klar gespro­
chen werden. 

Der Herr Abgeordnete Sandmeier hat bier 
wie auch dm Ausschuß heftige Kritik .im Zu­
sammenhang mH dem Schnellbauprogramm 
geübt, das war der Stein des Anstoß'es, und 
er hat sich veranlaßt gesehen, auch hier heute 
den Flinanzmljnlister, die Bundesreg,ierung hef­
tigst zu attacklieren, dieses Budget seli ein 
Beispiel mangelhafter Planung, ständigen 
Improvisierens ; warum ist das nicht zeit­
gerecht prä�iminliert worden, warum wird jetzt 
eine Reparatur vorgenommen und so weiter? 

Herr Abgeordneter Mittererl Sie haben vor­
hin auch gefragt : Warum list das nicht alles 
ins Budget aufgenommen worden? - Mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten erlaube 
ich mir, aus einem Protokoll zu zitieren, und 
zwar hat damals ein Abgeordneter, ein heuti­
ger Abgeordneter der OsterreichiisChen Volks­
partei auf Ausführungen des Kollegen Lanc 
repliziert. Er hat damals folgendes gesagt: 

"Ich bin übe rzeugt, der Herr Abgeordnete 
Lanc we[ß ebens o  gut wie ich, daß es völlig 
ausgeschlossen 'ist, e,inen Staatshaushalt in der 
Größenordnung von rund 90 Milliarden ScMI­
lling ein halbes J ahr vor seinem Inkrafttreten 
so exakt und so genau vorzubereiten, daß 
keinerlei Änderungen im Ablauf des Jahres 
mehr notwend1ig wären. Es gibt selbstver­
ständliich kein Land der Erde, lin dem nicht 
ständige Änderungen am geltenden Haushalt 
für das laufende Jahr vorgenommen werden 
müssen." 

Wissen Sie,  wer das gesagt hat1 Das hat 
der dama�ige FinanzmiIllister und Ihr heutiger 
Klubobmann Dr. Koren gesagt! (Abg. M i  t­
t e  r e r: Und haben Sie zugestimmt? - Abg. 
Dr. K o r  e n: Auf welche Kritik hat er das 
damals gesagt!) Wrir haben damals einen sehr 
eindeutigen und klaren Standpunkt bezogen. 
(Abg. Dr. K o r  e n: Jetz t gehen Sie aber 
furchtbar im Kreis!) 

Oder darf ich Sie erinnern, Herr Kollege 
Sandmeder : Was hat damals im Jahre 1969 
ein Abgeordneter lim Zusammenhang mit dem 
damaligen Budgetüberschreitungsgesetz hier 
gesagt? Er hat d amals erklärt : 

"Sie wissen ganz genau, daß es dn jeder 
Gemeinde Budgetüberschredtungen gibt, ob­
wohl das ein BUdg'et ast" (Abg. M i t  t e  r e  r: 
Haben Sie zugestimmt, damals?) - ich werde 
Ihnen, Herr Kollege Mitterer, darauf noch die 
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Antwort erteilen -, "das überschaubar ist, 
so daß man glauben könnte, bei diesen kleinen 
Budgets müßte man die Möglichkeit haben, 
genau zu budgeUeren."  

Derselbe Abgeordnete hat  dann weiter ge­
sagt : 

"Sie wissen genau, daß das Budget im Zeit­
punkt der Beschlußfassung einer Momentauf­
nahme gleicht, und es werden eben die wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Entwick­
lungen, die sich im Laufe eines Jahres ein­
stellen, zu berücksichtigen sein, es werden 
immer wieder Anpassungen notwendig sein. 
Die Ziffern im Budget können nur Schätz­
ziffern sein, sowohl die Ausgabenziffern als 
auch die Einnahmenziffern, denn es hat noch 
keinen Hellseher geg·eben, der es zustande 
gebracht hätte, die Ziffern ganz genau anzu­
geben. Es ist eben unmöglich, bei der Budget­
erstellung im Herbst die Vorgänge des näch­
sten Jahres so genau zu erfassen." (Abg. 
M i t t e r e r:  Haben Sie damals zugestimmt ?) 

Herr Abgeordneter Mittererl So gesprochen 
hat damals Herr Abgeordneter Sandmeier, der 
offenbar somit einen entsprechenden Gesin­
nungswarudel vorgenommen hat. Dann soll 
man aber nicht herg-ehen - das list der Unter­
sdilied (Abg. Dr. K o r  e n: Herr Abgeordneter 
Tull! Zitieren Sie Ihren eigenen Gesinnungs­
wandel auch?) -, um heute groß von Plan­
losigkeit, Konzeptlosti.gkeit und so weiter zu 
sprechen. (Abg. M i t  t e  r e  r: Haben Sie zu­
gestimmt?) 

Zum Schnellbauprogramm ein Wort. Meline 
Damen und Herren ! Richtig ist, daß in (Hesem 
Budgetüberschreitungsgesetz 95 Millionen 
Schilliing aufgenommen werden, und zwar im 
Zusammenhang mit der so dynamischen und 
explos1iven EntWliddung auf dem Schul- und 
Bildungssektor �n Osterreich, sodaß hlier eine 
gewlisse FlexibiLität notwendig list, ein Prozeß 
dauernder Anpassung, der Setzung von 
Schwerpunkten, um den Anforderungen der 
Gegenwart gerecht werden zu können. 

Herr Kollege Sandmei,et ! Sie haben heute 
bezüglich der Subventionswirtschaft, der Sub­
ventionsvergaben einen wesentlich vorslichti­
geren Standpunkt bezogen als !im Ausschuß. 
Sie haben im Ausschuß - kh möchte das 
korrekterwe'ise und der Vollständigkeit hal­
ber hier feststellen - ausdrücklich erklärt, 
bei Ihnen bestünden Zweifiel an einer reellen 
Subventionsvergabe. (Abg. S a n d m  e i e  r: 
Dabei bleibe ich! Zweifel habe ich immer 
noch!) Sie bleiben dabei. 

Sehr geehrter Herr Kollege Sandmetierl  Dar­
auf kann ich nur eines sagen: Wenn man 
selbst im Glaushaus sitzt, soll man vorsichtig 

sein. Erinnern S1e sich, was wir alles in den 
vergangenen Jahflen, lin der ZeH von 1 966 
bis 1 970, im Zusammenhang mlit Subventions­
vergaben, bei der Behandlung von Bundes­
rechnungsabschlüssen und von Einschauberich­
ten des Rechnungshofes von dieser Stelle aus 
erklärt haben. Wir haben damals e1inen Sub­
ventionsbericht der Bundesregierung verlangt, 
eine detaillierte Darstellung. Nie wurde uns 
eine solche vorgelegt. Die s02lialistische Regie­
rung Kreisky hat sich selbstverständlich be­
reit erklärt, den Abgeordneten einen Sub­
v-entionsbericht vorzulegen, aus dem genau 
entnommen werden kann, wer wozu und Wlie­
V'iel bekommen hat. (Präsident Dr. M a l  e t a  
übernimmt den Vorsitz.) 

Sie wdssen ganz genau, daß ein solcher Be­
richt auch in allernächster Zeit dem Hause zur 
Behandlung vorgelegt werden wird. 

Wir haben damals auch krii1Jisiert, Herr Kol­
lege Sandme1ier, aber w:ir haben die Mißver­
hältnisse, di1e beim Maßstab der Vergabe 
angelegt worden sind, aufgezeigt. Wlir haben 
zum Beispiel nichts gegen eine FÖI1derung des 
Trabrennverelins. Selbstv'erständlich soll der 
Gelder bekommen. Aber wü haben aufge­
zeigt, daß er 1 ,2 Mlilliionen SchillJi.ng erhalten 
hat, während man dem Schiverband, der 
immerhin für Osterreich hinsichtlich der Meh­
rung des Ansehens Osterreichs lin der Welt 
sehr bedeutsam Jst, kaum 400.000 S ber'�it­
gestellt hat. 

Herr Kollege Sandmeier! Wlir haben Ihnen 
im Ausschuß klar vorgehalten - linsbesondere 
der Herr FJnanzminister hat das getan -, was 
das Wort "reell" bezeichnet, was es bedeutet: 
"reell" ,  "re:dllich", "ehrlich", än der Wtirtschaft 
"sauber" und "anständig".  Sli·e haben somit 
also den Vorwurf erhoben, JlIicht ordnungs­
gemäß gehandelt zu haben. Sie haben bis zur 
Stunde, Herr Kollege, nicht nachweisen kön­
nen, nicht präz:isieren können, was JlIicht reell 
gewesen wäre. 

Ich persönldch habe den Eindruck, meine 
Damen und Herren der OsterrelidJJisch-en 
Volkspartei, daß Sie nunmehr, da Sie offen­
bar mit Ihrer Großreparatur am havarierten 
ParteQschiff im Trockendock nicht zu Rande 
kommen und Ihre zwei Flirmen nicht unter 
einen Hut zu bI1ingen vermögen, Zuflucht zu 
Verdächtigungen und Unterstellungen suchen, 
daß Säe dlie Flucht nach vorn antret·en nach 
dem Motto : Vel1dächtigen, etwas in den Raum 
stellen, in der Annahme, daß etwas hängen­
bleiiben wird, um somit diese Regierung d.n den 
Augen der Bevölkerung bloßzustellen und sie 
schlecht zu machen. (Abg. S a n  d m e i e  r, eine 
SPO-Wahlbroscl1üre vorweisend: Kennen Sie 
das?) 
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Herr Kollege Sandme�er! Es wird geradezu 
zum System, was Sie sich auf diesem Gebiet 
dn den letzten Wochen und Monaten geleistet 
haben. (Abg. Dr. K 0 h I rn  a i e r: Loben wer­
den wir die Regierung!) Darf lieh v!ielle,icht in 
El1innerung rufen, welche Begriffe im Zusam­
menhang mit der UNIDO gefallen sind! Was 
hat man von d�eser Stelle aus alles gesagt : 
Aufklärungsbedürfbig sei das und jenes. -
Man ist nie konkret geworden. Gehen Sie 
doch her und sagen Sie : Das oder jenes ist 
nicht in Ordnung, da oder dort ist unkorrekt, 
unanständig vorgegangen worden I (Abg. Dok­
tor K 0 h I rn  a i e I: 10 Minuten warlen, Herr 
Dr. Tul1!) 

Eines, Herr Dr. Kohlma1ier, Herr General­
sekretär der Osterreichi.sdlen Volkspartei, 
möchten wir Ihnen sagen : Jeder Versuch 
öffentlicher Irreführung und Täuschung Ihrer­
seits \in diesem Zusammenhang nach dem 
Motto : Es wird schon was hängenbleiben, die 
Leute werden schon etwas glauben!, wird von 
uns in aller OffenUichkeit schonungslos bloß­
gestellt und im Kedme erstickt, denn wir for­
dern Sie auf: Wenn etwas nicht dn Ordnung 
list, dann legen Sie die Beweiise auf den Tisch 
und sagen Sie, was Ihrer Meinung nach nicht 
dem Gesetze, dem Re�te entsprechend gewe­
sen ist ! 

Nun komme ich zu dem Problem Schön­
herr. Auch dliesbezüglich bin lich gern bereit, 
mich mit Ihnen zu unterhalten. Herr Kollege 
Sandmeier ! Wenn Sie zum Belispiel sagten, 
daß etwas nicht förderungswürdig sei oder 
nicht förderungswürdig list, dann :ist das etwas 
anderes. (Abg. S a n  d m  e i e r: Das habe ich 
nicht gesagtl) Denn Sie Wlissen ganz genau : 
subjektiv sind die Meinungen ganz verschi-e­
den. Es gibt Leute, denen gefällt elin F:ilm, 
den anderen gefällt er eben nicht. Aber ich 
glaube, man kann das nicht objekt!ivlieren und 
nur deswegen, weH der v.ielleicht dem einen 
oder dem anderen nicht paßt, oder nur des­
wegoo, weil sich der Künstler "erdreistet" hat 
- unter Anführungszelichen gesetzt -, sich 
öffentlich zur Sozia�ist1ische'll Partei zu beken­
nen, nun einen Hexensabbath aufführen, einen 
Sche:iterhaufen errichten, ihn brandmarken, ihn 
g-eradezu verfolg'en. Das kommt für uns IlJicht 
in Frage. (Beifall bei der SPtJ. - Abg. M i  t­
l e r e r: Das hat er schon selbst  bei der letz­
ten Sendung getan!) 

Uber die Sendungen sind die Meinungen 
versch,ieden ! Darüber läßt Slich streitoo. (Abg. 
M i t  t e r  e r: Nein, nein! Uber diese Sendung 
läßt sich doch nicht streiten!) Dem einen wird 
das eine, dem anderen das andere gefallen. 
Aber in einer Demokratie, tin einer pluralisti­
schen Gesellschaft gdbt es nicht nur verschie-

dene Anschauungen �n geisNgen Fragen, son­
dern eben auch verschiedene Ausdrucksformen 
und Möglichkeiten auf künstlenischem Gebiet. 
(Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) Dar­
über, glaube ich, müßten w i r  uns einig sein. 
Woon wir Wirk�ich jene Toleranz lin der 
Prax�s üben wollen, von der wdr gestern im 
Zusammenhang mit der FinanZlierung konfes­
s'ioneller Schulen gesprochen haben, wenn wü 
es mit dieser Toleranz -ernst nehmen, dann 
müssen wir auch zubmigen, daß andere etwas 
guthe1ißen, was man selbst nicht bill:igt, was 
einem selbst nicht gefällt. (Abg. M i t  t e r  e r: 
Aber diesen Film hat niemand gutgeheißen!) 

Meine Damen und Herren! So glauben wir 
feststellen zu können, daß dieses 1 .  Budget­
überschreitungsgesetz ein wertvoller Beitrag 
ist, jene Einrichtungen, j ene Maßnahmen in 
verstärktem Umfang zu fördern, die notwen­
dig s'ind, um Osterre-ich zu moderIlJisieren, die 
österreichische Wlirtschaft auszubauen, zu 
kräftigen und sie damit letzten Endes - und 
das ist auch ein Beitrag d azu - europareif 
zu gestalten. (Abg. M i t t e  r e  r: Mit der 
Vivi Bach aber nichtl) Aus diesem Grunde 
werdoo wir dieser Vorlage unsere Zustim­
mung geben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Kohlmaier. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Hohes 
Haus ! Im Gegensatz zu meinem Herrn Vor­
redner bin ich nicht der Meinung, daß dieses 
BudgetüberschreHungsgesetz den Weg zum 
modernen Osterreich im Stile Schönherr wei­
terführt, sondern 'ich meline, daß es ein neues 
Signal für die Konzeptlosigkeit der sogenann­
ten bestvorbereiteten Regierung ist. (Ruf bei 
der SPO: Mein Gott! Das ist ein alter Hutl) 

Für sogenannte "unabweisläche Maßnah­
men", meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, wlie die Regierungsvorlage in ihrer Be­
gründung so schön sagt, wird eine knappe 
Dreivliertelmilliarde zusätzlich ausg-egeben. 
Der Löwenanteil wird durch Mehreinnahmen 
finanZJiert. 

Zunächst : Sicherlich ist ein großer Teil der 
Ausgaben, die getätJigt werden, an sich zweck­
mäßig. Niemand wlird etwas dagegen haben, 
wenn der Kurzwellendienst finanzliert wird, 
wenn die Giftgranaten bei Fel1ixdorf beseitigt 
werden, wenn das Ford-Institut in se;inen 
wüssenschaftlkhen Arbeiten unterstützt wird. 
Aber ;ich möchte so wlie mein Parteifreund 
Sandmeier doch darauf hinweisen, daß es sehr 
zu bezwel.ifeln ;ist, ob wirklich alles, was hier 
angeführt ist, nicht voraussehbar war, Wlie es 
in den Erläuterungen heißt. 
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Es geht nicht - wlir sagen es noch einmal -
um die Tatsache eliner Budgetüberschreitung 
an sich. Das wird wahrscheinLich dmmer Wlieder 
zur Debatte stehen. Aber es gibt eine ganze 
Reihe von Ausgaben, wie zum BeJispiel Bau­
führungen, Adaptierungen von Gebäuden, wo 
man sich doch diie Frage stellen muß, ob das 
binnen einer normalen Frist für die Budget­
erstellung nicht voraussehbar war, vor allem 
die Anschaffung von Computern, die Automa­
tisierung von Fiinanzämtern, T'elephonanlagen, 
BuchungsmaschJ.inen. Wer einigermaßen be­
triebswütschaftlich or,ientJiert list, kann doch 
nicht annehmen, daß man sich binnen weniger 
Monate entschhießen muß, solche Angelegen­
heiten durchzuführen. 

Man hat eher den Eindruck, daß das Budget­
überschreitungsgesetz auf einen Slehr einfachen 
Nenner gebracht werden kann: die automa­
tische Schröpfung der Staatsbürger durch das 
ZusammenWiirken von Teuerung und Progres­
sion w.ird in eine neue Geldumverteilung um­
gemünzt - ein ganz einfacher, transparenter 
Vorgang. 

Aber was nicht erkennbar ist, das ist, daß 
irgendetin budgetpolitrisches Konzept verfolgt 
wird, das konsequent im Budget selbst und 
dann im Budgetüberschrelitungsges'etz fortge­
setzt werden kann. Immer wieder sehen wdr, 
d.aß die von den Sozialisten seinerze[t so oft 
reklamierte budgetpobitdsche liiIllie nicht vor­
handen ist, und auch h�er wird dmprovis:iert, 
wlird irgend etwas zusammengestoppelt, ohne 
daß ein größerer Zusammenhang Order e!ine 
größere Zweckverfolgung erkennbar wird. 

Beli solchen Anlässen w'Jrd auch !immer wie­
der die Frage nach der Sparsamkeit und nach 
der Einhaltung des Gebotes der Sparsamkeit 
aufzuwerfen sein. Herr Abgeordneter Tull !  
Sie haben gesagt, wir  sollen, wenn wir  d€r 
Regierung etwas vorwerfen, sehr konkret 
sein. - Abgeordneter Tull hat seine Rede 
deponiert und hat dann nicht mehr Lust ge­
habt, zuzuhören. (Rufe bei der SPO: Er kommt 
gleich!) Aber lich glaube, es list für die anderen 
Kollegen ebenso dnteressant. 

Ich Wlerfe hier ganz konkret dem Herrn 
Finanzminister :in diesem Zusammenhang etwa 
vor, daß er erst in letzter Zelit mlit den Mitteln 
der Steuerzahler nJicht sehr sorgfältig umge­
gangen dst. 

Meine Damen und Herrenl Am 21. Ma;i war 
der Gemeindetag in Graz. Der Herr Flinanz­
minister war dort anwesend, was sicher sehr 
zweckmäßig war. Er hatte aber am selben Tag 
eine andere Verpfllichtung, und zwar e1ine 
parteipolitJische. Es war nämlich am sei ben 
Tag eine Tagung des BSA, die um 18 Uhr ein 

Referat des Herrn Finanzministers vorgesehen 
hat. (Zwischenrufe bei der SPO.) Selbstver­
ständlich, das tun wir ja auch. Das ast unsere 
Aufgabe. 

Der Herr FinanzmrioIllister hat um 1 3  Uhr 
54 Minuten Graz vIerlassen, also gegen 14 Uhr. 
(Ruf bei der SPO: So genau ?) Von 1 4  Uhr bis 
18 Uhr kann man ja mit dem Wagen sehr 
bequem nach W;ien kommen. Aber aus irgend­
welch-en Gründen, die uns der Herr Finanz­
minister hoffentlich erklären wird, ist er nicht 
mit einem Wagen gefahren, sondern mit einem 
Hubschrauber des Bundesheeres vom Typ Jet 
Ranger geflogen. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: 
Zu einer Parteiveranstaltung!) Der Herr Fi­
nanzminister hat also Graz-Wetzelsdorf um 
1 3  Uhr 54 Minuten verlassen, mußte wegen 
Schlechtwetters !in P'inkafeld landen, in Wiiener 
Neustadt neuerlich landen und auftanken, so­
daß er eine Flugzeit von etwa 4 Stunden zu­
sammenbekommen hat. (Abg. Dr. S c  h w i m­
m e  r: Das hat sich ausgezahlt!) 

Meine Damen und Herren ! Wenn man eiine 
Flugstunde €ines solchen Hubschraubers mit 
4000 S annimmt - das ist sicher nicht über­
höht -, dann hat der Genuß der österreichi­
schen Offentlichkeit, den Herrn Flinanzminister 
um 1 8  Uhr im WIG-Gelände bei der BSA­
Tagung landen zu sehen, dem österreichischen 
Steuerzahler 1 6.000 S gekostet. 

Bitte, ist das konkret oder list das nicht 
konkret, meine sehr v'erehrten Damen und 
Herren? - Ich sage Ihnen hier ganz konkret : 
Wenn das stdmmt, was wlir hier als Informa­
tion bekommen haben - lich hoffe, d'aß der 
Herr Finanzminister dazu Stellung nehmen 
wird -, dann sind hier Steuergelder, nämlich 
Gelder des Bundesheeres zweckwidI1ig, näm­
lich für parteipol:itsche Zwecke verschleudert 
worden. (Zustimmung bei der OVP.) 

Es wird sicher sehr notwendig sein, daß wir 
diese Dinge aufmerksam beachten. Man hört 
- ich würde das auch gerne aufgeklärt be­
kommen - zum Be!isp�el auch, daß slidJ der 
Herr Verteidigungsminister mit Bundesheer­
hubschraubern zum Reiten nach Wiener Neu­
stadt bringen läßt. 

Das sind alles Dinge, meine Damen und 
Herren, die dieser Sparsamke�t der Verwal­
tung nicht entsprechen. Wir wollen diese Er­
edgnlisse der l!etzten Zeit anläßUch der Debatte 
über das Budgetüberschreitungsgesetz zum 
Anlaß nehmen, diese konkreten Fälle, die 
unserer Meinung nach aufklärungsbedürftig 
sind, zur Sprache zu br,ingen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich habe bereits auf die Konzeptlosigkeit der 
Regierung hingewdesen. Wir müssen sie des-
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weg'en immer wieder so besonders betonen, 
weil Stich die SoziaUstiische Partei limmer wie­
der als die politische Kraft hingestellt hat, die 
zu e!iner vJel größeren KOl1zeptiVlität dn der 
Re�ierung gelangen wir d .  Das sOZlial:istische 
Wirtschaftsprogramm ist hier eine wahre 
Fundgrube. Es ist allerdings das Programm, 
das am meisten vergessen und vernachlässigt 
wJrd .  

Das strukturelle Budgetdefizit - das hat 
man seinerzeit im sozialistischen Wirtschafts­
programm gelesen - dst das ErgebIllis einer 
kons'ervativen Budgetpolitik, der jedes l änger­
fristige Konzept fehlt, man begnügte s'ich mit 
budgetpolitischen Ad-hoc-Entscheidungen. 

Kollege Lanc , der uns heute noch, glaube ich, 
die Ehre einer Rede geben wtir d,  möge mir 
bitte eine Frage beantworten : Was ist !in 
Ihren Augen nicht konservativ an diesem B ud­
getüberschrelitungsgesetz? Welches länger­
fristige Konzept leuchtet durch dieses Budget­
überschreitungsgesetz durch? Wo haben Slie 
nicht ad hoc budgetpolitlische Entscheidungen 
getroffen, d ie Sie seinerzeit so angeprangert 
haben? 

Vlir sollten uns über diese Begriffe wirklich 
auselinanderSJetzen, Herr Kollege Lanc . Ihre 
Partei setzt immer wieder Schlagworte v on 
konservativ, von progressiv und so weiter in 
die Welt. Das sind sehr beliebte Dinge, aber 
dahinter steht ja nichts I Was steht hinter 
Ihrem Budgetüberschreitungsgesetz (Abg. 
.M i t t e  r e  r: Der Lanc!) an ganz beson­
ders wertvollen oder fortschnittlichen oder 
besonders außergewöhnlichen bud get­
pol,ibischen Uni'en? - Wir können es be'im 
besten Willen ruicht erkennen. Ich sage Ihnen, 
daß hier wahrscheinlich nicht anders als s ehr 
pragmatisch vorgegangen wird. Aller dings 
s ind Sie in der Verbrämung weniger zimper­
lich, als wlir es immer waren. 

Ihre Partei und Sie, Herr Kollege Lan c ,  
haben immer wieder das eindeutig'e Verspre­
chen abgegeben, klaren wirtschafts- und 
finanzpolitischen ZJielsetzungen lin Ihrer Arbeit 
Ausdruck zu geben, nicht zuletzt tin der Ge­
staltung des Bundeshaushaltes. In W.irklich­
keit potenziert dieses Budgetüberschreitungs­
gesetz die OI1ienUerungslosigkeit Ihrer Wirt­
schaftspo�it1ik. (Zustimmung bei der OVP.) 

Wenn wJr uns fragen, was das ZJiel Ihrer 
Staatsausgabenpolitik list, meine Damen und 
Herren von der SPO, da'Il!ll möchte ,ich zu­
nächst die Frage stellen : Ist es für Sie vor­
rangig, den Steuerzahler zu entlasten? - Das 
kann offenbar nicht der Fall sein, denn Sie 
haben Siich dagegen gewendet, daß, d e m  
Wunsch des Gewerkschaftsbundes entspre­
chend , die notwendige steuerlkhe Entlastung 

bereits filit Jahresbeginn einsetzt, und Sie 
haben jetzt nach einer durchschnJittliichen 
Mehrbelastung der Lohnsteuerzahler mit 
1800 S eine Vorauszahlung von 360 S pro 
Steuerzahler ins Auge gefaßt. 

Das dst ,in unseren Augen nlicht nur quantita­
tiv zuwenig, sondern einfach deswegen un­
gerechtfertigt, weil nlicht berückSlichtigt wird, 
wie viele Personen dem Haushalt des Steuer­
pfl:ichtrigen angehören. Also die Entlastungs­
funktion kann bei Ihnen wohl beim Budget 
1972 und bei diesen Änderungen, die Sie jetzt 
durchführen, n�cht im Vordergrund stehen. 

Ich frage auch, ob eine konjunkturpolitische 
Absicht dahiintersteht. Versuchen Sie, in einer 
Zeit d er extremen Teuerung teuerungsbekämp­
fend vorzugehen? Wollen Sie also d ämpfende 
Eff'ekte he rb edführen ? - Auch dafür findet 
sich ,in diesem gesamten Budgetübers chrei­
tungsgesetz und in Ihrem Vorgehen kein Hin­
weis. Sie lassen brier wlieder nur die Dinge 
ganz einfach weiter treiben. Sie tun nichts ! Sie 
nehmen etwas mehr ein, weil vor allem die 
indirekten Steuern durch die Teuerung exor­
bitant wachsen, und Sie geben das für irgend­
welche Dinge aus, die Ihnen gerade einge­
fallen sind. Es ist elinfach Konzeptlosigk'eit, die 
hier erkennbar Jst. Es list einfach Ihre totale 
Abstinenz in Fragen der Wirtschafts- und 
KonjunkturpolHik, der Währungs- und Stabtili­
tätspolitJik. Sie von der SOZlialistlischen Partei 
!tiefem letzten Endes selbst den Beweis Ihrer 
Abstinenz in der Wirtschafts- und Konjunktur ­
po�itik. 

Vor kurzem 'ist eine sehr aufwendige Bro­
schüre der Sozialiistischen Partei versendet 
wonden: "Osterreich wird moderner" . - Im 
übrigen bin ich ziemlich sicher, daß der Städte­
schnellzug, der brier in flotter Fahrt abgebildet 
wurde (der Redner zeigt die Broschüre vor), 
in der Zeit der OVP-Alleinregierung lin Be­
trieb genommen wurde (Heiterkeit und Beifall 
bei der OVP), was sicher eine kleine Korrektur 
der Uberschrift erfordern würde, nämHch 
"asterreich w u r d e moderner" .  

Auch die schöne Europabrücke, d i e  man 
hier slieht (der Redner zeigt neuerlich diese 
Broschüre vor), dürfte, wenn ich mich recht 
erinnere, noch kein Verdienst der im Amt 
befindl:ichen Bundesregierung sein. - Aber 
bitte : Mit den Federln, die man sich an den 
Hut steckt, war man auf sOZlialistlischer Seite 
nie sehr heikel und sehr ZlimperLich. - Aber 
zurück zum Sachlichen: 

Was hier von d er "bestphotographierten 
Bundesregierung, die es je gegeben hat " ,  an­
geführt wdr d,  meine Damen und Herren (neuer­
liche Heiterkeit bei der OVP), ist ruichts ande­
res als das Ane!iillanderreihen von Verspre-

1 83 
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chungen, Absichten, Plänen und netten Phra­
sen mit praktischem Nullgehalt. Wenn man 
das auf wirtschaftspolitische Erfolgsmeldungen 
durChgeht, findet man zwei Sachen, die hier 
irgendwie hJineinfallen könnten, wenn man 
sehr großzügig list : 

Das eine 'ist das Wlirtsmaftswamstum 1970, 
das nach Japan das höchste war. - Herr 
Finanzministerl  Sie sind doch Nationalöko­
nom. Glauben Sie, daß eine Regierung, die 'im 
AprH eines Jahres >ihr Amt antritt - das war 
1 970 der Fall -, das Wiirtschaftswachstum 
dieses Jahres entscheidend beeinflussen kann? 
- Antworten Sie mir bUtte aus der Sicht 
eines Nationalökonomen, nicht aus der eines 
sozialistischen Partelipolitikers ! 

Wenn Sie sagen, Sie hätten naCh Ihrem 
AmtsantIiitt im April sozusagen das Steuer 
herumgerissen und aus einer am Boden liegen­
den Wirtschaft eine blühende gemacht, dann 
wird Sie, Herr Mlinlister, IlIiemand mehr 'in 
diesem Land ernst nehmen. (Zustimmung bei 
der OVP.) Ich sage Ihnen elines :  Mit dem 
Wirtschaftswachstum �m Jahre 1970, das Sie 
bier als großen Erfolg der sozlia�istJischen Re­
glierung herausstellen, spredlen Sie der OVP­
Alleinregierung das höchste Lob aus, das nur 
möglich ist. (Beifall bei der OVP.) 

Dann hat man noch den Mut, unter den Titel 
der Brosdlüre zu schreiben : "Information für 
�ntel1igente Leute". (Heiterkeit bei der OVP.) 
Uber den Intelliigenzquot!ienten der österre1i­
chlischen Bevölkerung scheinen bei der SPO 
gewisse Fehlvorstellungen vorzuliegen. Ich 
hoffe, daß sie doch einmal korrigiert werden. 

Das ZW€lite, das Sie hier als Erfolg der 
sozlialiistlischen Regierung anführen, ist die 
Schillingaufwertung. Im glaube, daß lich mich 
auch hier nicht verbreiten muß. Wenn es ein 
Verdienst der Regierung war, eine Maßnahme 
zu setzen, die von außen her sozusagen 
zwangsläufig auf uns zugekommen ,ist und 
die die gesamte Wirtschaft und Fachwelt 
Osterre:ichs als logisch zwingende Konsequenz 
der gesamten internaNonalen und nationalen 
ökonomischen Entwicklung gesehen hat, so 
ist .das auch sehr problematisch. 

Was das zehnjährige Investitionsprogramm 
betrHft, auf das S'ie sich immer wieder berufen, 
so wissen wir ganz genau - und es wird sich 
auch mit der Zetit herumsprechen -, daß Stie 
hier ruichts anderes gemacht haben, als die 
vorausslichtlichen Ausgaben von zehn Budget­
jahren aneinanderzumihen und aufzusummlie­
ren, um damit eline mögl1ichst eindrucksvolle 
Zahl zu bekommen, deren Steigerung IlIicht 
zuletzt darauf zurückzuführen ,ist, daß bei 
Ihnen dlie Teuerung galoppierend fortschreitet. 

Herr Finanzminister ! Belegen Sie doch end­
lich etinmal , daß Sie wirkldch entscheidende 
wirtschafts- und konjunkturpolJtische Maß­
nahmen gesetzt haben. Sie haben 197 1  - w:ir 
müssen immer w�eder darauf hanwe1isen - an­
gekündigt, daß Sie 15 Prozent der Ausgaben 
stillegen werden. Auch das war nur eine 
Ankündigung! Was wirklich an Wütschafts­
politik bei Ihnen übriggeblieben ist, waren 
die Ding1e, die einmal der Herr Vizekanzler 
hier in Vertretung des Bundeskanzlers auf­
gezählt hat und die von der Zollbefreiung bei 
Dörrpflaumen angefangen und ähnliches mehr 
einige Heliterkeit im Hause ausgelöst haben. 
Sie werden Slidl slicherlich noch alle daran 
erinnern. 

Was besonders bedenklkh list, 'ist, daß Sie 
für Ihr Fehlen wlirtsmaftspolitischer Maßnah­
men keüne andere Begründung haben als die, 
daß Sie sagen: Würden wir Konjunkturpolitik 
machen, würde das ArbeHslosigkeit hervor­
rufen. (Abg. Dr. B a u  e I: Schwarzweiß­
malerei!) Herr Ministerl Das ist nicht nur 
sachlich falsch, sondern das ist audl ein fni­
voles Spiel mit der Angst der Bevölkerung, 
das Sie hi'er für Ihre Politik elinsetzen. (Zu­
s timmung bei der OVP.) Ich weiß, daß das 
weniger Ihre Aussage, sondern das lJiebI..ings­
gebiet des Bundeskanzlers ist. (Abg. W i 1 1  e: 
Das hat niemand gesagt!) Herr Kollege WHle ! 
Ich war auf diesen ZWlischenruf nicht gel aßt, 
sonst hätte Jch die Belegstellen gerne mitge­
nommen. I ch w>ill es nachholen, andern lich 
Ihnen di'e Unterlagen schicke. (Abg. W i 1 1  e :  
Das hat  in  dieser Weise niemand gesagt! -
Gegenrufe bei der OVP.) Aber natürlich! Un­
zähJrige Male!  

Herr Kollege Willel  Ich Zlibiere jetzt Horst 
Knapp aus den "Frinanznachl1ichten" vom 
12 .  Mai : "Die Regierung begeht einen Miß­
brauch mlit der ökonomischen NaiVlität des 
Durchschnittsbürgers, wenn slie filit List und 
Tücke von der Erhaltung der Arbeitsplätze 
sprüht, wenn Welit und breit kein Arbeitsplatz 
gefährdet ist, hiingegen weit und breit Lohn­
und SparschHlinge gefährdet sind." 

Auch Horst Knapp scheint hier einer Fehl­
information aufgesessen zu sein (Zwischenruf 
des Abg. W i 1 1  e), wenn er sagt, daß es falsch 
ist, immer von dlieser Alternative zu sprechen. 

M,eine Damen und Herren ! Ich vertrete hier 
einfach den Standpunkt, daß die soz:iallistJisc.be 
Regierung die Teuerung Illicht ungern ,in Kauf 
nimmt, weH jede Teuerung eine stille Steuer­
erhöhung ist, die man dann von Zeit zu ZeH 
mit einer nicht ausreichenden und zu späten 
lauten Steuersenkung kompensieren kann. Das 
ist die Absicht, die Sli,e hier letzten Endes ver­
folgen. 
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Herr Minister!  Ich möchte auch hier die 

Frage stellen, ob Sie sich wirklich nicht der 
Tatsache bewußt sind, daß Sie mit der infla­
tionären Entwicklung, die Sie hinnehmen und 
auch budgetpollitisch nicht bekämpfen, be­
stimmte Bevölkerungsgruppen ganz gezielt in 
ernste Schwierigke'iten bringen. Das sind die 
Bevölkerungsgruppen, die nicht in der Lage 
sind, jede Teuerung rasdl durch einen Kollek­
tivvertragsabschluß wieder zu kompensieren. 
Dies kann übrigens wegen der Steuerprogres­
sion nicht e:lnmal durch Kollektivverträge ge­
schehen. 

Meine D amen und Herren ! Es handelt sich 
dabei um die österreichJischen LandWlirte. Bei 
ihnen wird der Arbeitslohn nicht dynamisiert, 
weil man sagt: Der Arbeitslohn ist ein Preis. 
Während alle Pre:ise dahinfließen und nicht 
mehr gebändigt werden können, Wlird bei den 
bäuerllichen Preisen ausdrückNdl Preisstabili­
tät geübt. D as ist lin meinen Augen ein syste­
matrisches Abwürgen selbständiger Existenzen 
in diesem Lande, das Sie hier betreüben. (Leb­
hafte Zustimmung bei der avp.) 

Herr Minister ! Ich werfe Ihnen hier vor, daß 
Sie bei der Erhöhung der Elektrizitätstarife, 
über deren Ber'echuigung oder Nichtberechti­
gung man streiten kann, gesetzwidrig vorge­
gangen silnd, weil Sie das gesetzllich vorge­
schriebene Vorprüfungsverfahren nicht durch­
geführt haben. Da konnte es Ihnen nicht 
schnell genug gehen ! Aber bei Preisanträgen, 
wodurch die Arbeit der Bauern abgegolten 
werden soll , kann es Ihnen nicht langsam ge­
nug gehen. Wo ist denn hier der Zusammen­
hang? (Neuerliche Zustimmung bei der avp.) 

Dabei sind Sie ja ,  Herr Minister, !in einer 
Regierung, die sich sofort jede Mehrausgabe 
des Staates wieder hereinholt. Sie machen 
nichts anderes, als daß Sie, wenn Sie einen 
SchiUing mehr ausgeben, am nächsten Tag 
dem Staatsbürg·er sagen, er muß diesen SchH­
Eng sofort wieder auf den Tisch legen. Unter 
Umständen sagen Sie das sogar mehrfach. 

Ich muß immer wieder darauf hinweisen: 
Eines der unsertiösesten Dinge, eLie in Oster­
reich politlis ch  je passiert sind, ist dlie Sache 
mit dem GesundheitsscbJilling. Wü haben �n 
dieser Reglierung noch immer keune Gesund­
heitspolitik. Wir haben nur ein klägliches 
Plänchen, das nichts anderes als eine Aufzäh­
lung von Problemen ist. Die Osterreicher sind 
schon x-mal aus dem Titel der Gesundheits­
politik zur Kassa gerufen worden. X-mal ! 

Sie gehen sogar so weit, daß Sie slich nicht 
nur die Ausgaben, die vor der Tür stehen, 
abgelten lassen,  sondern Sie l assen sidl schon 
Ausgaben vorher mehrfach abgelten, die Sie 
gar nkht leisten werden, weil noch gar ke'ine 

Voraussetzungen gegeben sind. Sie sind wirk­
liltn die perfekteste "St'euere�nhebungsregie­
rung" , die es in Osterredch je gegeben hat. 
(Anhaltender Beifall bei der avp.) 

Den V ogel abgeschossen hat der Herr Sozial­
minister mit seiner "Räuber-Novelle", und 
zwar mit der 29. ASVG-Novelle (Widerspruch 
bei der SPO): 1 2  Milltiarden ScbJillting Ersp,ar­
nis für den Staat in der Sozialversicherung, 
10 MHliarden Schilling Mehrbelastung für die 
Versicherten ohne wesentllidle Verbesserun­
gen der Leistungen für die soziale Sicherheit. 
Das soll dem Minister Häuser elinmal jemand 
nachmachen! W.ir haben das nicht zusammen­
gebracht. Das lag allerdings auch nicht lin 
unserer AbSlicht. 

Und der "Kampf gegen die Armut" schaut 
auch belim Herrn Minister Häuser so aus, daß 
man von €linern Mlindestbeitrag für die Kran­
kenversicherung der Pensionisten von 6,80 S 
auf 3 Prozent der Mlindestpension, das sind 
48 S ,  h'inaufgeht. Das list wirklich be achtl'ich , 
steht aber hier im Detail nidlt zur Debatte. 
W,ir werden uns damit noch ausführllidl aus­
einandersetzen. 

Meine sehr v.erehrten Damen und Herren ! 
Das 1 .  Budgetüberschreitungsgesetz ist eine 
nicht sehr rühmlliche Etappe in der Wlirtschafts­
pol>itiisd1.en N achlässigkelit der Regierung. Ich 
weiß, d aß es Ihnen nicht sehr angenehm ist, 
wenn wir über d:iese Dinge sprechen. Wlir 
werden es immer wieder tun. Ich weiß, daß 
es Ihnen angenehm ist, wenn Dringe passieren, 
die von den wahren Problemen lin Osterreidl 
ablenken. Ich weiß, daß Sie glücklich sind, 
wenn Sie einen Bundesparteitag der SPO ab­
führen können, wo erstmals rillcht über Preise, 
aber dafür über Bacher und die Abtre1ibungs­
frage gesprochen wird. 

Meine Damen und Herren! Ein gütiges 
Schicksal beschert dem Herrn Bundeskanzler 
immer wieder Anlässe, wo man von der wirt­
schaftlich problematisdlen Lage ablenken 
kann. Zuletzt war es ein ruhebedürftiger US­
Präsident, der die Zeitverschiebung in Oster­
reich besser vertragen wollte. Dieses Ereignis 
wurde in eine erfreuliche Situation für unseren 
Regierungschef umgemünzt. Daß es dabei aller­
dings nicht so ganz nach Regie zugegangen ist, 
hat Freund Mock. gestern bereits betont. 

Meine Damen und Herren ! Ich mödlte auf 
diese Dinge nidlt allzu sehr eingehen, aber ich 
würde vielleicht so sagen: Der kulturelle Ent­
wJcklungsgrad eines Volkes, den ein auslän­
d:ischer Gast wahrnimmt, wird nkht zuletzt 
danadl beurt'eilt werden, wie die Kinder des 
Gastgebers dem Gast gegenüber �n Erschei­
nung treten. (Beifall bei der OVP.) 
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M'e'ine Damen und Herren ! Wlir werden 
keine Gelegenheit vorbeigehen lassen, in die­
sem Haus und überall darauf hinzuwelisen, wo 
die wahren Probleme liegen: nicht in Schein­
modernislierungen, än ScheinliberaliS'ierungen, 
in Sche1inlockerungen, sondern in der gefähr­
Hchen Abstinenz der Regierung in den ernste­
sten Lebensfragen dieses Staates, der Wlrt­
schaft, der Währung und der Sicherheit. WJr 
werden diese Stimme immer wieder erheben, 
und auch dieses Gesetz ,ist für uns ein Anlaß, 
darauf hinzuweisen: So kann es an Osterrelich 
nicht weH'ergehenl (S tarker Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Finanzminister. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Der Herr Abge­
ordnete Dr. Kohlmaier hat einen Vorwurf 
erhoben, ohne sich bemüht zu haben, den 
Sachverhalt vorher festzustellen. Darüber 
kann auch nicht hinwegtäuschen, daß er genau 
gewisse Ankunfts- und Abflugszeiten eruiert 
hat, woher immer. 

Ich darf daher diesen Sachverhalt darstellen. 
Ich bin eine Verpflichtung in Wlien um 1 5.30 
Uhr zu einem früheren Zeitpunkt eingegangen 
als die, am Geme.indetag ein Hauptreferat zu 
übernehmen. Da lich schon lim vergangenen 
Jahr vom Gemeindebund eingeladen war, war 
der Wunsch - nicht zuletzt wegen der laufen­
den F.inanzausgleichsverhandlungen - im 
heurigen Jahr besonders geäußert worden, 
daß ich dort referieren möge . Ich habe das 
trotz der sich daraus ergebenden terminlichen 
SchwieI1igkeiten zugesagt. In Graz hat slich 
herausgestellt, daß nach der Tagesordnung 
ich als letzter R-edner und vor mir der Herr 
Landeshauptmann Dr. Niederl vorgesehen 
war. Herr Präsident Mtinkowitseh, der dort 
anwesend war, wird mir bestätigen, daß der 
Vorsoitzende zu Beginn des Gemeindetages 
eine Umstellung der Tagesordnung angekün­
digt hat, weil lieh dieser TagesoI1dnung nicht 
folgen könne, da sich das mit meinem Termin­
plan nicht vereinbaren lasse. 

Im Laufe des Vormittags hat mich der Herr 
Landeshauptmann Dr. Niederl ersucht, ob nicht 
doch eine Umstellung mögllich wäre, und zwar 
�n der Richtung, daß die ursprünglich offenbar 
auf seinen Term:inplan Rücksicht nehmende 
Tagesordnung eingehalten werden könne, da 
er e\inen T€rmin an Schladming habe und 

diesen sonst nkht einhalten könnte. Ich habe 
gesagt: Unter der Voraussetzung, daß ich 
einen Hubschrauber bekomme - unter der 
Annahme, daß ich mH diesem an einer Stunde 
in Wien sein werde -, bin ich gerne dazu 

bereit!  Der Herr Landeshauptmann Dr. Niederl 
hat siro noro eingangs seines Referates vor 

allem dafür bedankt, daß ich !ihm den Vortritt 
gelassen habe. 

Wdtterungsbedingt sind wir, da wir landen 
mußten und lange Zeit nicht weiterfliegen 
konnten, beli weHem IlJicht zeitgererot nach 
W.ien gekommen. Das heißt, meine Courtoislie, 
mein verständlliches Entgegenkommen hat 
dazu geführt, daß ich, durch die Witterung 
bedingt - dafür konnte niemand -, meinen 
Termin um ein beträchtliches nicht einhalten 
konnte. Ich habe unbeschadet der Ursache der 
Verspätung und der Notwendigkeit, s'ich die ­
ser Einrtichtung zu bedienen, mit dem BSA aus ­
gemacht, daß er die Kosten dieses Fluges 
übernimmt. (Abg. Dr. K 0 h J m a i  e r: Dann is t 
es in Ordnung!) Nein, es ist nicht tin Ordnung! 
Ich werde Ihnen sagen, warum nichtl Das war 
durch medne regierungsamtlliche Tätigkeit aus­
gelöst, denn am Gemeindetag war ich als 
Bundesmindster für F:inanzen, der dem Herrn 
Landeshauptmann der Steiermark aus Cour­
toisJie den Vortrlitt gelassen hat, was diese 
Notwendigkeit ausgelöst hat. Die Kosten wer­
den übernommen, aber eines sage dch Ihnen: 
Ich werde niemals mehr diese Courtoisie be­
gehen, denn schließlich ist der Herr Landes­
hauptmann Dr. Niederl ein Parteifr,eund von 
Ihnen ! (Starker Beifall bei der SPO. - Heftige 
Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich 
erteile es ihm. (Weitere Zwischenrufe.) Wenn 
alles schreit, kann ich nichts hören. Ich bitte, 
das zur Kenntnis zu nehmen ! Das gilt tür alle 
PräSlidenten. (Abg. H o  r r: Vorher hätten Sie 
auch nichts gehört!) Da war IlJichts zu bean­
standenl Aber vielleicht beginnt j etzt der 
Abgeordnete Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO} : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herren ! Ich 
möchte zu einer Re!ihe von Dingen im Zusam­
menhang mit diesem Budgetüberschreitungs­
gesetz Stellung nehmen, zu Fragen, die sich 
unwillkürlich aufwerfen, wenn man die ein­
zelnen Positionen durchsieht und ,die Erläute­
rungen zu d'i.esem Gesetz liest. 

Ansatz 1 / 1 0006, Bundeskanzleramt - All­
gemeine Sektionen: Hier steht, daß "mit dem 
Betrag von 5 Millionen Schilling private 
Institutionen gefördert werden sollen, die siro 
die Betreuung älterer Mitbürger, insbesondere 
hinsichtlich der zwischenmenschliroen Bezie­
hungen, zum Ziele gesetzt haben". So weit, 
so gut. 

Im Ausschuß wurde natürlich die Frage 
erhoben, wer denn dies·e privaten Institutio­
nen sind, die zu diesem Zweck 5 Millionen 
Schilling erhalten. 
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Dr. Broesigke 

Man könnte noch die Frage hinzufügen: 
Wer überprüft, da es j a  private Institutionen 
sind, die Verwendung des Geldes, wie wird sie 
überprüft, in welcher Weise wird das kontrol­
liert?, und dergleichen mehr. Die Frage wurde 
n1cht im elinzelnen beantwortet. WÜ wissen 
also bis zur Stunde nicht genau über die 
Empfänger dieser 5 MiUionen Schillling Be­
sehend. 

Ich sage das jetzt nicht, um lin dieser DetaJil­
frage genauere Angaben zu verlangen, son­
dern um ein grundsätzliches Problem aufzu­
werfen. Dieses grundsätzliche Problem besteht 
darin, daß \in unsere Budgets immer größere 
Beträge e�ngebaut werden, die dann ohne 
gesetzliche Kontrolle und ohne gesetzliche 
Grundlage dm Rahmen der sogenannten Pri­
vatWlirtschaftsverwaltung verteilt werden. 
Nach der VeruelHung gibt es dann immer den 
Stre>it - der gewöhnlich ausgeht wie das 
Hornberger Schießen - über die Frage, ob 
ddese VertelHung gerecht, parteipoNbisch ge­
färbt, zweckentsprechend und dergleichen 
mehr gewesen �st. 

Das ist kein Problem dJi'eses speZJi,ellen An­
satzes, sondern ein allgemeines Problem nJicht 
nur des Bundesbudgets, sondern auch der 
Landesbudgets, ein Problem, das uns so lange 
begledten wird, als es nicht gellingt, in der 
Frage der PrivatWlirtschaftsverwaltung 'im all­
gemeinen und der Subventionen im besonde­
ren zu eliner zufriedenstellenden gesetzlichen 
Regelung zu kommen. Decnn es ist an sich 
paradox, daß über verhältnlismäßig gering­
fügige Beträge gesetzliche Beschlüsse gefaßt 
werden müssen, etwa bei Veräußerung von 
Liegenschaften, wie sie uns immer wieder hier 
beschäftigen, während auf der anderen Seite 
mit einem Budgetansatz das Recht gegeben 
wird, größere Geldbeträge in beliebiger Form 
zu verteilen. Das ist das  eine. 

Das andere betrifft Seite 1 7  der Erläute­
rungen, und zwar das, was zum Ansatz 
1 /6441 3  gesagt wird. Ich muß hier das wieder­
holen, was ich schon im Ausschuß gesagt 
habe und was meiner Meinung nach nicht 
widerlegt worden ist. Es heißt dort ausdrück­
lich : 

"Der im Jahre 1 972 zur Verfügung stehende 
Jahresausgabenbetrag reicht nur für die Ab­
deckung der in den Vorjahren bereits einge­
gangenen Verpflichtungen." 

Das bedeutet mit anderen Worten, daß das, 
was im Budget hier bewilligt wurde, nur dazu 
gedient hat, Verpflichtungen aus der Vergan­
genheit abzudecken. Das ist ein Beispiel für 
eine Form der Budgetierung beziehungsweise 
der Handhabung der Budgetierung, wie sie 

nicht sinnwidriger sein kann. Denn es ist docb 
wohl klar, daß es das Ziel sein muß, Verbind­
lichkeiten immer in dem betreffenden Jahr 
abzudecken. Es kann zweifellos zu Verschie­
bungen kommen, aber das kann nicht so weit 
gehen, daß der Ansatz in einem Jahr zur 
Gänz·e nur den Zweck hat, nicht Ausgaben 
dieses selben Jahr e s  zu bedecken, sondern nur 
die Schulden der Vorjahre zu bezahlen. Das 
ist hier ganz typisch der Fall, und im Budget­
überschreitungsgesetz wird nun erst Vorsorge 
getroffen für das, was im Jahre 1 972 eigent­
lich gebraucht wird. 

Eine andere Frage ist die der Bedeckung 
Jener 724 Millionen Schilling, die das Nach­
tragsbudget ausweist. Die Bedeckung müßte 
dort, wo "Mehreinnahmen" steht, eigentlich 
mit "Unrichtige Schätzung der Einnahmen" 
überschrieben sein. Denn wir sehen, daß 
588 Millionen Schil1ing Bedeckung einfach 
dadurch gefunden werden, daß eben Mehrein­
nahmen bei den verschiedensten Abgaben an­
genommen werden, was doch zeigt, daß die 
Einnahmenschätzung , wie sie dem Budget für 
' 1972 zugrunde lag,  nicht richtig gewesen ist 
oder daß diese Mehreinnahmen nicht richtig 
geschätzt sind, was wieder bedeutet, daß eben 
keine entsprechende Bedeckung vorhanden 
wäre ; beides nicht sehr erfreulich, weil es 
sich ja um erhebl iche Größenordnungen han-
delt. Wenn es irgendein verhältnismäßig ge­
ringer Betrag wäre, können sich solche Diffe­
renzen bei Einschätzungen ergeben. Aber im 
Umfang von fast 600 Millionen Schilling ist 
das ein bißchen viel, wenn man noch dazu 
bedenkt, daß seit der Beschlußfassung über 
',das Budget erst etwas mehr als vier Monate 
vergangen sind. 

Als letztes möchte ich noch sagen, daß es 
meiner Meinung nach nicht sehr elegant aus­
sieht, wie immer man das dann begründet, 
daß die Bedeckung unter anderem dadurch 
gefunden wird, daß Ausgaben ausgerechnet 
auf dem Gebiet der "Kriegsopfer- und Heeres­
'versorgung" mit einem Betrag von 4 Mil­
lionen Schilling zurückgestellt werden -
'Seite 3 unten. Ein Umstand. der uns keines­
wegs sehr erfreulich zu sein scheint, wenn 
ich das vergleiche mit den Erklärungen und 
lBeteuerungen, die anderweitig abgegeben zu 
werden pflegen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben das 
Budget für das J ahr 1972 abgelehnt; es rist 
'daraus nur die logische Folgerung, wenn wir 
auch dem Budgetüberschreitungsgesetz unsere 
Zust\immung nicht geben. (Beifall bej der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist Abge­
ordneter Lanc gemeldet. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Lane (SPO) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus! Heute steht das 1 .  Budgetüber­
schreitungsgesetz 1 972 zur Diskussion. Es wird 
hlier, zum größten Tail bedeckt durch sich 
während des Budgetvollzuges abzeichnende 
MehreIinnahmen, ein zum Großteil zusätzlkher 
Ausgabenrahmen von rund 724 MiUionen 
Schlilliing geschaffen. Die Frage, die auch in der 
bisherligen Debatte aufgetaucht list, war im 
wesentllichen die, ob beziehungswedse linwie­
weit oder linwieweit nicht dieses Budgetüber­
schreitungsgesetz Ausdruck e1iner planvollen 
Budget- und WirtschaftspolitJik der Bundes­
reg'ierung ist. Mit diesem Aspekt hat sich 
insbesondere der Herr Abgeordnete Kohl­
malier beschäftigt und hat, ohne 'im Detail 
auch nur den Schatten eines Beweiises dafür 
anführen zu können, di'e Behauptung aufge­
stellt, dieses Budgetüberschreitungsgesetz sei 
quasd ein Sinnbild dafür, daß die Bundesregie­
rung nicht nur keine konzeptive Budgetpolitik 
betreibe und nicht nur eine RJe'ihe von Grund­
sätzen, die :im sozlialistischen Wirtschaftspro­
gramm zur Budgetpol'itlik aufgestellt waren, 
mißachte, sondern im übrigen noch ein Doku­
ment, das die Konzeptlos'igkeit wüderspiegle, 
ein Nachwe:is für mangelnde Sparsamkeit der 
jetzügen Bundesverwaltung und so wellter und 
so fort. Wie sehen nun die Tatsachen aus? 

Tatsache ist, daß dieses Budgetüberschrei­
tungsgesetz insgesamt für Bildung, Schule und 
Kunstförderung rund 37 Prozent der in die­
sem Gesetz vorgesehenen Mehrausgaben auf­
wendet. Eine Tatsache list weiter, daß der 
zweHe Schwerpunkt dieses Budg'etüberschreoi­
tungsgesetzes in gezielte Inv,estitionen, zum 
Großteil} InfrastruktuI1investitionen des Bun­
des, Hingang findet, und zwar zu rund 20 Pro­
zent des Aufwandes, der lim Gesamtrahmen 
,dieses Budgetüberschre1tungsgesetzes vorge­
sehen list. Dann enthält dies-es Gesetz zu rund 
1 3  Prozent seines Gesamtvolumens zusätzliche 
Mittel für den Brotgetreideausgleich. 

Wenn ich nunmehr diese Posten zusammen­
ziehe, dann sind es ,insgesamt rund 70 Prozent 
des Gesamtaufwandes dieses Budgetüber­
schreitungsgesetz-es, das ,in drei Investitions­
be:oiehungsweise Aufwandsgruppen zerfällt: 
In den Aufwand für die Investlitionen hinsicht­
lrieh Bilodung, Sdmle und Kunst. Für gezielte 
InvestlitJionen von Bahn und Post, für Fremden­
verkehrsförderung durch Zinsenzuschüsse und 
dadurch ermöglichte begünstigte Kredite, für 
den Ausbau von für die Landesverteidigung 
notwendigen Depots, für die ModerniS'ierung 
der Bundesverrechnung, für Investitionen der 
Staatsdruckerei und des Münzamtes. Und der 
dritte, immerhin auch noch mit 13 Pro­
zent zu beziffernde Teil list für den Brot­
getre'idepreisausgleich vorgesehen. 

Ich bin nun der letzte, der sagt, daß diese 
Mittel allelin denen zugute kommen, die die­
ses Brotgetreide ,erzeugt und auf den Markt 
gebracht haben. Ich weliß sehr wohl und bin 
der letzte, der das leugnen würde, daß diese 
Brotgetreidepreisausgleichstützung natür14ch 
auch eline entsprechende Auswirkung auf die 
Niedrlighaltung des Brotpreises und damit des 
Preises eines Grundnahrungsmittels 'ermög­
licht. (Abg. K i n  z 1: In ers ter Linie!) 

Abe r  auf der anderen Seite, meine Damen 
und Herren, kann doch wohl nimt bestritten 
werden, daß diese 1 00 MilLionen SchiHing zu­
sätzlicher Mittel für den Brotgetreildepreisaus­
gle'ich nicht g-erade das sind, was der Herr 
Abgeordnete Kohlmaier hier als Maßnahmen 
der Bundesreg.ierung bezeichnet hat, die syste­
matisch die EXlistenzmögl1ichkeit selbständiger 
Existenzen in Osterreoich untergraben! 

Wenn man also schon solche Behauptungen 
an Hand der Diskussion über ein Budgetüber­
schreitungsg'esetz aufstellt, dann soll man ge­
fäll1igst vorher di,eses Budgetüberschreitungs­
gesetz durchlesen und soll nachsehen, was 
darlin enthalten list. Dann wird man nicht zu 
solchen Behauptungen kommen, die jeglicher 
Grundlage entbehren. 

Im Bundesbudget 1 972, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, können Sie Kapitel 
für Kapitel bei jenen MinisteIlien und deren 
Budgets, (l.lie wesentlilche Aufwände für selb­
ständig Erwerbstätige aller Kategorien in 
Osterreich vorsehen, eine starke, zum Teil 
mehr als 1 00prozentige Anhebung der Förde­
rungsansätze belegt sehen. Sie haben das bei 
der IndustI1ieförderung, beli der Gewerbeförde­
rung, be�i der Fremdenverkehrsförderung und 
bei den Mitteln für die Landwirtschaft im Bud­
get - im normalen Budget 1 972 - dr'linnen 
gehabt. Hier j etzt zu behaupten, der Budget­
vollzug und gar das 1 .  Budgetüberschreitungs­
gesetz 1 972 seien Ausdruck. der Systematik 
der Exlistenzunterhöhlung oder -aushöhlung 
der Selbständigen lin Osterreich (Abg. K e r n : 
Das stimmt ja auch!), ist denn doch mehr als 
nur Demagogie. Das hat den Anflug von poli­
tischer Brunnenvergiftung, und dagegen weh­
ren woir uns mit aller Entschiedenheit, meline 
Damen und Herren. (Zustimmung bei der SPO. 
- Widerspruch bei der OVP.) Wir werden 
allen Anfängen wehren, die da versuchen, 
ständische Politik, wie sie vor 1 934 vertreten 
worden ist, wieder in die innenpolitische Dis­
kussion zu bringen. (Neuerliche Zustimmung 
bei der SPO. - Abg. K e r n : Das hat keiner 
gesagt! ,,vir haben von der Wirtschaftspolitik 
gesprochen!) 

Lesen Sie ,  meine Damen und Herren von 
der Osterreichischen Volkspartei, was Gesell-
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schaftsWlissenschaftler über die Entwicklung, 
die s'either ,in der Welt wtirtschaftlich und 
soz.ial bedingt vor sich gegangen ist, schrei­
ben und wie sie diese Entwicklung bewerten. 
Dann werden Sie sehen, daß Sie sich mit Ihren 
Auffassungen weiter hinten als im polHiischen 
Hlinterwald befinden. 

MeJine Damen und Herren ! Der Herr Abge­
ordnet:e Dr. Kohlmaier und übrigens auch 
Sandmelier vor ihm haben das Budgetüber­
schretitungsgesetz als "Ausdruck der Konzept-
10sigkBllt" bezeichnet. Kohlmader hat dabei 
insbesondere die Ausgaben tür BHdung, 
Schule und Kunstförderung, die darin enthal­
ten sind, als Beispdel heranzuholen versucht. 
Er m€linte, solche InvestitJionen und damit 
solche Aufwände müßten doch von langer 
Hand vorbereitet werden; somit s ei es ihm 
völlig unverständlich, wlieso in e inern Budget­
überschreitungs gesetz sozusagen ein halbes 
Jahr nach der Budgetdebatte hie r  ein relativ 
so hoher Betrag an Uberschreitungen vorge­
sehen sei ; das hätte man dodl schon im Herbst 
des vergangenen Jahres bei den Budgetver­
handlungen wissen müssen. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Das habe ich von den Investitionen 
gesagt, Herr Kollege Lanet) Von den Investi­
tionen, .die hier notwendig sind. 

Sie Wlissen aber sehr gut, Herr Kollege 
Dr. Kohlmaier : Investitionen ziehen nun ein­
mal, wenn sie be endet slind, für den Bund 
die unangenehme Auswlirkung nach sich, daß 
dann auch vermehrter Betriebs- und Sachauf­
wand folgt, wenn die Invest!ibion fertig ist 
und das Gebäude , die Anstalt in Betrieb ge­
nommen wird. 

Aber reden w.ir nur von den Investitionen. 
Meline Damen und Herren ! Diese InvestitJionen 
werden ja auch nicht erst lin den letzten Mona­
ten vor Erstellung eines Budgets vorbereitet 
und überlegt, sondern da ist zuerst einmal 
- wenn ,ich jetzt nur von dem S chulIinvesti­
tionssektor rede - ein Schulkonzept notwen­
dig ; aufbauend auf diesem sind dann Planungs­
aufträge und auf diesen aufbauend Kosten­
schätzungen notwendig. Dann e rst kann eine 
Rangordnung und Reihung hinsichtlich der 
finanziellen Bedeckung der daraus erwachsen­
den Erfordernisse erfolgen. Und e rst, wenn es 
dann zur konkreten Quantifizierung nach Aus­
schreibung der Projekte gekommen ist, ist es 
möglich, hiefür in einern Bundesvoranschlag 
Vorsorge zu treffen. Mithin wäre wohl ein 
Großteil j ener Schulbauinvestitionen, die 
heute tatsächlich vorgenommen werden, in der 
Zeit vorzubereiten gewesen, in der wahrlich 
nicht die Sozialisten die Regierungsverantwor­
tung in Osterreidl - weder über das Finanz­
noch über das Schulressort - getragen haben. 

In dieser Zeit ist aber so schlecht, so wenig 
vorausschauend und daher :in den Konsequen­
zen budgetmäßiger Natur so wendy vorher­
sehbar geplant, geschweige denn finanziell 
vorgesorgt wonden, daß eben j etzt noch immer 
das weggeräumt werden muß, was sich an 
Schutt aus dieser Zeit angehäuft hat. Das ist 
mit ein Grund für diese Budgetüberschreitun­
gen, die ansonsten - das gebe li'ch gerne zu -
in diesem Ausmaß schwer verständlich wären. 

Es kommt aber auch noch etwas anderes 
zum Ausdruck - ich glaube, das ist geradezu 
der Ausdruck einer wi,rkbichke'itsnahen und 
erfordernisorientliert'en Bl1Jdgetpollitlik -, näm­
Uch daß man nicht um die Wahrung eines 
kleinHch dnterpretierten polliti'schen Prestiges 
besorgt ist, sondern, wenn nach Abschluß von 
Voranschlagsverhandlungen während eines 
Budgetvollzugsjahres notwendige Mehrauf­
wände auftreten, diesen audl Rechnung trägt, 
und zwar auch dann, wenn eiruige klein­
herummäkeln zu müssen glauben. (Abg. 
K e r n: Wer sind denn die großkarierten? Das 
ist ja präpotentI) 

Nun, meine Damen und Herren, zu dem 
zweiten Vorwurf, iden der H e rr Abgeordnete 
Kohlmaier hier g'egen die Bundesregierung 
erhoben hat und wofür er auch ein Be,ispiel 
angeführt hat. Sdlon al1elin die Anlage, wie 
er Sparsamkeit der Bundesverwaltung und 
Beurte:ilung des sparsamen Budgetvollzuges 
einschätzt, war ja für mich e rschütternd. -
Ich gestehe offen ein, der Herr Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier ist mir als Mensch durchaus 
sympathisch. - Es war erschütternd, daß der 
Genersalsekretär der großen Oppositionspar­
tei zum Thema "sparsame Verwaltung" und 
zum Thema "sparsamer Bl1Jdgetvollzug" nichts 
anderes beizutragen wußte als die mittler­
weile ja notgelandete Hubsch rauber-Story des 
Herrn Finanzministers. (Abg. S k r i t e k: Poli­
tische Bruchlandung!) 

Aber, meine Damen und Herren, ich darf 
Ihnen da zu diesem Thema noch etwas ün 
EDinnerung bringen. Da haben die "Oberöster­
reich'ischen Nachr,ichten" - ein Organ, das 
immerhün nicht im Verdacht steht, jemals die 
Politik der Sozialistischen Partei interpretiert 
oder gar unterstützt zu haben - am 4. April 
1 967 ein nettes, kursiv gedrucktes Histörchen 

veröffenUicht. Es heißt dort : 

"Wie €Iine Stafette weHergere"icht wurde 
gestern Staatssekretär Dr. Franz Haider aus 
dem Innenministerium" - lang, lang ist's 
her -, " den Salzburgs Landeshauptmann 
Dr. Lechner zu einem Besuch erwartete. Der 
Staatssekretär bestieg in Wien einen Hub­
schrauber des Bundesheeres und startete lin 
die :rvlozartstadt. B€.�i St. Valentin aber zwang 
um 9.03 Uhr die miserable Sicht den Hub-
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schrauber mit seiine,r prominenten Last zur 
Notlandung."  - Die Prominenz hat mittler­
weile auch nachgelassen. - "An der Auto­
bahnauffahrt St. Valentin mußte die Gendar­
meIiie mit Streifenwagen e'inspringen. Ein 
Patrouillenwagen der Verkehrsaußenstelle 
Haid frachtete den Staatssekretär bis zur 
Rayonsgrenze mit den Genda,rmeI1iekollegen 
aus Seewalchen, die fuhren weiter bis Mond­
see, und dort übernahmen die Salzburger den 
Mann aus Wien und brachten 'ihn zum Landes­
hauptmann. ,Als Sonderfahrt wird das nicht 
deklariert.' Der Herr Staatssekretär wurde im 
normalen Streifendlienst weiterbefördert. ,Für 
Extrawürste harn mia keinen BenZii:n ! ' ,  spöt­
telte einer der begleitenden Gendarmen." 

Schldeßen wir das Thema mit der Frage ab : 
Bitte, können uns die Mitg�ieder der heutigen 
Oppositionsparteli sagen, wer damals Haiders 
Flug und Fahrt bezahlt hat? (Abg. L i b a I: 
Herr Kohlmaier! Jetzt können Sie was sagen, 
wenn Sie etwas wissen!) 

Nun, meline Damen und Herren, aber zurück 
zum harten Kern des Budgetüberschreitungs­
ges'etzes. Sowohl lim Ausschuß als auch heute 
hier dm Haus hat sich die Osterreichische 
Volkspartei bemüßigt gefühlt, Kritik an der 
Kunstförderung der Bundesregierung zu üben. 
Der äußere Anlaß wa,r ein Uberschreitungs­
ansatz lim Ausmaß - wenn ich mich jetzt 
recht eninnere - von rund 5,8 Millionen Schlil­
lling in diesem Budgetüberschreitungsgesetz. 
Wie si'eht es damit Wiirklich aus? 

Gerade diese Uberschreitungspost von rund 
5,8 Mülionen Schdlling dient in erster I.:inie 
- so hat der Herr Bundesminiister für Unter­
lücht auf meine Frage hin ausdrücklich er­
klärt - der Unterstützung verschiedener kul­
tureller Vorhaben, vor allem iin Osterreichs 
Bundesländern und vor allem lin solchen, 
in denen der Bund bisher wenig oder gar nichts 
zu e,iner solchen eligenständi'gen kulturellen 
Entw1icklung getan hat. Der Betrag Wiird in 
erster Liinie nicht etwa etabHerten Künstlern 
mit ohnehin ganz beachtLichem Einkommen 
zur Verfügung stehen, sondern soll junge 
Talente fördern (Abg. K e r n: Schönherr zum 
Beispiel!), wobei nicht danach gefragt werden 
w.ind, meine Damen und Herren, ob und wann 
sich einer dieser Künstler oder eine dieser 
kulturellen Institutionen mehr zu dieser oder 
jlener parteipo�itJischen persönl1ichen Meinung 
hinneigt oder durchl1ingt. 

Meine Damen und Herren I Zu diesem 
Thema möchte lich Ihnen eines mit aller Deut­
l.ichkeit sagen : Wenn Sie glauben, daß die 
'gegenwärtige Bundesregierung Kunstförde­
rung nach dem Motto betreiben wird : Wer es 
einmal gewagt hat, vielleicht öff,entlich für 

die SPO einzutreten, dst kelin Künstler mehr 
von diesem Zeitpunkt an und darf nicht mehr 
gefördert werden i, dann haben Sie sich, meine 
Damen und Herren, getäuscht. Wir Soziali­
sten werden zu verhtindel'll wissen, daß Sie 
über den Weg der polH'ischen Perlustrierung 
von Künstlern !in Osterrelich eine neue Form 
der Inquisätion in diesem Lande einführen. 
Das Wiird es nicht geben. (Beifall bei der SPO.) 

Medne Damen und Herren! Man könnte über 
diese und ähnlliche Erwägungen vorn Kaliber 
Hubschrauber hlinweggehen, wenn sic..l} nicht 
eines j etzt schon längerfnistig bei der großen 
Oppositionsparteli lin diesem Hause heraus­
kriistalllisieren würde, nämlich, daß es sich 
nicht mehr um Fehlinformationen oder -inter­
pretationen oder um einen Lapsus llinguae 
handelt, sondern es folgt diese Art - oder 
besser getSagt: Unart - von p olitisch.er Argu­
mentation in 'immer kürzeren und dichteren 
Abständen und muß daher zwangsläufig zu 
dem Schluß führen, daß hinter tdJieser Vor­
gangsweise Methode steckt; e'ine üble Me­
thode, wie lich glaube, und lich werde dafür 
auch einen Beweis führen. 

Erinnern Slie slich hier an die Auseinander­
setzungen im Zusammenhang mit dem 
UNIDO-Projekt und dann später mit der Ver­
gabe der Aufträge für die Reallisierung dieses 
Projektes. Das wurde erörtert, und es hat hier 
Zweifel gegeben. Es war vollkommen richtig, 
daß im Parlament die Oppositionsparteien 
diese Zweifel zum Ausdruck brachten und um 
Aufklärung über diese Dinge ersucht haben. 
Darüber kann es nicht den Schatten eines 
Zweifels geben, daß wir das nicht nur für rich­
tig, sondern auch für notwendig im Sinne 
unserer demokratischen Entwicklung in Oster­
reich halten. Aber dann hat in der Sitzung vom 
14. Jänner 1971  der ehemal,ige Herr Bauten­

minister und Mitglied des OVP-Kablinetts 
zwischen 1966 und 1970, Kotzlina, zu diesem 
Thema hier :im Parlament, nachzulesen tim 
stenographischen Protokoll Seite 2573, erklärt : 

"Die Jury hatte damals anläßHch ihrer Ent­
scheidungen festgestellt, daß diese Entwürfe" 
- nämlich für das UNIDO-Gebäude -, "auch 
w enn slie e1inen ersten, zweiten, dritten und 
Vlierten Preis zuerkannt erhielten, für eline 
Realis:i-erung nicht geeignet seien." 

Das hat also Dr. Kotzina, der ehemalige 
Bundesminister €liner OVP-Reglierung, hier lim 
Parlament öffentlich erklärt. W:ie hat aber nun 
seine Partei , die jetzige große OpposHions­
partei, darauf reagiert? - Sie wollte noch 
etwas wis,sen. Das list ihr gutes Recht, viel­
leicht sogar ihre demokratische Pflicht. Sie hat 
daher am 3. Februar 1 971  eine dringl:iche An­
frage dazu eingebracht. Auch das ist vollkom-
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men in Ordnung. Aber derjenige, der dann 
diese dringlliche Anfrage am 3. Februar 1 97 1 ,  
also rund drei Wochen nach dieser von seinem 
P arteJifreund abgegebenen Erklärung, hier be­
g ründet hat, der OVP-Abgeordnete Dr. Moser, 
hat in der Sitzung am 3. Februar erklärt : 

"In den Zelitungen ist es brutal ausgedrückt 
worden, meine Damen und Herren! Es steht 
nämllich, daß lin diesem Zusammenhang offen 
der Verdacht einer Schiebung ausgesprochen 
worden IjISt. Diese Äußerung allelin hätte die 
Aufmerksamkeit des Herrn Bundeskanzlers 
verdient. " 

Dagegen ist noch Ilfichts einzuwenden. Er 
hat ZlitJiert. Aber dann machte der Herr Abge­
ordnete Sekal1iina den Zwischenruf: "S'ind Sie 
auch dieser Meinung, Herr Kollege?", gerich­
tet an Moser. 

Und was hat der Herr Abgeordnete Moser 
geantwortet? - "Das hat der Herr Abgeord­
nete Sekanina jetzt gesagt, nicht ich." Das list 
typisch für die Geisteshaltung. Er hat nicht 
gesagt : Das 'i'st nicht meine Meinung! oder : 
Das ist nicht bewiesen ! ,  sondern er hat diesen 
Zwischenruf, ohne es expressis verbis aus­
d rücken zu müssen, zur Identifikation mit die ­
s e r  in einer Zeitung ausg,esprochenen Ver­
dächtigung benützt. 

So geht denn diese Verdächtigungskam­
pagne nun schon seit Jänner dieses Jahres 
- und man kann daher fügltich behaupten, 
s e it es eine soziallistische Regierung mit 
sOZlialistischer Parlamentsmehrhelit g:ibt 
immer SChllitt für SchI'litt weiter, und 'es ver­
geht fast keine Sitzung, in der nicht die große 
Oppositionspartei es ,gjich schuldig zu selin 
glaubt, hier e'in neues Steinchen lin das Mosaik 
,ihrer eigenen Konzeptlosigkeit zu fügen. Denn 
wer solches tut, der tut das doch nur des­
wegen, weil lihm offenbar nlichts Besseres und 
Gescheiteres einfällt. Denn wo ist denn auch 
nur der Ansatz einer Alternative, die m an 
vier Jahre von eliner soziaLilSvischen Opposi­
tion Ihrerseits immer gefordert hat, wenn hier 
in diesem Hause über Budgetfragen dlisku­
tiert worden �st? 

Sie können sich jetzt nicht mehr darauf 
ausreden, daß Sie erst so kurz in der Oppo­
s ition sind, daß Sie Slicb von den schweren 
Schlägen noch nicht haben erfang,en können. 
Ihre Dockarbeiter streliken bei der Reparatur 
Ihres Schiffes. So sche,int es lin Wirklichkeü 
zu sein. Deswegen sind Sie nicht �imstande, 
hJier auch nur den Schatten eines Konzeptes 
zu entw:ickeln. Ihre Antwort auf dieses e'igene 
Unvermögen ist di'e Verdächtigung der Regie­
rung und der Regierungspartei. (Zustimmung 

bei deI SPO. - Abg. DI. K 0 h 1 m a i  e I :  

Haben Sie j e  ein Alternativbudget vorgelegt?) 

Meine Damen und Herren! W:ir haben sehr 
ausführliche Alternabivvorschläge hier in die­
sem Hause als MinderheitsbeIlichte zum Bud­
get eingebradlt. (Abg. DI. K 0 h I m a i  e I: Das 
haben Sie als Opposition nie gemacht, nie­
mals!) Zu jedem Budget hat es einen M'inder­
heitsberidlt gegeben, allS wir lin Opposition 
waren und Sie die Regtierung gestellt haben. 
(Abg. Dr. K 0 h I m a i  e I: Was heißt ein Be­
richl?) 

Ich brauche hier gar nicht selber zu urt'ei len. 
Die Urtelile aus den Kerntruppen Ihrer Partei 
s!ind ja 'in den Letzten zwei Jahren, gerade w as 
Ihre Konzeption lin der W.irtschaftspolJit!ik be­
trifft, so vernichtend, daß ich sie hier gar nicht 
wiederholen möchte. Ich habe hier schon ein­
mal in einer der früheren Debatten auf einen 
ZWlischenruf dem Herrn Abgeordneten Doktor 
Mussil vorgehalten, welche Meinung etwa die 
Industriellenvereinigung vom wirtschaftspoli­
tischen Wegtreten der OVP hat, und Sie s:ind 
j a  eben be'i -der Frage der Mehrwert'steuer 
wieder dabei, wegzutreten. Slie wahren also 
die Kontinuität auch in die neue Gesetz­
gebungsperiode herüber. (Abg. Dkfm. G o  r­
I o n: Ehrlich verhandeln!) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte damit 
nur sagen: Ich halte es für die Stilentwicklung 
in Osterretich als bedenkllich, vor allem hier 
auf parIamentallischem Boden (Abg. Dkfm . 
G o r t o n: Für den Stil schon!), daß man ver­
sucht, nicht einen ehrlichen, politisch-sport­
lichen Schlagabtausch mit der Regierungspar­
tei vorzunehmen, so wie das richtig, ver­
nünftig und für die Demokratie nützlich ist, 
sondern daß man immer wieder versucht, weil 
man glaubt, der SchiedsI1ichter ,schaut nicht 
her, unter die GürteUinie zu schlagen. 

Bei diesem Thema gestatten Sli'e mir auch 
noch eine Bemerkung zu einem nur so hlinge­
worfenen Satz, den der Herr Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier hier lin seine heutigen Ausfüh­
rungen eingestreut hat. Dieselbe Insinulierung 
ist auch gestern schon angeklungen, als sich 
der Herr Abgeordnete Dr. Mock. bemüßigt 
fühlte , das sozialpollitische Wegtreten bei der 
gestrügen namentlichen Abstimmung motivie­
ren zu müssen, weil ein echtes Motiv oder 
eine echte Begründung gefehlt hat durch eine 
sogenannte Flucht nach vorne, und hJier wie­
der durch eine Unterstellung, eine Verdächti­
gung, die 'in n'ichts begründet ist. 

Ich habe geglaubt, das war gestern viel­
leicht so �in der Aufr'egung, weil halt die 
Situation für den Bundesobmann des Oster­
reichischen Arbeiter- und Angestelltenbundes 

32. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 65

www.parlament.gv.at



2608 Nationalrat XIII. GP - 32. Sitzung - 3 1 .  Mai 1972 

Lane 

so schlecht war. Deshalb ist halt der Mock ein 
bisserl ins Schwimmen gekommen. (Heiter­
keit .  - Abg. K i n  z 1: Er ist gut angekommen 
gestern, das tut euch weh!) 

Me'ine Damen und Herren! AuCh hier scheint 
ganz offensichtlich mehr dahinterzustecken. 
Was steckt dahinter? - Der Herr General­
sekretär der OVP war heute wohlvorbereitet. 
Er hatte ein engbeschriebenes Konzept, wie 
ich von me!inem Platzerl da hinten auf seines 
hinüberbllickend infolge meiner Normalsichtig­
keit sehen konnte. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Eine gewisse Kurzsichtigkeit ist schon vor­
handen! Allerdings eine poli tische!) Er kann 
sich also nicht darauf ausreden, daß ihm 
rirgend etwas "herausgerutscht" ist. Da war 
schon eine Absicht dahinter. 

Nehmen Sie es mir uidlt übel, Herr Abge­
ordneter Dr. Kohlmaier, man merkte die Ab­
sicht, und lich sage es ganz offen : Ich bin ver­
stimmt. (Erneute Heiterkeit bei der O VP.) Ich 
bin verstimmt. Sie können ruhlig darüber 
lachen. Es kann Ihnen auch Wurscht sein.  Ich 

wollen, eiine kriegführende Partei lin Indo­
china einnimmt. Daraus resultiert zwangs­
läufig - und ich. mache niemandem den Vor­
wurf - e'ine gewJsse einsetitige Informiertheit 
und damit auch etine gewisse Einseitigkeit 
in der Meinungsbildung in Osterreich. 

Ich war nun der Auffassung, es wäre ganz 
gut, zumindest die denkmögliche andere Seite 
aufzuzeigen. Das war der Grund für mich, 
und sicherlich hat es ähnliche Gründe für 
andere gegeben, die unterschrieben haben. Es 
sind durchaus nicht schlechte Leute in Oster­
reich: eine Anzahl junger Wissenschaftler, die 
schon hohen wissenschaftlichen Rang in ihren 
Disziplinen erreicht haben und die anerkannt 
sind, also durchaus nicht irgendweldle schlitz­
ohrige politische Gestalten. 

Meine Damen und Herren! Und nun hat es 
einen Teil dieser Unterzeichner, 'w�ie e s  in der 
Natur der Sache liegt, vorv,Tiiegend jüngere, 
gegeben, die meinten, man sollte diesen 
Gedankengängen auch durch aine Demonstra­
tion Ausdruck verleihen. Ich habe diese Auf-

werde Ihnen aber auch gleich sagen, warum fassung nie gehabt, auch nicht vor dem Statt­

ich verstimmt bin. Wenn man nämlich 'So finden der Demonstration. Und obwohl lich 

argumentiert, daß man sagt : Der kulturelle wußte, daß ich persönlrich politisch sicherEch 

Stand eines Landes wird darnach gemessen, keinen Pluspunkt damit erben werde, bin ich 

wie die Kinder des Gastgebers den Gast zu einer von denjenigen, rdiie demonstrieren 

empfangen ! ,  und glaubt, mit dieser seiden- g'ehen wollten, veranstalteten Pressekonfe­

weichen Formulierung j emandem eins aus- renz gegang.en und habe dort auf Anfrage 

wischen zu können, ohne direkt etwas gesagt von Journallisten, die mir das bestätigen 

zu haben, dann h abe 'ich dafür kein Verständ- müßten, weil sie auch Parlamentskorrespon­

nis. (Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r: Das weiß denten Slind, erklärt, daß 'ich nicht und warum 

jeder!) Da bin rich !Schon eher für die etwas 'ich nicht an dieser Demonstrat!ion teilnehmen 

dJirekteT'e Ausdrucksweise, die gestern ,in der werde. D as h at aber die gleichen Zeitungen, 

Rage Herr Dr. Mock - oder Sie können aum deren Vertreter beii dieser Erklärung vor der 

sagen: in der Verzweiflung - verwendet hat . Demonstration anwesend waren, nicht gebin­

(Zustimmung bei der SPO.) dert, mir und meinen Freunden nachher vorzu­

Ich sage das umso eher, da lich, wie ja jeder­
mann in Osterreich wetiß - viieIe haben j a  
dafür gesorgt, daß e s  jedermann weiß - ,  
einen Aufruf z u  e!inem bestimmten außen­
politischen Thema unterzeichnet habe.  Das 
haben andere auch getan und Wlieder andere 
nicht getan. So w,ie das halt lin einer Demo­
kratie ist. Wenn man dieser bestimmten Auf­
fassung 'ist, dann unterzeichnet man. Ist man 
dieser Auffassung nicht, dann unterzeichnet 
man nicht. 

Es wäre dumm und unI1ichtig, wenn man 
leugnen wollte, daß es lin einer großen Partei 
nicht zu dem einen oder anderen Detailpro­
blem ursprünglich verschiedene Auffassungen 
gibt (Abg. Dr. K o h l m a i e r: Gar so ein 
Detail?) ,  umso mehr, als es sidl um ein Thema 
handelt, das bisher !in der österrekhrischen 
Offentlichkeit e!inZlig und allein unter dem 
Gesichtswinkel dargest,ellt wOI,den list, den 
eine ganz bestimmte Partei oder, wenn Sie 

werfen, daß wir nicht bei der Demonstration 
waren. 

Das hinderte vor allem - und das ist jetzt 
entscheidend - nicht eilnen Bundesobmann 
des OAAB, gestern abend Mer zu erklären, 
daß wir gemeinsam mit den Kommunisten 
in einer Front mit den Demonstrationen in 
Salzburg gestanden wären. Dies,  meine Damen 
und Herren, obwohl eindeutig feststeht, daß 
:selbst j ene von den Freunden, die denselben 
Aufruf unterschnieben hatten wie Wiir, absicht­
lich eine vollkommen separate Demonstration 
durchgeführt haben, was aud1 bis in die 
Rechtspresse Osterreichs hinein durchaus 
anerkannt und I1ichtig dargestellt worden 1st. 

Aber das ist ja  ndcht das entsche!idende ; 
das ist heute längst klargestellt. Was offenbar 
noch nicht klargestellt list und was offenbar 
noch rJicht beendet ist, ist der Versuch eines 
systernaNschen Mißverstehenwollens dieser 
Haltung verschiedener s01Jia�istischer Abge-
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ordneter zu e!iner ganz bestimmten außen­
politischen Frage. Dieses Mißverstehen wollen 
läßt s'ich etwa auf folgenden Nenn'er bringen: 
Sagen wir nur recht oft, daß sie junge Leute 
in den Kampf gehetzt haben und ruicht selber 
hingegangen sind, da werden es die Leute 
sdlOn glauben. Dann können wir ihnen 
charakterliche Defekte unterschieben! 

Das ist wieder elin Stück Poldtti.k Jim Zeichen 
eines bere1its beginnenden Salzburger und 
oberösterreichischen Landtagswahlkampfes. 
Dies werden wir nicht auf uns sitzen lassen, 
meine Damen und Herren, denn w.ie jeder­
mann haben auch Abgeordnete das Recht, 
frei ihre Mei,nung zu äußern und zu einem 
bestimmten poEtischen Problem !ihre Meinung 
zu äußern, noch dazu in eliner Form und mit 
Vorschlägen, womit sie sich in durchaus guter 
pollihisch-bürgerlicher Gesellschaft Westeuro­
pas befinden. 

Denn wenn wir etwa dn diesem Aufruf dlie 
Frage einer Anerkennung NordViietnams zur 
Debatte gestellt haben, muß ich sagen : 
Schauen Sie bilte einmal nach, ,";üe viele west­
europädsche Staaten, wlle V1iele NATO-Staaten 
dieses Nordvietnam bereits anerkannt haben ! 

Sie werden uns also nicht unter veränderten 
Vorzeichen wieder eline rote Teufelsmaske 
umhängen können. Diese Pläne werden wir 
ebenso durchkreuzen, wie wir all Ihre Pläne 
durchkreuzen werden, einer konzeptiven, auf 
bestimmte Z�iele gerichtet'en Budgetpolitik 
durdl Herumnörgeln und Herumquengeln den 
Boden entzliehen zu wollen, den sie tatsäch­
lich hat, auf dem sie steht, auf dem sie wirkt 
und auf dem sie Probleme löst, die Sie Vlier 
Jahre lang vor sich hergeschoben haben und 
di'e wir j etzt Zug um Zug, SchI1itt für Schritt 
lösen. Daran werden Slie uns rricht hindern! 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Keimel. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Keimel (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Me':ne Damen und Herren! Herr Kol­
lege Lanc hat uns während der letzten 
20 Minuten j a  allerhand Neues und Inter­
es'santes übe r  ein Budgetüberschreitungsgesetz 
gesagt. Wenn Sie, Herr Kollege Lanc, Kritik, 
auf die Säe lim allgeme'inen immer sehr aller­
gisch reagl.:eren, dies wahrscheinlich wohl des­
wegen, weil slie me:ist ins Schwarze trifft und 

Herr Kollege Lanc I Außerdem werden auch 
Sie offensichtllich erst den Regierungsstil ler­
nen müssen. Sie sind noch immer :im Opposi­
tionsstil verfangen: Ständig fordern Sie die 
Opposition auf, Konzepte zu bring'en, Kon­
z,epte vorzulegen. Herr Kollege Lane ! Jetzt 
regieren Sie, und daher haben Sie Konzepte 
vorzulegen. Das vermissen wü. (Zustimmung 
bei der avp. - Ruf bei der OVP: Uber 
Vietnam!) 

Im übrigen bedaure >ich, daß ich leider zu 
den bisheIligen Ausführungen deshalb n'icht 
Stellung nehmen kann, weil lich ,im Hause bei 
einer B espredmng mit dem Herrn Bundes­
kanzler, dem Herrn Handelsminister und dem 
Herrn Sozialminister über das ·anstehende 
Problem Arbeüskräfteabwanderung war. Aber 
diese Besprechung paßt 'ebenfalls ganz gut zu 
dem, was  wlir heute hier zu verhandeln haben. 
Wir können j a  !im Budgetüberschreitungs­
gesetz nachschauen, ob diese Regierung zum 
Beispiel hiefür Vorsorge getroffen hat. 

Es mögen Vlielleicht für alle ein paar Zahlen 
aus dieser Besprechung recht interessant serin. 
Allein im südbayrischen Raum - allein im 
südbayrischen Raum! - haben nach der Stati­
stik der bayI1ischen Arbeitsmarktverwaltung 
im Jahre 1970 32.000 Osterreicher gearbeitet. 
197 1  waroen es bereits 44.000, und 1972 s!ind 
es 48.000. Laut eben dieser Statisbik soll die 
Ausländerbeschäftigung bis 1 978 noch verdop­
pelt wer den. Meine Damen und Herren! Die 
Osterre!icher stehen dort draußen als Aus­
länderbe schäftigte an zweiter Stelle. 

32.000 neue Arbelitsplätze sollen darüber 
hinaus nadl einem Forderungsprogramm an 
der bayrisdl-österreichischen Grenze neu ge­
schaffen werden. Wlir können uns vorstellen, 
welche wirtschafts- und sozialpo�itischen Pro­
bleme das  für uns mit sidl bringt. Diese Förde­
rung draußen lin Bayern wird mit großzügig­
sten Kredit- und Steuel"initiativen durchge­
zogen. 

Meine Damen und Herren ! Das 1. Budget­
überschre1itungsgesetz 1 972 gibt uns also Ge­
legenheIit, auch die W:irtschaftspolitJik dieser 
Regierung wlieder einmal zu durchleuchten. 
An den Anfang meiner Ausführungen setze 
ich eine ganz klare Feststellung und auch ein 
Bekenntruis, dam'it hier keine MIißverständ­
nisse entstehen : 

daher schmerzhaft ,ist, damit beantworten ,'.rol- Nur eine aktive VJiirtschaftspolitik ist die 
len, daß Sie die betreffenden Abgeordneten Grundlage einer echten, ,insbesondere einer 
als kleinkariert abtun, so hoffe ich für dieses wahren und auch fundierten Sozialpolitik be­
Haus, daß da.s von Ihnen e'ine einmalige Ent- • ziehungsweise Gesundhetitspolitlik, sie allein 
gleisung Wilr. Das gilt vor allem dann, wenn i ist die Grundlage der Milliiarden erfordern­
Sie abschlileßend gerade für sich <He Mei- i den Umweltschutzmaßnahmen und so weiter, 
nungsfre'iheit ganz besonders gefordert haben. ! weil nur eline solche W'irtschaftspolitik nicht 
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als Selbstzweck, sondern eben für diese ge- richten Sie es ihm aus. - Und das ohne ein 
nannten Zwecke Arbeitsplätze auf Dauer Stabilitätskonzept dieser Regierung. Oder 
sichern kann und die materiellen Vorausset- wollen Sie das auch von uns? Wlir haben vori­
zungen für die Anlliegen unserer Bevölkerung ges Jahr €Iin Zehnpunkteprogramm vorgelegt. 
sicherstellt. 

Was bringt lin dieser Hinsicht das 1 .  Bud­
getüberschrelitungsgesetz 1 972? Me1ine Damen 
und Herren ! Lassen Sie mich ganz trocken 
sagen : Nichts ! Nichts deswegen, weil dieses 
Wenige einfach Notmaßnahmen sind. Ein kla­
:res Spiegelbild . . .  (Abg. W i e  1 a n d  n e  r: 
Steht alles im BudgetI) Ich werde es Ihnen 
schon noch beweisen, Herr Kollege ! Das ist 
ein klares Spiegelbild dessen, Wlie diese 
Reglierung offens!ichUich lin der Wirtschafts­
pollitlik weggetroeten ist beziehungsweise sich 
auf den Lorbeeren des wirtschaftspol'itischen 
Erbes der OVP-Regierung ausruht. (Beifall bei 
der OVP. - Abg. S k r  i t e k: Es waren keine 
Lorbeeren da! Wären welche da gewesen, hät­
ten Sie die Wahlen nicht so verloren!) Herr 
Kollege ! Wer auf den Lorbeeren sitzt, trägt 
sie an der falschen Stelle ! (Heiterkeit bei der 
OVP. - Abg. S k r i t e  k: Da war doch nichts 
zu lachen!) 

Das sehen wir auch allenthalben, Herr Kol­
lege, zum Beispiel beli den Vorschlägen zur 
sogenannten großen Steuerreform: Keine wirt­
schaftspolIitischen Erwägungen bisher bekanntl 
Oder sind sie Ihnen bekannt? Be!i der Mehr­
wertsteuer:  Ein kaltblütiges Ubergehen von 
solcben grundsätzNchen würtschaftspolitiscben 
Forderungen ! (Abg. S k r j t e  k: Darüber wer­
den wir noch reden!) Darüber werden Wlir erst 
reden ! - Sehr nett. Warum haben wir dann 
dreli Monate lang den Unter ausschuß gehabt, 
Herr Kollege? (Zustimmung bei der OVP. -
Abg. S k r i t e k: Hier im Haus werden wir 
darüber reden!) Das stimmt nämllicb :  Herr Kol­
lege ! Ihre Kollegen lim Unter ausschuß Mehr­
wertsteuer haben tatsädlli ch  nicht geredet. 

Noch nie seit 1945 hat eine österred.chisdle 
Regierung so wenlig konzeptive Wirtschafts­
poHNk betpieben W\ie Kreisky und s'elin Team, 
von den verschollenen 1 400 sOZliallistischen 
Experten ganz zu schweigen. (Zwischenrufe 
bei den Sozialisten.) - Wir werden schon noch 
draufkommen. - Und das bei e'iner Wirt­
schaftsentwicklung, meine Damen und Herren 
- es wird schon ein bisserl unangenehmer 
werden -, di'e unter dem anhaltenden und 
drastJischen Inflat!ionsdruck steht. Das merkt 
nämlich j etzt die Bevölkerung bereits. Jeden­
falls unter einem Inflationsdruck, wie ihn die 
Geschichte der Zweiten Republik auch noch 
nicbt gekannt hat. - Wo ist der Herr Kol­
lege Lanc ? Ja, der geht meistens, wenn er 
seine Eier g-e1egt hat, geme weg, das ist seine 
Ubung . (Beiiall bei der avp.) Nun, vielleicht 

Meine Damen und Herren ! Es geschah aber 
auf jeden Fall mit eliner Sp'ekulation - und 
das soll meine Antwort auf Ihre ZWlismenrufe 
sein -, nämlJ.ich daß diese Bevölkerung diese 
sicherliich schwäeIligen wlirtschafUichen Zusam­
menhänge nidlt erkennt. Das stimmt. So 
haben Sie vielle�cht auch eine Wahl gewon­
nen. Aber, Herr Kollege, wenn sie diese Aus­
wirkungen dann spürt, dann müssen Sie erst 
aufpassen, daß Sie die nächsten Wahlen W\ie­

der gewinnen. 

Meine Damen und Herren! Das list ja wohl 
aUdl der Grund dafür, warum der seit 1 1 .  Jän­
ner mit dem dieser Regierung ja sehr geläu­
figen Theaterpomp in Vöslau angekündigte 
ausfühdich€ BeI1icht über die wlirtschaftlidle 
Lage in Osterreich verschämt immer wieder 
verschoben wurde - erst elinmal auf März, 
dann auf April, dann hörte ich von Mitte Mai, 
und j etzt hören w1ir gar nichts mehr, also 
nun wohl auf unbestJimmte Zeit versdloben 
wurde, so Wlie eben Ankündigungen, Verspre­
dlungen - denken wir an den Gesundheits­
plan - und Nichtelinhalten zu Ihrem ständi­
gen Vernebelungskonzept zählen, hinter dem 
sich, meine Damen und Herren der soZ'ialli!Sti­
sdlen Fraktion, offensichtlIich beschämende 
Konzeptlos1igkeit versteckt oder hinter dem 
diese Regierung lihre gesellschaftspohibischen 
Welichenstellungen gegen die Mehrheit der 
österreichischen Bevölkerung offensichtlich 
setzt, sonst würden Sie es ja Isehr offen b eken­
nen. 

Wenn also diese sOZliahistlische Regierung 
selbst über die wirtschaftliche Lage keinen 
Bericht geben kann, über die wirtsdlafHiche 
Situation also offensichtlich dann audl ke'inen 
Uberblkk hat, w,ie sollte sie auch die finan­
�ielle Grundlage dazu zum Beispiel lim Bud­
getüberschreitungsgesetz erarbeiten können? 

Meline Damen und Herren! Aus dem letzten 
Rekord-Rinanzbericht - den hat mir der Herr 
Kollege Fischer gerade hergegeben ; idl 
weiß - ,ist linslYesondere folgendes zu ersehen : 
nämlich daß eNeses letzte Budget auch den 
höchsten Rekord an Bel astungen des Brutto­
natlionalproduktes mit öffentlidlen Abgaben 
gebracht hat. 

Be� einem solchen Budget, meine Damen 
und Herren, und beu einer solchen Belastung 
an Ausgabeneinsparungen Vlielleicht zu den­
ken, die Verwaltungsreformkommission der 
OVP wieder aus dem Exil zu holen, das wäre 
von einer Regierung, die mit der Inflation 
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lebt, wohl zUVIiel verlangt. Ich aber, meine 

Damen und Herren, verl ange es für ,die öster­

reichische Bevölkerung (Beifall bei der OVP) 

und nicht - das geht j etzt an den Herrn 

Handelsminister -, daß der Herr Finanzmini­

ster mit seiner lebhaften Phantasie nach timmer 
neuen Belastungen Aus s chau hält, sei es über 
die Mehrwertsteuer,  mit der er skh viele 

Milliarden holen vvlird, sei es mit der offen­

sichtlJiCh geplanten unbefr,isteten Verlänge­
rung der Sondersteuern durCh den Einbau jin 
den Tarif bei der Lohnsteuer und Einkommen­
steuer, sei es durCh die Einbezäehung von 

Bier in die Getränkesteuer und so weiter; 
abgesehen von den irrsinnig steigenden 
Sozialverskherungsabgaben, ohne daß dem 
inzwischen eJine M'ehrleistung gegenüber­
stände. 

Die Ansatzüberschreitungen von über 
724 Minionen Schilliing nach diesem Budget­
überschreitungsgesetz werden zum überw�e­
genden Te'il - nämllicb m'it 588 Millionen 
Schming oder über 81 Prozent - durch Mehr­
einnahmen gedeckt, insbesondere aus der Um­
satzsteuer und aus Zolleingängen, der Rest 
durch Ausgabenrückstellungen mlit 8 Prozent 
und Rücklagenauflösungen. 

Für Wirtschaftsförderung, meiine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, sind demgegen­
über auf der Ausgabenseite vorgesehen : für 
den Fremdenverkehr 1 3 ,5 MiUionen, für den 
allg'emeinen Verkehr 4 Mmionen, insgesamt 
also 1 7 ,5 Milliionen SchiUing oder 2,4 Pro­
zent, wenn man ein bi sserl aufrundet. 

Meline Damen und He rrenl Lassen Sie mich 
zu diesen Punkten etwas ausführen: Fremden­
verkehr: Wie ich erwähnte, werden also mit 
1 3,5 Prozent für einen dreiprozentJigen Ziinsen­
zuschuß zu einem von der Hotel-Treuhand 
berelitzustellenden Kreditvolumen in Höhe 
von 1 00 Millionen SchJiHing Mittel bereit­
gestellt. Begründung lis t  dafür dlie unzurei­
chende ERP-Fremdenverkehrsquote von 
1 50 Mlillionen Schillting per anno, der eJine 
NaChfrage von zirka 550 Millionen Schilling 
gegenübersteht. Wlir h aben sChon anläßliCh 
der Debatte über den ERP-BeI1icht am 2 1 . J än­
ner auf diesen Uberhang von rund 400 MUI­
l,ionen hingewiesen. Aber Abh!ilfe geschaffen 
- wie es in den Erläuternden Bemerkungen 
zur Regierungsvorlage hier heißt - wurde 
hier keineswegs, sondern nur eline teilwelise 
Entspannung durch dJi'es e  Sonderaktion - ich 
darf slie auch NotaktJion nennen - gebraCht, 
nämlich für knappe 25 Prozent des Bedarfes . 

wird zur Beseitigung des Uberhanges bei, ERP­
Verkehrskrediten in Form von Zinsenzuschüs­
sen, wlie es auch wieder heißt in den Erläu­
ternden Bemerkungen, "nach neuesten Erhe­
bungen" für erforderliCh befunden. 

Meine Damen und Herren! Was heißt für 
diese Regierung "nach neuen Erhebungen" ? 
Es �st bekannt, daß der Nachfrageüberhang 
b ei ERP-Verkehrskrediten ungefähr 1 20 Mil­

Honen Schilling b e trägt und die hier ange­
setzten Zinsenzuschüsse höchstens für elin 
Kred:itvolumen von etwa 1 5  Mill'ionen S ch,il­
ling reichen, also für etwas mehr als 1 2  Pro­
zent des Bedarfes. Das sind Notmaßnahmen. 

Aber trotzdem, es g�bt manchesmal auch 
Lichtblicke für uns . Es freut mich j edenfalls,  
daß damit der Herr Verkehrsmlinister unserer 
Anregung vom 1 6 .  Dezember 1 97 1  anläßllich 
der Budgetdebatte - wenn auch betragl'ich 
in völliig unzureiChendem Maße - Folge ge­
leistet hat, welche damals lautete - lich ver­
kürze es bewußt - :  Die Seilbahnen und die 
Lifte zählen zu den Infrastruktureinrlichtungen, 
welche der Qual,itätsförderung unseres Frem­
denverkehrs dienen . 

W'ir haben damals den Verkehrsminister 
gefragt, ob er in Iseinem Ressort bereits ge­
prüft hat, ob es im Interesse einer wirksamen 
Fremdenverkehrspo llitik ist, die doch so groß 
von Ihrer Regierung herausgestellt wird, die 
wir auch brauchen, w enn wü sehen, wie groß 
unser Handelsblilanzdefizit ist, ob es nicht auch 
'in ihrem Bereich zur Ergänzung der in lihren 
Mlitteln beschränkten ERP-Verkehrskred�t­
aktion zur Förderung fremdenverkehrspolii­
tisch wichtiger VerkehrsinvestJitJionen notwen­
dig wäl1e, e1ine ähnliche Gesetzeslage zu schaf­
fen, wie sie das Gewerbestrukturverbesse­
rungsg'esetz auch für den Fremdenverkehr bie­
tet, und die dafür erforderlichen Mittel zur 
Zinsverbilligung !in das Budget einzubauen. 

Das ganz gleiche gilt für die für den allge­
meinen Verkehr vorges ehenen ZJinsenzuschuß­
mittel. Ein Betrag von 2 Millionen Schilliing 

Meine Damen und Herren I Mit 2 Milllionen 
- der Betrag ist natürlich zu klein, aber dem 
PrinzJp nach ist es unsere Forderung während 
des Budgets - hat der Verkehrsminister dem 
Rechnung getragen. Das ist 'immerhin ein 
erfreuldcher Beginn . Ich schlage dieser Regie­
rung überhaupt, vor allem dem Finanzmini­
ster, vielleicht etwas vor : Wenn Sie schon 
keilIle eligenen Ideen haben, greifen Sie doch 
- zumlindest dm wirtschaftspoliibischen Be­
reich - wenigstens unsere noch v,iel mehr 
auf. Ihre Regierung ließe ich ja ganz gerne 
im e1igenen Debakel sterben , nicht aber, meine 
Damen und Herren, wollen wir das verant­
worten gegenüber unserer Bevölkerung und 
unserer Wirtschaft. 
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Der Herr Kollege Lanc - /im brauche mich 
nimmer darauf zu bezllehen - hat geglaubt, 
wir haben Kritik an der Kunstförderung be­
zogen. Wir haben aber nlimt Kritik an der 
Kunstförderung, sondern am "Wie" geübt. 

Meline Damen und Herren ! Und wenn diese 
Reglierung zum Beilsp\iel in zynismer Verfol­
gung parteipoli1Jismer Erwägungen statt des­
sen für ihre Wahlhelfer - und ich nenne das 
ganz trocken so - SChönherr und Professor 
Hausner für einen Film und für ein Gemälde 
d.n einer Gew1erbesmule, welme vdel dringen­
der - Kollege Sandmeier hat es erwähnt -
modernes Lehrmaterlial bräuchte, fast 5 Mlil­
lionen SmiHing unter fragwürdigsten Umstän­
den frei hat, für die lebenswichtJigen Belange 
der hart um internationalen Konkurrenzkampf 
stehenden österreichismen Wiirtschaft - und 
das sind wir alle, meine Damen und Her­
ren, die Hunderttausenden Mitarbeiter und 
Arbe,usplätze - aber ledigUch ein paar A1ibi­
millionen frei hat, so lange werde ich dieser 
Regierung Gefäll1igkeitspol'itik vorwerfen, 
Verschwendung von hart erarbeiteten Steuer­
mmionen und durch ähre wirtschaftspoliitische 
Absenz auch den falschen Einsatz von weite­
ren Hunderten Millionen hart erarbeiteter 
Steuergelder unserer Bevölkerung. (Beifall bei 
der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Das
' 
erhärte ich 

auch noch wüe folgt : Seit Monaten nämLim 
- mit unserer "KonzeptloSligke,u" offensicht­
lich - drängen wü diese Regierung zu we'i­
teren wirtschaftspolitilschen Maßnahmen. Zu­
letzt habe ich selbst beim Ber:icht über den 
ERP-Fonds am 2 1 .  Jänner darauf hJingew,iesen, 
daß die Wlirtsmaft die Konjunktur zusammen 
mit den gez1ielten Maßnahmen der OVP­
Regierung für stärkste Investitionstätigkeit 
genutzt hat, daß dadurm aber ein starker, 
ein überdimensionierter Kapitalbedarf ent­
stand, daß aber durch die belinahe smon kon­
fiskatoDische Besteuerung l!lIimt nur der Ab­
wanderung unserer besten Arbeitskräfte Vor­
schub geleistet wird - ich habe es bereits 
erwähnt ; 1 30.000 unserer simerliu1. besten 
arbe.iten ja schon ,im Ausland -, sondern 
daß dadurch auch die SelbstfinanZiierungsmög­
lichkeit ,in unseren Betrieben verhindert wird 
und daß daher die Wirtsmaftspolitik der 
Regtierung zwangsläufig eine Palette von Kre­
dit- und Z'insenzuschußmöglidlkeiten bieten 
muß!  

Meine Damen und Herren! Im habe wört­
�ich erklärt, daß dies "wirtschaftspolitische 
Maßnahmen di1eser Regierung bedJingt, welche 
einerseits die Stärkung der Eigookapitalbil­
dung uns,erer Wirtschaft fördern und anderer­
seits die Fianzlierungsmögloichke:iten dynarn'isch 

den Ansprüchen einer hoch technisierten und 
industr1ialisierten Wiirtschaft anpassen müs­
sen" .  

Ich wiederhole meine damalige Feststellung : 
diese Maßnahmen vermissen wir. Vlir vermis­
sen sie immer noch. Und vermissen sie bereits 
in einem unerträglichen Ausmaße, obwohl sie 
dem Finanzminister und auch dem Handels­
rninister nicht nur damals, sondern inzwischen 
wiederholt - das sind unsere Konzepte, meine 
Herren - vorgetragen wurden. - Ich muß 
mich etwas kurz fassen, ich möchte hier 
wirklich zum Budget, zu Finanzen und zum 
Gesetz und zur WirtsChaftspolitik sprechen, 
nicht zu Vietnam und Salzburg. 

Insbesondere haben wir dies in drei wesent­
lichen Punkten vorgetragen. Zum einen hin­
sichtlich der ERP-Kredite im Bereich Industrie, 
Gewerbe und Handel, zum zweiten im Bereich 
des Gewerbestrukturverbesserungsgesetzes 
1969 und zum dritten bei der Bürges-Klein­
gewerbekredi taktion. 

Zu den ERP-Krediten, meine Damen und 
Herren, stellen wir fest, daß der enorme NaCh­
frageüberhang bei ERP-Krediten nicht nur auf 
die zwei genannten Wirtschaftsbereiche Frem­
denverkehr und Verkehr beschränkt ist, son­
dern er tritt auch auf dem Sektor Industrie, 
Gewerbe und Handel zutage, und zwar in 
verstärktem Ausmaß. Auf diesem Sektor der 
Investitionskredite stehen der verfügbaren 
ERP-Quote von 550 Millionen Schilling Kredit­
anträge in der Höhe von fast 1 ,8 Milliarden 
gegenüber. Also fast 230 Prozent Uberhang. 
Ein enormer Engpaß. Wenn Herr Kollege Lanc 
glaubt, daß es hier nicht um die Uberlebens­
fähigkeit unserer Betriebe geht, dann, glaube 
ich, ist er in wirtschaftspolitischen Belangen 
etwas fehlinformiert. 

Die Notwendigkeit der Förderung von Inve­
stitionskrediten im Sektor Industrie, Gewerbe 
und Handel läßt sich auch an Hand der 
Schwerpunktliste ersehen, nach der diese Kre­
dite vergeben werden ; zum ersten für For­
schung, Entwicklung, Innovationen; zum zwei­
ten für die regionale Strukturpolitik - wir 
haben vorhin gehört, was die Bayern an unse­
ren Grenzen machen -; für Kooperation und 
Konzentration, wiChtigste Gebiete für Indu­
strie und Gewerbe gerade bei der Umstellung 
zur Mehrwertsteuer, bei der Umstellung in 
den Großraum EWG, für Wachstumsprojekte, 
Umweltschutz und so weiter. 

Ich stelle daher, meine Damen und Herren, 
mit den unterzeidmeten Kollegen den Antrag, 
der Nationalrat wolle folgende E n t s c h i  i e­
ß u n g annehmen. 
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Die Bundesregierung wird ersucht, den 
auf dem Sektor Industrie, Gewe rbe und 
Handel bestehenden Kreditnachfrageüber­
hang bei ERP-Großkrediten durch Bereit­
stellung von Zinsenzuschußmitteln in einem 
2. Budgetüberschreitungsgesetz 1 972 zumin­
dest teilweise abzubauen. 

Im 1 .  Budgetüberschreitungsgesetz sind, 
wie ich erwähnte, keine finanziellen Mittel für 
andere wirtschaftsfördernde Maßnahmen ein­
gesetzt, weder für Rationalisierungsinvestitio­
nen in abwanderungsgefährdeten Gebieten 
- wie sie eine Beiratsstudie über das Ab­
wanderungsproblem gefordert hat, Bayern an 
unseren Grenzen uns vorexerziert - noch 
für die Kreditaktion nach dem Gewerbestruk­
turverbesserungsgesetz 1 969. Hier w urden be­
reits mehrmals die Richtlinien wiederholt ver­
schärft, um die förderungswürdige Kredit­
nachfrage den vorhandenen :Mitteln anzupas­
sen. Eine konzeptive \Virtschaftspolitik mamt 
es umgekehrt: sie paßt die Gesetze an. Meine 
Damen und Herren ! Dadurch wurde aber auch 
die Zielsetzung dieses Gesetzes zur Förde­
rung der Strukturverbesserung der gewerb­
lichen Wirtschaft stark und negativ beein­
trächtigt. Und wir haben wiederholt gefordert, 
daß die Mittel dafür von 3 auf 5 Prozent des 
Bundesgewerbesteueraufkommens erhöht wer­
den. 

Meine Damen und Herren ! Vor etwa drei 
Stunden - auch wieder ein Lichtblick, eine 
etwas freudige Mitteilung, nachdem der I-Ian­
deisminister es früher nicht konnte, er sah 
keine Möglichkeit - hörten wir, daß dieser 
unserer wiederholten Forderung nach Auf­
stockung von 3 auf 5 Prozent des Bund'es­
gewerbesteuer aufkommens offensichtlich in 
nächster Zeit Rechnung getragen wird. Ich 
wiederhole also, Herr Kollege Lan c :  Unsere 
Konzepte sind da. Es ist etwas zu spät; Sie 
müssen es nur immer dann auch ausführen. 

Abgesehen davon bleibt aber trotzdem 
unsere Forderung, daß die Bundesgewerbe­
steuer, die wir ja fast einmalig in Europa 
haben, zumindest in Etappen in die Mehr­
wertsteuer eingehen muß. 

Und zum dritten, zur Bürges-Kleingewerbe­
kreditaktion. Während im 1. Budgetüber­
sdueitungsgesetz 1972 für die kredi tpoliti­
sche Förderung der so wichtigen Investi­
tionsförderung beziehungsweise Investitions­
finanzierung, abgesehen von den unzureichen­
den Notmaßnahmen für Fremdenverkehr und 
Verkehr, nichts vorgesehen ist, wurde ande­
rerseits bei der wichtigsten Förderungsaktion 
für die Investitionsfinanzierung der Klein­
betriebe, der Bürges-Kleingewerbekredit­
aktion, eine Verschlechterung, und zwar eine 

ganz krasse Verschlechterung, geschaffen, 
nämlich durch die grundlegende Änderung der 
Geschäftspolitik, die diese Förderungsaktion 
empfindlich behindert. In erster Linie hatte 
diese Kreditaktion die Funktio n  der Kredit­
kostenverbilligung zum Ziel und erst in zwei­
ter Linie die Funktion der Kreditbesicherung. 
Durch eine Umkehrung dieser Funktion der 
Kreditbesicherung, durch eine Umkehr nun 
dies'er Funktion : erst Besicherung, dann Kre­
ditkostenverbilligung, welche realitäts- und 
praxisfremd die Geschäftsordnung den Richt­
linien anpaßt, anstatt umgekehJ't, wird ein 
großer Teil der bisherigen Förderungswerber, 
die den Zielsetzungen der Aktion entsprechen 
würden, von der Förderung nunmehr ausge­
schlossen. 

Das ist eine wirtschaftsfeindlid1'e Politik, 
insbesondere gegenüber den Klein- und Mit­
telbetrieben, insbesondere draußen in unse­
ren Bundesländern. Und daß diese Änderung 
der Geschäftspolitik den davon Betroffenen, 
nämlich den Kreditinstituten und den Klein­
betrieben beziehungsweise ihren Interessen­
vertretungen, bewußt nicht mitgeteilt wurde, 
widerspricht eklatant der bisherigen guten 
Zusammenarbeit und bestätigt offensichtlich 
das schlechte Gewissen der dafür Verantwort­
lichen, der Verantwortlichen, die ich hiemit 
wiederum an ihre primäre ministerielle Auf­
'gabe erinnere, nämlich wirtschaftspolitisme 
Initiativen zu setzen. Herr Handelsminister, 
reden Sie sich bitte nicht auf den Aufsichtsrat 
und auf den Redmungshof aus ! (Bundesmini­
ster Dr. S l a r  i b a c h e r: Der Aufsichtsrat hat 
es ja beschlossen!) Sie sind der Minister, und 
Sie haben daher wirtschaftspolitisch initiativ 
zu werden! 

Die Wirtschaft, meine Damen und Herren, 
braucht keine Almosen. Was sie braucht, sind 
wirtschaftspolitische, wirtschaftskonforme 
Maßnahmen dieser Regierung, insbesondere 
in zwei Richtungen. Zum einen im Unterlassen 
wirtschaftsfeindlicher oder wirtschaftshem­
mender Maßnahmen, wie ich sie soeben auf­
gezeigt habe und wie sie gerade der Herr 
Finanzminister durch seine Steuerpoliti k vor 
allem jetzt setzt, und zum zweiten, durch 
Initiativen, welche es den österreichischen 
Unternehmen ermöglichen, Eigenkapital zu 
bilden oder langfristiges Fremdkapital zu 
international marktgerechten Bedingungen zu 
erhalten, zum weiteren ständigen Ausbau 
sicherer Arbeitsplätze beizutragen. Gerade das 
hat die österreichische Wirtschaft in der harten 
Phase des Uberganges in den großen Markt 
der EWG, des Ubergangs zur Mehrwertsteuer 
und einer sich rapide verschärfenden Aus­
landskonkurrenz auch vom Budgetüber­
schreitungsgesetz eigentlich erwartet, nämlich 
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weitere Initialzündungen. Sie hat es allerdings 
wieder vergeblich erwartet von einer Regie­
rung, für welche Wirtschaftspolitik offensicht­
lich ein Fremdwort darstellt. 

Meine Damen und Herren ! Ich ende, wie ich 
begonnen habe. Weil nur eine aktive Wirt­
schaftspolitik - nicht als Selbstzweck, sondern 
als einzige reelle Grundlage - die materiellen 
Voraussetzungen für all die großen Aufgaben 
schaffen kann, die unserem kleinen Staat und 
unserer Bevölkerung ins Haus stehen, nicht 
etwa aus der grundsätzlichen Erwägung, daß 
wegen der · seinerzeitigen Ablehnung des 
Budgets 1 97 2  auch das Budgetüberschreitungs­
gesetz abgelehnt werden müßte , sondern ins­
besondere aus den sachlichen Erwägungen 
gegenüber den groben Versäumnissen dieses 
Budgetüberschreitungsgesetzes lehnt meine 
Fraktion diese Vorlage ab. 

Aber trotz dieser scharfen Kritik, meine 
Damen und Herren, haben wir der Regierung 
gemäß unserer verantwortungsbewußten Auf­
gabe als konstruktive Opposition hiemit 
wieder drei klare wirtschaftspolitische Initia­
tiven vorgetragen. Im Sinne meiner Aus­
führungen sollte es daher auch der 
sozialistischen Fraktion eigentlich leichtfallen, 
sich zumindest unserem Entschließungsantrag 
anzuschließen und damit ihr Bekenntnis zu 
Taten im wirtschaftspolitischen Bereich und 
ihr Bekenntnis zu einer starken Wirtschaft 
- denn die Wirtschaft sind wir alle, nicht 
nur ein p aar Unternehmer - zu dokumen­
tieren! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Malela: Der vom Abgeord­
neten Dr. Keimel verlesene Entschließungs­
antrag ist genügend unterstützt und steht 
daher mit in Verhandlung. 

gestanden sind, gesperrt wurde. Durch ein 
Budgetüberschreitungsgesetz wurde die 
Bürges-Aktion dann wiedereröffnet, und sie 
hat seit diesem Zeitpunkt alle Ansuchen, die 
dort eingebracht wurden, erfüllen können. 

Die von Ihnen, Herr Dr. Keimei, angeführte 
Verschlechterung der Bürges-Aktion geht 
darauf zurück, daß der Aufsichtsrat in seiner 
autonomen Kompetenz die entsprechenden 
Beschlüsse, die ihm der Rechnungshof vor­
gelegt hat, dahingehend gefaßt hat, daß er 
eben die Geschäftsordnung den Richtlinien, 
die bereits vor zehn Jahren erstellt wurden, 
angepaßt hat. Ich stelle daher ausdrücklich 
fest, daß es in der Kompetenz des Aufsichts­
rates gelegen ist, eine solche Verschlechterung, 
wie Sie sagen, herbeizuführen, und daß mein 
Ministerium j etzt gerade dabei ist, zu über­
legen, wie in Hinkunft die Bürges-Aktion in 
diesem Punkt wieder verbessert werden kann. 
(Abg. Dr. K e i  m e  1: Es sind ja Beamte Ihres 
Ministeriums !) Es sind keine Beamten meines 
Ministeriums, sondern es sind ehemalige 
Beamte des Ministeriums, die j etzt in der 
Pension sind und über die ich natürlidl kein 
wie immer geartetes Weisungsrecht besitz e !  

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Hietl. Idl erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Hietl (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! Schon 
bei den Beratungen zum Budget 1 972 beim 
Kapitel Land- und Forstwirtschaft hörte man 
immer wieder : Der höchstdotierte Grüne Plan, 
den es je gab ! Nun, mit Zahlen kann man, 
wie wir wissen, j onglieren. Man rückt sie hin 
und her, bis man glaubt, der Bevölkerung ein 
Täusdlungsmanöver vorlegen zu können, bis 
daß diese es auch zur Kenntnis nimmt. Inzwi-

Zum Wort gemeldet hat sidl der H err schen hat aber auch der letzte Bauer bemerkt, 
Bundesminister Dr. Staribaeher. Ich erteile es weldl frivoles Spiel man mit ihm treibt. 
ihm. (Abg. Dr. K o r  e n: Nicht der Finanz­
minister?) 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Herr Abgeordneter 
Dr. Keimei, ich will nidlts unwidersprochen 
lassen. (Abg. Dr. K o r  e n: Wo ist der Finanz­
minis ter?) Dr. Keimel hat mich zitiert, und ich 
muß daher darauf reagieren! (Abg. Doktor 
K o r  e n: Wir warten nur auf den Finanz­
minister!) 

Es wurde hier die Behauptung aufgestellt, 
daß die Bürges-Aktion von uns verschlechtert 
wurde. Ich stelle fest, daß die Bürges-Aktion 
vor Antritt unserer Regierung im Februar 1 970 
von meinem Amtsvorgänger - ich habe das 
hier im Haus schon einige Male gesagt -
unter der Begründung, daß die dafür not­
wendigen Budgetmittel nidlt zur Verfügung 

Wie das zum Ausdruck kommt, haben einige 
Sätze des Herrn Abgeordneten Lanc sehr deut­
lich gezeigt. Der Herr Abgeordnete Lane hat 
erklärt, die OVP betreibe hier durch ihre 
Redner politische Brunnenvergiftung. I ch 
werde in meinen Äußerungen noch darauf 
zurückkommen, wie es auf der linken Seite 
wirklich aussieht. 

Der Herr Abgeordnete Pay hat gestern 
erklärt, der OAAB bilde mit den Kommunisten 
eine politische Einheitsfront. Mein Freund 
Dr. Mock hat dazu klar Stellung genommen, 
und ich habe diesen Worten nichts hinzuzu­
fügen. Für mich ist es aber bedauerlidl, daß 
solche Äußerungen innerhalb eines Jahres 
zum zweitenmal gemacht wurden. Erinnern 
wir uns doch sehr genau dar an, daß am 
1 8. März des vergangenen Jahres der Herr 
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Hietl 

Bundeskanzler, als sich die nieder­
ö sterreichischen Bauern erlaubten, in Wien 
zur Unterstützung ihrer Forderungen ein e  
völlig demokratische Demonstration zu ver­
anstalten, erklärt hat, eine solche Demon­
stration wäre nur mit Maßnahmen zu ver­
g l eichen, wie sie der Kommunistenputsch von 
1 950 war. Das müssen wir, meine Damen und 
H erren von der Linken, sehr energisch zurück­
w eisen, denn das ist politische Brunnen­
v e rgiftung! (Zustimmung bei der avp.) 

Wie ernst man dieses Spiel betreibt, zeigt 
auch eine sozialistische Belangsendung vom 
v ergangenen Montag im Rundfunk auf. Was 
hie r  in einem Zwiegespräch über einen Berufs­
stand, der doch immerhin den täglichen Tisch 
d e s  Volkes deckt, verzapft wurde, geht über 
j ede Propaganda und über jede Polemik 
hinaus. Es würde keinem Bauern einfallen, 
an derartig niederträchtige, ja beleidigende 
Äußerungen über irgendeinen anderen Berufs­
stand auch nur zu denken, wie sie in dieser 
B e langsendung von der SPO ausgesendet 
wurden. Auch hier wieder echte politische 
Brunnenvergiftung I Ich nehme an, der Herr 
Abgeordnete Pfeifer als Bauer und sein 
wenigen linientreuen Berufskollegen in der 
SPO haben diese Sendung nicht gehört, sonst 
müßten sie wohl die Konsequenzen ziehen. 
(Zwischenruf des Abg. L u  k a s.) Von Ihnen, 
H e rr Abgeordneter Lukas, bin ich keine land­
wirtschafts freundliche Politik gewohnt! Ich 
w i l l  daher auf Ihren Zwischenruf nicht ein­
g ehenl (Zustimmung bei der tJVP.) 

infolge der wirtschaftlichen Umstellungs­

notwendigkeiten, die man so schön "Ver­

besserung der Struktur- und Betrieb swirt­

schaft" nennt, wesentliche Mittel wegnimmt, 

die in Summe 1 21/2 Millionen Schill ing 

betragen, dann muß man sich fragen : Wie 

ernst ist es der österreichischen Bundes­

regierung wirklich, die zweifellos schwierigen 

Fragen der österreichischen Landwirtschaft zu 

lösen, wenn diese Mittel nicht deswe ge n  

zurückgestellt wurden, u m  sie anderen land­

wirtschaftlichen Maßnahmen zuzuführen, s on­

dem zum Beispiel auch Mittel aus dem Kapitel 

Struktur- und Betriebswirtschaft für die lau­

fende Instandhaltung zur Bundesgebäude­

verwaltung verwendet wurden! Es geht uns 

nicht so sehr um die einzelnen Zahlen, sondern 

vielmehr darum, daß von einem so wesent­

lichen und vor allem förderungswichtigen 

Zweig Mittel weggenommen werden, um 

andere Budgetposten aufzustocken. 

Ich kann schon verstehen, daß sich nicht 
j eder einzelne Posten genau voraussehend 
budgetieren läßt, doch wäre hier etwas mehr 
Sorgfalt am Platz. Dazu gleich ein Beispiel,  
wie man - i ch  will hier nicht unb e dingt 
behaupten, bewußt - zu niedrige Budget­
posten aufstellen kann, um im Dber­
s chreitungsgesetz den Eindruck zu hinterlassen 
- so hat es auch der Herr Abgeordnete Lanc 
gesagt -, für die Landwirtschaft besonde re 
Mehrausgaben machen zu müssen. 

Der Brotgetreideausgleich zum Beispiel 

wurde für das Budget 1 972 um 1 50 Millionen 
Meine Damen und Herren von der SPO I Schilling niedriger angesetzt als für das 

E s  ist das gute Recht j eder politischen Partei, Budget 1 970. Da nun die beiden Jahre keines­
für sich Propaganda zu machen. Dagegen ist wegs in der Produktion so verschieden s ind, 
nichts einzuwenden. Das darf aber nicht so mußte nunmehr im Wege der Budgetüber­
w e i t  führen, daß man einen gesamten Berufs- schreitung ein Betrag von 1 00 Milli onen 
stand in gemeiner Weise verunglimpft, weil S ch illing eingesetzt werden, als ob dadurch 
man dadurch über seine eigene wirtschaftliche für die Landwirtschaft besonders hohe Beträge 
Unzulänglichkeit hinwegtäuschen will I (Zu- gegeben werden, um nach außenhin zu 
stimmung bei der tJVP.) So, meine Damen dokumentieren, wie man bereit wäre, für die 
und Herren von der Regierungspartei, kann Landwirtschaft etwas zu tun, ohne zu sagen, 
man mit uns nicht reden l Wenn Sie uns d aß man vorher falsch budgetiert hat. Eine 
herausfordern wollen, dann tun Sie esl Wir etwas genauere Kalkulation wäre hier wohl 
werden Ihnen nicht mit unverschämter zu erwarten gewesen, wenn man j etzt gleich 
Polemik, sondern mit sachlichen, j edoch harten ein Drittel der Budgetpost zusätzlich benötigt, 
Argumenten gegenübertreten. Wir haben noch dazu wo - die Praxis der vergangenen 
Ihnen das drei Monate hindurch im Mehr- Jahre genau unter Beweis gestellt hat, welche 
w ertsteuer-Unterausschuß bewiesen, wo Sie Beträge hier notwendig sind. 
unseren sachlichen Argumenten außer pole-
mischen Außerungen nichts hinzuzufügen Alle diese Ziffern können Sie dem statisti­

hatten. I 
sehen Wirtschaftsbuch des Arbeiterkammer-

tages entnehmen; ich nehme an, Sie zweifeln 
Nun zu den verschiedenen Ansätzen der zur nicht an diesen Zahlen. 

Behandlung stehenden Regierungsvorlage .  
D a ß  zur Bedeckung verschiedener Mehr­
ausgaben Rückstellungen bei anderen Budget­
posten notwendig sind, ist verständlich. Wenn 
man aber gerade aus j enen Maßnahmen 

Ein Schlag ins Gesicht der Bauern ist es 
auch, wenn man zu der unzulänglichen und 
problematischen Treibstoffverbilligungr weil 
man ebenfalls zu niedrig angesetzt hat, um 
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HieU 
31/2 Millionen Schilling aus dem schon I Berichterstatter Ortner (Schlußwort): Dem 

erwähnten Posten 1 /60356 abzieht, um hier Entschließungsantrag des Abgeordneten Dok­
nach Ansicht der Regierung zurechtzukommen. tor Keimel trete ich nicht bei. 
Meine Kollegen haben in der Budgetdebatte Präsident Probst: Wir gelangen zur 
wiederholt darauf hingewiesen, daß es höchst A b s t i m  m u n g. Ich bitte j ene Frauen und 
an der Zeit wäre, diese Treibstoffverbilligung, Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
die bei dem früheren Dieselölpreis noch samt Titel und Eingang ihre Zustimmung 
gerechtfertigt war, durch die Preiserhöhung erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. _ 

bedingt dahingehend umzuwandeln, daß an Danke. Das ist die Mehrheit. Angenommen. 
die Stelle der Treibstoffverbilligung das ge­
färbte Dieselöl zum Heizölpreis zu treten hat. 
Was nützen uns denn einige Schillinge mehr 
an Rückvergütung, wenn durch die Preis­
erhöhung allein in diesem Jahre 1 74 Millionen 
Schilling nur bei Dieselöltreibstoff der Land­
wirtschaft aus den Taschen genommen 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden G esetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist die 

werden ! Abgesehen davon, daß auch alle Mehrheit und a n  g e n  0 m m e n. 

übrigen Preissteigerungen bei allen unseren 
Bedarfsgütern ohnedies das Einkommen der 
Landwirtschaft schmälern, während unsere 
bescheidenen, j edoch gerechtfertigten Preis­
anträge in Ihrer Schreibtischlade liegen­
bleiben, um zu prüfen - anscheinend so lange 
zu prüfen, bis die Landwirtschaft in ihrem 
Einkommen so geschmälert wird, daß die länd­
liche Jugend bei all ihrem Idealismus und 
Standesbewußtsein es satt haben muß , unter 
solchen Voraussetzungen noch das tägliche 
Brot zu erzeugen, und sich anderen Berufen 
zuwendet. Sie, meine Damen und Herren, und 
Ihre Bundesregierung tragen dafür die Ver­
antwortung. (Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Wie wenig Sie voraussehen, beweist auch, 
daß für den Milchpreisausgleich im Budget­
überschreitungsgesetz keine Mittel vor­
gesehen sind, obwohl Sie wissen, daß sich 
bereits j etzt ein 8 Prozent-Mehrertrag zeigt. 
(Präsident P r o  b s t übernimmt den Vor­
sitz.) 

Wenn der Herr Finanzminister bei der Aus­
schußberatung auf meine Fragen nur sehr 
spärlich geantwortet hat - ich bin ja von den 
Mehrwertsteuerberatungen verschiedenes ge­
wöhnt, wie man uns Fragen stellen läßt und 
dazu keine Antworten gibt -, so glaube ich 
hier sagen zu müssen, Herr Minister : Das 
österreichische Parlament und seine frei 
gewählten Abgeordneten haben das Recht, 
ülier alle Fragen, die sie stellen, informiert 
zu werden und nicht nur aus der Presse oder 
den sonstigen Massenmedien eInIge sehr 
unscheinbare, nichtssagende Aussagen zu 
hören. Hier sind wir im österreichischen Par­
lament, hier fragen die Abgeordneten, und die 
zuständigen Minister und der Bundeskanzler 
haben zu antworten! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Der Herr B erichterstatter wünscht ein Schluß­
wort. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den E n t s c h I  i e ß u n g s a n t r a g  der 
Abgeordneten Dr. Keimel und Genossen 
betreffend Abbau des Kreditnachfrageüber­
hanges bei den ERP-Investitionsgroßkrediten 
auf dem Sektor Industrie,  G ewerbe und Han­
del. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist die Minderheit. A b  g e l  e h n t. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(249 der Beilagen): Bundesgesetz betreHend 
unentgeltliche Veräußerungen von unbeweg-

lichem Bundesvermögen (338 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung : Unentgeltliche 
Veräußerungen von unbeweglichem Bundes­
vermögen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Neuhauser. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Neunauser: Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren! Die Bundes­
regierung hat am 1 0. April 1 972 den genann­
ten Gesetzentwurf im Nationalrat eingebracht, 
durch welchen der Bundesminister für Finan­
zen zu unentgeltlichen Veräußerungen von 
unbeweglichem Bundesvermögen in Nieder­
österreich, Salzburg, Tirol und Oberösterreich 
ermächtigt werden soll. Sämtliche von dieser 
Veräußerung betroffenen Liegenschaften 
werden auf Grund der historischen Entwick­
lung und des Konkordates von 1933 aus­
schließlich durch die römisch-katholische 
Kirche unentgeltlich genutzt, stehen j edoch 
im grundbücherlichen Eigentum der Republik 
Osterreich. Durch ein Erkenntnis des Ver­
waltungsgerichtshofes wurde seinerzeit die 
Verpflichtung der Republik Osterreich zur 
Instandhaltung festgestellt. Zwecks Ver­
meidung dieser Bauerhaltungsverpflichtung 
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Neuhauser 

soll das Eigentum der Liegenschaften auf die 
römisch-katholische Kirche übergehen, die sim 
zur schenkungsweisen Ubernahme j edoch nur 
dann bereit erklärte, wenn ihr als Instand­
setzungs- und Erhaltungsbeitrag zusätzliche 
Geldmittel zur Verfügung gestellt werden. Die 
Regierungsvorlage sieht daher im § 2 vor, 
daß der Bund an die Geschenknehmer einen 
einmaligen B e i  trag von 10 Millionen Schilling 
leistet. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bunde sregierung vorgelegten Gesetz-
entwurf am 1 8. Mai 1 972 in Gegenwart des 
Bundesminist e r s  für Finanzen Dr. Androsch 
der Vorberatung unterzogen und unverändert 
mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt daher den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (249 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
ermächtigt vorzuschlagen, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet ;  es gibt keine Debatte. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. Im 
bitte j ene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden G e s e tzentwurf samt Titel und Ein­
gang ihre Zustimmung erteilen, sim von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte j en e  Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke, das ist ebenfalls 
e i n  s t i m  m i g in dritter Lesung a n g e­
n o m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(280 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Glücksspielgesetz neuerlich geändert wird 

(339 der Beila.gen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Glücksspielgesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hietl. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Hietl: Hohes Haus ! Im Auf­
trage des Finanz- und Budgetausschusses 
berichte ich über die Regierungsvorlage 
(280 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Glücksspielgesetz neuerlidl geändert wird. 

Im Glücksspielgesetz ist bestimmt, daß 
Bewilligungen zum Betrieb von Spielbanken 
über Anzahl und Umfang der bisher bestan­
denen B ewilligungen hinaus nicht erteilt 
werden dürfen. Die Bundesregierung hat am 
1 4. April 1 972 den obgenannten Gesetzentwurf 
im Nationalrat eingebracht, durch den die 
Bewilligung zum Betrieb einer weiteren Spiel­
bank in Osterreich ermöglicht werden soll. 
Die Zahl der Spielbanken würde hiedurm von 
bisher sieben auf insgesamt acht erhöht 
werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 1 8. Mai 
1972 der Vorberatung unterzogen. Nach 
Beantwortung einer vom Abgeordneten 
Suppan gestellten Anfrage durch den Bundes­
minister für Finanzen Dr. Androsch wurde der 
Gesetzentwurf vom Ausschuß unverändert mit 
Stimmenei nhelligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt daher durch mich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(280 der B e ilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung e rteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegende n  Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihr e  Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen z u  erheben. - Danke. Einstimmige 
Annahme. 

Berichter statter begehrt die sofortige Vor­
nahme der dritten Lesung. - Einwand sehe 
ich keinen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegende n  Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz­
entwurf ist somit auch in dritter Lesung e i n­
s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(236 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über das Ausmaß der Lehr­
verpflichtung der Bundeslehrer geäl1dert wird 

(341 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Bundesgesetzes über das Ausmaß der Lehr­
verpflichtung der Bundeslehrer. 
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Präsident Probst 
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 

Josef Schlager. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Josef Sdllager: Herr 
Präsident I Hohes Haus ! Ich bringe den Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (286 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
das Ausmaß der Lehrverpflichtung der 
Bundeslehrer geändert wird. 

Die Bundesregierung hat am 24. April 1 972 
den obgenannten Gesetzentwurf im National­
rat eingebracht, durch welchen die Lehr­
verpflichtung der Lehrer an Ubungsschulen der 
Pädagogischen Akademien und der Lehrer am 
Bundes-Blindenerziehungsinstitut und am 
Bundes-Taubstummeninstitut herabgesetzt 
werden soll. Ferner soll durch das Gesetz 
eine Streichung von Unterrichtsgegenständen 
an Berufspädagogischen Lehranstalten in den 
Anlagen zu § 2 Abs. 1 erfolgen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Gesetzentwurf am 1 8. Mai 
1972 der Vorberatung unterzogen und nach 
Beantwortung einer Anfrage des Abgeord­
neten Dr. Broesigke durch den Bundesminister 
für Finanzen Dr. Androsch unverändert mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt daher durch mich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (286 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, G eneral­
und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen. Wird ein Einwand erhoben? - Ich 
sehe keinen. 

Wir gehen damit in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet hat sich als erster der Herr 
Abgeordnete Dr. Gruber. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren! Ich freue 
mich, daß nun doch ein Minister auf der 
Regierungsbank Platz nimmt, muß aber dazu 
sagen, der Herr Minister Androsch weiß 
wahrscheinlich nicht, wie er in dieses Credo 
hineinkommt. Es ist auch der Herr Minister 
Sinowatz im Saal, und ich glaube, ihn geht 
die Sache doch etwas mehr an. 

Ich habe mich nur zu Wort gemeldet, weil 
ich es etwas sonderbar finde, daß der Herr 
Finanzminister hier eine Regierungsvorlage 
zu vertreten hat, für die er doch sachlich redlt 
wenig zuständig ist. Es geht zwar um das 

Ausmaß der Lehrverpflichtung, ich muß aber 
sagen : Es ist eine gewisse Inkonsequenz in 
unserer Arbeit selbst, denn wir haben in der 
nächsten Woche eine ähnliche Vorlage, näm­
lich das Landeslehrer-Dienstgesetz, eine fast 
gleichlautende Materie, zu beraten, dort ist 
allerdings wieder der Unterrichtsausschuß 
zuständig. Ich würde also schon glauben, daß 
man sich ein gewisses System hier im Haus 
zurechtlegen soll, welchem Ausschuß man eine 
Vor�age zuweist. 

Ich sage das hier bei dem Punkt deshalb, 
weil mir schon vor wenigen Wochen aufge­
fallen ist, daß etwa ein Vertrag zur Errichtung 
einer Gewerbeschule in Thailand dem Han­
delsausschuß zugewiesen wurde, obwohl der 
Handelsausschuß für Schulen absolut nicht 
zuständig ist; so haben wir auch hier wieder 
eine gewisse Inkonsequenz vor uns. 

Nun, warum ich mich auch noch zu Wort 
gemeldet habe, ist doch auch die Frage des 
Inhaltes. Es ist hier neben der Herabsetzung 
der Lehrverpflichtung in einigen Fällen von 
21 auf 20 Wochenstunden die Streichung 
bestimmter Fächer aus Anlagen zu dem 
Stammgesetz im Gesetz enthalten. Ich meine , 
auch das ist letzten Endes nicht Sache des 
Finanz- und Budgetausschusses, nämlich über 
solche p ädagogische Fragen zu entscheiden. 

Was mir aber bei dem Gesetz noch auf­
gefallen ist, meine Damen und Herren: Wir 
haben im Artikel II den Wirksamkeitsbeginn, 
und zwar soll die Ziffer 2 des Artikels I am 
1 .  September 1 970 in Kraft treten. Meine 
Damen und Herren! Sie haben richtig gehört : 
Am 1 .  September 1 970. Wir haben gestern 
beim Zusatzvertrag zum Konkordat und beim 
Privatschulgesetz natürlich auch eine rück­
wirkende Inkraftsetzung in Kauf nehmen 
müssen mit 1 .  September 1 97 1 ,  weil das eben 
wegen der internationalen Verpflichtungen 
gar nicht anders gegangen wäre. Aber bei 
einem Gesetz, das sich nur - "nur" meinet­
wegen unter Anführungszeichen - auf die 
Herabsetzung der Lehrverpflichtung bezieht : 
Muß man hier wirklich eine Rückwirkung mit 
1. September 1 970 in Kauf nehmen? Und der 
übrige Teil des Gesetzes wird mit 1 .  Septem­
ber 1 97 1  in Kraft gesetzt. Also auch eine 
Rückwirkung, die wir doch sonst bei Gesetzen 
nicht haben. 

Wenn ich mir die Begründung in: den 
Erläuternden Bemerkungen ansehe, so finde 
ich auch absolut keine ausreichende Dar­
legung, warum es nun so sein müsse. Denn 
die Verordnungen, die hier zitiert werden, 
stammen auch entweder schon aus dem Jahre 
1 968 bzw. das Bundesgesetz Nr. 245 aus 
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1910, nämlich die 20. Gehaltsgesetz-Novelle, I 5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
die hier angezogen wird, i st auch bereits zwei aussChusses über die Regierungsvorlage 
Jahre alt. Ich muß frage n :  Warum ist man (3 12 der Beilagen) :  Bundesgesetz betreffend 
nicht früher daraufgekommen, daß man auch die Ubernahme der Bundeshaftung für An­
diese Korrektur vornehmen muß, wenn man leihen, Darlehen und sonstige Kredite der 
sim auf diese Redltsgrundlagen bezieht? Osterreidlischen Elektrizitätswirtschafts-Ak­

Ich möchte also sagen, man sollte doch in 
Hinkunft sowohl verm eiden, daß eine Zu­
weisung an einen Ausschuß erfolgt, der in 
der Sache selbst wenig dazu sagen kann, man 
soll aber auch vermeiden, daß ein Gesetz mit 
einer Rückwirkung auf zwei Jahre versehen 
wird. Ich glaube, daß damit unserer Rechts­
staatlichkeit kein guter Di enst erwiesen wird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst : Es i s t  zwar nicht Sache 
eines Präsidenten, sich i n  die Debatte hier 
einzuschalten, aber ich möchte doch darauf 
verweisen, daß nam unserer Geschäfts­
behandlung bezüglich der Zuweisung ein dop­
pelter Vorgang eingehalten wird. Erstens er­
folgt sie hier im Hause j früher wurde sogar 
immer gefragt, ob gegen eine bestimmte Zu­
weisung ein Einspruch erhoben wird. Die 
Zuweisung an den Ausschuß 'ist ohne Ein­
sprum hier geschehen. Und zweitens haben 
wir ,in der Präsidialkonferenz ebenfalls 
immer die Tagesordnung für die Aussmüsse 
vereinbart. Im bitte, das auch zur Kennt­
nis zu nehmen. Ich fasse daJs nur als 
eine freundsmaftliche Kritik auf, das weiß 
ich schon, aber bitte,  da muß recht­
zeitig eben dann aum von den Abgeordneten 
geschaltet werden, indem man sagt, es p aßt 
nimt in den Finanzausschuß, es muß in den 
Unterrichtsausschuß kommen. Ich sage das 
nur, weil nam unserer G eschäftsordnung das 
Präsidium mit der Zuweisung befaßt ist. 

tiengesellscbaft (Verbundgesellschaft) und der 
Sondergesellsdlaften (Energieanleihegesetz 

1972) (342 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung : Energieanleihe­
gesetz 1972. 

Berimterstatter ist  der Herr Abgeordnete 
Dr. Fleischmann. Ich bitte ihn zu berimten. 

Berichterstatter Dr. Fleischmann: Herr 
Präsident! Hohes Hau s !  Ich habe den Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage ( 3 1 2  der Beilagen) : 
Bundesgesetz betreffend die Ubernahme der 
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und 
sonstige Kredite der Verbundgese llschaft und 
der Sondergesellschaften, zu erstatten. 

In den letzten J ahren ist der Energie­
verbrauch in Osterreich ständig gestiegen, 
dadurch hat sich e in gesteigerter Bedarf 
ergeben und ist es n otwendig geworden, wei­
tere Kraftwerkseinheiten zu bauen bezie­
hungsweise deren Bau in Aussicht zu nehmen. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll 
die Verbundgesellschaft ermächtigt werden, 
Auslandskredite in verschiedenen konver­
tiblen Währungen, aber auch auf Schilling­
basis aufzunehmen. Der Bund wird hiefür die 
Haftung als Bürge und Zahler übernehmen. 
Gegenüber früheren solchen Gesetzen enthält 
die Regierungsvorlage eine Reihe von Ver­
besserungen, so wird zum Beispiel die Unter-

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die teilung des Haftungsrahmens in Kapital und 
Debatte ist geschlossen. Wünscht der Herr Zinsen nunmehr im Gesetz selbst vor­
Berichterstatter ein Schlußwort ?  - Das ist genommen. 
nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur 
m u n go 

A b  s t i m-

Im bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig erfolgt. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Einwand wird 
keiner erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustiminung erteilen, sich von 

Der Finanzausschuß hat sim in seiner 
Sitzung vom 1 8. Mai 1972 mit dieser 
Regierungsvorlage b e s chäftigt und empfiehlt 
im wesentlimen die Annahme der Regierungs­
vorlage. 

Der Ausschuß stellt daher durch mich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gese tzentwurf 
(31 2 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorl iegen, 
bin ich ermächtigt zu beantragen, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz- Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
entwurf ist auch in dritter Lesung e i n- und Spezialdebatte unter einem durch­
s t i m  m i g a n  g e n 0 m m e  n.  zuführen. Wird ein Einwand erhoben? - Das 
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ist nicht der Fall. Wir gehen in die Debatte 
ein. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Stix. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi­
dent l Hohes Haus ! Das Energieanleihegesetz 
1 972 in der Fassung der Regierungsvorlage, 
wie es den Ausschuß passiert hat, findet die 
grundsätzltiche Zustimmung der freiheitllichen 
Abgeordneten. Hingegen können wjir uns niCht 
einem Punkt anschlließen, der im § 1 Abs. 2 
lit. g festgehalten ist. Zu diesem Absatz bean­
trag'e iCh namens der freiheitliChen Abgeord­
neten eine getrennte Abstimmung. Es handelt 
siCh dabei um jenen Passus, in dem die Ver­
wendung der Kreditoperationen behandelt 
wird und wo es heißt: " . , .  und des Anteiles 
der Verbundgesellschaft am ersten österreichi­
schen Kernkraftwerk verwendet wird." 

Dami t ist ein großes Thema angeschnitten, 
das Thema der Atomkraft, der Verwendung 
der Kernenergie, der Kernspaltung für die 
friedliche Energienutzung. Zu diesem Thema 
möchte ich einige grundlegende Gedanken­
gänge, die uns Fr·eiheitliche bewegen, hier, 
im offenen Hause, darlegen. 

Man kann das Thema Atomkraft keineswegs 
nur allein unter einem energiewirtschaftliChen 
oder auch im weiteren Sinne wirtschaftliChen 
Aspekt abhandeln. Es ist unbedingt notwen­
dig, dabei die technische, die technologische 
Seite mit in Betracht zu zi'ehen, und es ist 
weiters notwendig, die biologische Seite, die 
Frage der Biomedizin, die Frage der Einwir­
kung auf die Umwelt mit in Betracht zu ziehen. 
Man kann nach Auffassung von uns Freiheit­
lichen Atomkraft nur unter einer ganzheit­
lichen Beurteilung diskutieren, und ich möchte 
gleich vorweg die wichtigste Thes'e nennen, 
von der wir glauben, daß sie für Osterreich 
zu gelten hätte, Diese These lautet: Für Oster­
reich kommt ein Atomkernspaltwerk einfach 
zu früh. Ich möchte diese These in aller Sach­
lichkeit und in der - wegen der Kürze der 
Zeit - gebotenen Straffheit begründen. 

Daß die Radioaktivität ganz allgemein hier 
das vordringlichste Problem ist, erscheint so 
bekannt, daß es nicht notwendig ist, sich wei­
ter darüber zu verbreiten. Ich möchte in die­
sem Zusammenhang nur auf das Ärztememo­
randum betreffend die Errichtung von Kern­
spaltungskraftwerken verweisen, als ein Bei­
spiel aus der schon sehr zahlreich gewordenen 
Literatur der warnenden fachkundigen Stim­
men. 

Erlauben Sie mir aus diesem Ärztememo­
randum ganz allgemein zum Thema der Radio­
aktivität lediglich zwei Zitate zu bringen: 

"Für die medizinisch-genetisch-biologisch­
ökologische und ethische Beleuchtung des Pro­
blems sind drei Tatsachen maßgebend: 

1. Auch bei der ,friedlichen' Nutzung der 
Atomkernspaltung entstehen ungeheure Men­
gen von Radioaktivität, denn es handelt sich 
um den gleichen Vorgang wie bei der Explo­
sion einer Atombombe, nur in zeitlich gedehn­
ter, ,gebremster' Form, 

/ Der Atomphysiker C. F. von Weizsäcker 
sagte im November 1 968 in einem öffentlichen 
Vortrag in Ludwigshafen, obwohl er in diesem 
f ü r  die Kernspaltungskraftwerke sprach: ,Es 
ist nicht zu bestreiten, daß die Radioaktivität, 
die in einem Reaktor erzeugt wird, . . .  die 
in einem Reaktor vorhanden ist, größer (ist) 
als die Menge Radioaktivität, die eine Atom­
bombe verbreitet, und zwar nicht unerheblich 
größer/ '  . .  

Und ein zwelites Zitat aus dem schon g:e­
nannten Ärztememorandum: "Jede Art euer­
giereicher Strahlung - seien es Röntgenstrah­
len oder Radioaktivität - schädigt lebende 
Organ'ismen selbst in gerlingsten Quan�itäten. 
Das diesbezügI:iche Urteil des wissenschaft­
Mchen Ausschusses der Vereinten Nationen 
lautet: 

,Selbst die kleinste Menge radioaktiver Aus­
strahlung kann schädliche genetische und viel­
leicht körperliiche Wlirkungen auslösen: Die 
sogenannte ,Toleranzdosils' - heute ,höchst­
zulässige Dosis' genannt -, ,die nach inter­
nationaler Ubereinkunft jene Strahlenmenge 
nennen soll, welche dem menschlichen Orga­
nlismus angeblich zumutbar wäre, ohne zu 
schaden, wurde 1 904 mit 2 1 0  Röntgeneinheiten 
pro Woche angegeben und seither limmer wie­
der ' "  herabgesetzt; die einstweilen l'etzte 
Verringerung wurde 1 958 vorgenommen, und 
zwar auf 0,1  Röntgeneinheiten pro Woche . . .  
Und an allerjüngster Zeit haben Dr. John W. 
Gofman und Arthur R. Tampl'in . . .  festgestellt, 
daß die seit 1 958 für ,zulässig' gehaltene 
StrahlenbelaJstung" immer noch "zehnfadl zu 
hoch seli ! "  

Damit SiIlld zwei Namen genannt, die uns 
Osterrelichern bereits geläufig sind. Es war 
bekanntlich Professor Dr. Gofmann am 1 4. Fe­
bruar dieses Jahres beim Herrn Bundeskanzler, 
und er hat auch be:i dieser Gelegenheit seine 
warnende Stimme in bezug auf die friedliche 
Nutzung der Kernspaltung erhoben. 

Es list natürlich di'e Frage : Sind das irgend­
welche lin fortschrittsfelindlliche Ideen ver­
raIliIlte Leute, oder sind das Wlissenschaftler, 
auf deren Urteil man etwas geben muß? 

Die Frage : Wer ist Gofman?, wer ist Tam­
plin? wurde in einer Rundfunksendung 
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"Magazin der W'issenschaft" beantwortet. 
Be'ide sind Mitarbeiter des Lawrence-Strahlen­
labors der UniV'erslität von Berkeley in Kalifor­
nlien. Tampllin ist mehrfac."'1 graduiert in Bio­
chemie und Biophysik, Gofman hat mehrere 
Grade und ist kernphys'ikalischer Chemiker. 

Was diese beiden Wissenschaftler im Auf­
trag der amerik anischen Atomenergiekommis­
s�on herausgefunden haben, ist wahrhaft alar­
mierend und geht noch weit über das hinaus, 
was HUJIlderte Wissenschaftler : B iologen, 
Physiker, Chemiker, bereits wiederholt ge­
äußert und auch in einer umfangreichen Reso­
lution an die Vereinten Namonen felE>tgehalten 
haben. 

So entnehme ich etwa einem Bericht der 
"Presse" vom 30. Juli 197 1  über den Brand 
in einem Schweizer Kernkraftwerk - und das 
war bereits der zwelite Fehler in einem Schwei­
zer Kernkraftwerk -: "Beim letzten Reaktor­
unglück in der Schwe�z �m Versumsatomkraft­
werk Lucinges kam es zu einer radioaktiven 
Verseuchung, sodaß das unterirdische Werk 
stillgelegt und teilwe:ise zugemauert werden 
mußte." 

Einer weiteren Pressemeldung - diesmal 
den "Oberösterrelichdschen NachI1ichten" nur 
für eine Reihe von anderen Zeitungen, die die 
gleiche Meldung brachten - ist zu entnehmen: 
"Die Sicherhedtssysteme der gegenwärtig ge­
bräuchtichen Atomreaktoren sind nicht in der 

Ich Zlit<iere nur zwe,i Erkenntnisse, zu denen Lage, eine Katastrophe zu verhindern, die 
Tampllin und Gofman gekommen slind. Tausenden von Menschen da.s Leben kosten 

Erstes Zitat : "Tamplin und Gofman haben 
veranschlagt oder beredmet, daß die Strahlen­
dosis,  welche der Durchschnittsbürge r  vom 
staatlich gefördert'eu Atomenergieprogramm 
erhalten kann, j ährliich jetzt bereits 32.000 Tote 
durch Krebs und Leukämie zusätzlich zu der 
natürlichen Rate verursachen wird." - Nur 
damit ke.illl M,ißverständlllis entsteht, möchte 
!ich schon betonen, daß sich diese Zahlen auf 
die USA bezieben. 

Das zweite Zitat besagt: "Die genetischen 
Schäden sind auch nachzuweisen, und es neh­
men Gofman und Tampllin an, daß zu diesen 
32.000 Toten durdl Krebs und Leukämie noch 
j ährlich 1 50.000 bis 1 ,500.000 Tote durch gene­
tisch bedingte Krankheiten, wobei säe noch 
n1cht dlie Totgeburten und die Kindersterblich­
keit eingeschlossen haben . . .  , hinzukommen 
werden." 

Soweit nur das Urteil bedeutender Fach­
leute zu den Gefahren der Radioakbivität. 
Leider werden diese Gefahren von j enen ande­
ren wlirtschaftlich und technolog,ilsch linter­
essierten Kreisen immer wieder vernJiedEcht 
und nach meiner Auffassung in einem l ebens­
bedrohenden, unzulässigen Ausmaß h erunter­
gespielt. 

Es ist hiemit die Frage angeschnitten:  Wie 
s-icher sind Kernkraftwerke? - Immer Wlieder 
sagen uns jene Proponenten und Befürworter 
der Atomenergie als Strom, daß man sich über 
die Sicherheit gar k€line großen Geda!llken 
zu machen braucht, daß diese Sicherheit g'ege­
ben sei , daß naCh mensdllichem Ermessen die 
Atomkraft heute sicherer sei als vIieie andere 
konventlionelle Energiearten. Tatsache aber dst, 
daß entgegen diesen rosa in rosa g emalten 
Darstellungen gerade lin jüngster Zeit immer 
und immer wieder von Schäden und Störungen 
in Kernspaltkraftwerken berichtet wurde .  

kann. Die Kernspaltung !in einem Atomkraft­
werk müßte im Notfall innerhalb von Sekun­
denbruchteilen unterbunden werden. Die heute 
benutzten Sicherheitsschranken schaffen das 
nicht. Das ist das Ergebnis einer Studie von 
Wissenschaft.ern der Amerikanischen Atom­
energ'iebehörde .' ·  

Ich möchte mich auf dliese wenigen Z:itate 
über e1ilIlgetretene Störungen und Fehler­
quellen in Atomkraftwerken beschränken. Die 
jüngsten Fälle etwa Würgassen ,in der 
Bundesrepublik - sind Ihnen ohnedies ge­
läufig. 

Alle diese Zitate unterstreichen doch unsere 
Behauptung, daß die Sicherheit der Atom­
reaktoren keineswegs in befriedigender Weise 
abgeklärt list und nicht so gegeben zu s€iin 
scheint, wie das angesichts der großen Gefah­
ren erforderlich wäre, die nun einmal von den 
ionisierenden Strahlen ausgehen. 

Nach d�esen im wesentlichen allgemeinen 
und zugegebenermaßen sehr stark gekürzten 
Uberlegungen zu den Gefahr'en der !ionisieren­
den Strahlen möchte ich auf einige Detalils 
des Atomkraftwerkprojektes Zwentendorf ein­
gehen. Am 27. April dieses J'ahres haben die 
freiheitlichen Abgeordneten Scrinzi, Hanreich, 
Melter, medne Wenigk'eiit und G enossen an 
die Frau Bundesmin1ister für Gesundheit und 
Umweltschutz wegen Zwentendorf eine schriift­
liche Anfrage gepichtet. Di'ese schriftliche An­
frage ist noch !Ilicht beantwortet. Aber ich 
möchte an dieser Stelle, weil e s  in diesen 
Zusammenhang gehört, unsere drei Fragen 
noch einmal dn ErJnnerung rufen. 

Wlir hatten gefragt: 

, , 1 . Wurde bei der Wahl des Standortes 
für das geplante Kernkraftwerk auf die letzten 
int,ernatioll'alen Erkenntnisse Bedacht genom­
men, insbesondere im Hinblick auf die Haupt-
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windrichtung, die FLießI1ichtung der Donau und registriert wunden, dann läßt das nur den 
die Eldbebensicherheit?" einen Schluß zu, daß eben Zwentendorf ein 

Zweite Anfrage : "Welche unabhängigen 
Fachleute aus den Gebieten der Radioökologie, 
Biologie, Meteorologie, Hydrobiologie, Medi­
zin und Genetik wurden von Ihrem M;iniste­
rium zum Genehmigungsverfahren herange­
zogen bezliehungsweise zu diesem Thema um 
ihre Stellungnahme ersucht?" 

Und d�e drlitte Frage : "Welche Argumente 
waren ausschlaggebend dafür, daß Ihr Mini­
sterium trotz der oben angeführten Bedenken 
zahlreicher Fachleute zu einer posHiven Beur­
teilung des g'eplanten Kernkraftwerkbaues 
kam?" 

Zwentendorf erscheint uns einmal als ein 
wichtiges Thema, weil es um das erste Qster­
reichische Kernkraftwerk geht, aber es er­
scheint uns zum zweiten als ein besonders 
wichtiges Thema hinsidltlich des geplanten 
Standortes für dieses I(,ernkraftwerk. Zu der 
Problematik dieses Standortes möchte 'ich 
einige Gedanken äußern. 

Da ist erstens die Frage der Erdbebensicher­
heit. Gerade anläßlich der jüngsten Erdbeben­
welle lim Raum Wien und Niederösterreich 
ist ja sofort die Frage aufgetaucht: Inwieweit 
list der Standort Zwentendorf vom Gesichts­
punkt der Erdbebens:icherheit h er geeignet? Es 
ist damals dIie Aussage gemacht worden, daß 
in Zwentendorf keine Erdbebengefahr be­
stünde. Ich zitiere hier nach den "Salzburger 
Nachrichten" vom 19. April dieses J ahres, wo 
es heiißt: 

"Die bis in das Jahr 1 20 1  zurückreichende 
Erdbebenchronik weise für den Raum iwen­
tendorf nur e1in einziges stärkeres Beben auf, 
Am 15.  September 1590 waren Erschütterungen 
der Stärke 7,5" und so weiter "registIiiert wor­
den . "  

Diese F'eststellung i s t  schlicht und einfach 
unrichtJig. TatsächHcll hat es das letzte Erd­
beben im Gebiet Zwentendorf im Jahre 1873 
gegeben. Das ist in €liner Erdbebenkarte des 
XXXIII. Bandes der Denkschriften der Akade­
mie der Wissenschaften aus dem Jahre 1 873 
verze1ichnet. Es heißt über dieses Erdbeben: 
Es war "e:in heftiges Erdbeben mit mehreren 
starken Stößen zu verzeichnen" gewesen. 

Niemand, der sich einigermaßen den Blick 
für die Größenordnungen geologiscller und 
tektonischer Vorgänge bewahrt hat, wird be­
streiten können, daß 1 00 Jahre für /SoIche Vor­
gänge überhaupt kein Zeitraum sind. Wenn 
also das letzte Erdbeben tim Raume Zwenten­
dorf keine 1 00 Jahre zurückliegt und außerdem 
frühere Erdbeben im selben Raum ebenfalls 

erdbebengefährdeter Standort ist. 

Die zweite Frage, die den Standort Zwenten­
dorf so bedenkltich erscheinen l äßt, betrifft die 
Windrichtung. Ich möchte hier aus einem 
Memorandum der westdeutschen "M.in!ister­
konferenz für Raumordnung" aus dem Jahre 
1971 Z1itieren, Es hat sich diese "Minister­
konferenz für Raumordnung" ebenfallis mit 
den Umweltauswfrkungen von Kernspaltwer­
ken befaßt. Ich zitiere aus diesem Memoran­
dum : 

"Die Frage des Schutzes der Bevölkerung 
gegen schädliche Auswlirkungen ist für die 
raumordnerische Beurteilung €fines Standortes 
von besonderer Bedeutung. "  

"Die meteorologischen Verhältnisse sollen 
eine gute Durchlüftung der Landschaft gewähr­
leisten; . . .  Kernkraftwerke sollten nicht in 
der Hauptwindrichtung großer S'iedlun91sge­
biete errichtet werden." 

Dazu muß man sagen, daß odi'es-e von einem 
kompetenten Gremium erarbeiitete Richtlinie 
im Falle Zwentendorf ebenfalls gröblichst miß­
achtet wird. Jeder, der mit den lokalen Ver­
hältnissen dort vertraut ist, weiß und wird be­
stätigen, daß die HauptwindI1ichtung von 
Zwentendorf aus auf die Bundeshauptstadt 
Wden zielt und diese damit lin den Gefahren­
bereich der radioaktiven Auswirkungen im 
Falle einer Emiss:ion bringt. 

Es list dI1ittens die Donaufließrichtung zu be­
achten. Der Standort an der Donau wurde j a  
nicht zuletzt deshalb gewählt, welil Kernkraft­
werke enormen Bedarf an Kühlwasser haben. 
Es ist nun ebenfalls ein ausgesproch'en als un­
glücklich zu bezeichnender Umstand, daß die 
Abgabe dieser Kühlwassermengen oberhalb 
der Bundeshauptstadt in die Donau erfolgt. 
Sollten Teile mit ionisierenden Strahlen in die 
Donau geraten, list also Wlien nicht nur durch 
dlie Windr1ichtung im Wege der Luft, sondern 
auch durch die FHeßrichtung der Donau ge­
fährdet. 

Damit kommen wir zu einem wichtigen um­
weIt beeinflussenden Element der Energieer­
zeugung in Kernspaltwerken, und das ist die 
ungeheure Wärmeabgabe. Es bedürfen diese 
Kraftwerke ungeheurer FI1ischwassermengen. 
Auch diese Frischwassermengen werfen Um­
weltgefahren auf. Es ist das eine andere Ge­
fahr. Es ist das nicht die Gefahr der Radio­
aktivität, sondern wir haben es hier mit der 
Wärmebelastung der Gewässer zu tun. 

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf eine 
kleine, jüngst erschienene und ausgezeichnete 
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Schrift lenken, die sich "Umwelt + Wasser = 

Leben" nennt und die immerhIin vom Bundes­
ministerium für Land- und Forstwlirtschaft 
heraus gegeben wurde , also praktisch offiz1lö­
sen, wenn nicht offiziellen Charakter trägt. Ich 
möchte Ihnen aus dieser erst heuer enschie­
nenen wasserkundHchen und dem Wasser­
schutz gewidmeten Schrift des Bundesmini­
steIiiums für Land- und Forstwirtschaft zwet 
Stellen zitieren. Es betrHft die Gefahr der 
Gewässeraufwärmung. Da heißt es hins'ichtlich 
Kernkraftwerke : 

"Dabei gilt als Faustregel, daß bei Kern­
kraftwerken je 1 00 MW ins Netz abgegebener 
Leistung eine Wassermenge von etwa 
45 Kubikmeter pro Sekunde um 1 Grad Celsius 
erwäI:mt wüd." 

Bekanntllch ist das A tomkraftwerk Zwen­
tendorf auf rund 600 Megawatt ausgelegt. 
(Abg. Z i n  g 1 e r: Auf über 700 Megawatt!) 
Auf über 700 Megawatt j danke. Nun folgt 
die Berechnung der Wasserkundler, wie sich 
diese Wärmeabgabe aus Zwentendorf auf die 
Donau auswirken wird. Zunächst folgt ein Hin­
weis auf eine internationale Regel - 'ich 
zitiere -; 

Es wird "empfohlen, die Aufwärmspanne 
mit 3 G rad Cellsiius zu begrenzen. Bei gün­
stigen Verhältnissen wird eine maximale Auf­
wärmung bis zu 5 Grad Celsius noch als zu­
läss'ig angesehen." 

Ich zitiere weiter:  

Tatsächlich betr,ifft dCls ja auch die DOnim, 
denn das zweite Atomkraftwerk 'in Osterreidl, 
von dem bere'its gesprochen wird, soll ja nach 
den Vorstellungen der Proponenten an der 
Enns entstehen, 

D amit haben wir also nicht nur die Pro­
b leme der Radioaktivität zu bewältigen, son­
dern auch die Probleme der \\Tärmebelastung 
der Gewä!sser. 

Diese Problematik wird bei der Donau noch 
dadurch verschärft, daß die Donau in eine 
Kette von Stauseen verwandelt wird, was die 
Strömungsgeschwindigkeit selbstverständlich 
verl angsamt. Jede Verlangsamung einer 
Strömungsgeschwindigkeit bedeutet eine Ver­
minderung der Selbstreinigungskräfte des 
Wassers. 

Es gibt eine zweite Möglichkeit, mit dem 
Kühlproblem der Kernkraftwerke fertig zu 
werden: das sind die Kühltürme. Auch die 
Kühltürme werfen Probleme auf. In diesem 
Zusammenhang möchte ich nur daran erinnern, 
daß bei dem Schweizer Atomkraftwerk Rüthi, 
das in unmittelbarer Nachbarsmaft Vorarl­
bergs geplant ist, Kühltürme ventiliert 
werden. Diese Kühltürme haben die Experten 
schon in mehrfacher Hinsicht besmäftigt. Im 
darf in Erinnerung bringen, daß wir freiheit­
lichen Abgeordneten zu diesen Aus'wirkungen 
des Atomkraftwerkes Rüthi allein bereits vier 
schriftliche Anfragen eingebracht haben. 

Ein ernstzunehmender Fachmann hat 
errechnet, daß ein Atomkraftwerk, das seine 

"Wie eng di'e Grenzen der Frischwasser- Wärme mit einem Kühlturm in die 
kühlung gezogen sind und wie ernst das Atmosphäre abgibt, durchaus in der Lage 
wasserw:irtschaftHche Problem ,ist, das mit der wäre,  zu verhindern, daß sieb. in einem Gebiet 
Wärmeabgabe aus Kraftwerken in unsere wie in der Größenordnung Vorarlbergs im 
Flüsse und Seen auf uns zukommt, zeigt fol- Wi nter über längere Zeit überhaupt eine 
gende U berlegung : die Aufwärmspanne muß Schneedecke hält. Welche Auswirkungen sich 
bei der niedrigsten Wasserführung der Flüsse für unsere Wirtschaft, für den Fremdenverkehr 
beachtet werden, . . .  " und so weiter ergeben würden, brauche ich 

Di'e niedrigste Wasserführung der Donau Ihnen hier wirklich nicht auszumalen. 

beträgt zum Beispiel beim Pegel Wien-Reichs- Auf unsere schriftlichen Anfragen zurück­
brücke nur etwa 400 Kubikmeter in der kommend und damit das Problem der Umwelt­
Sekunde. schutzfragen im Zusammenhang mit der Atom­

" . . .  b ei einer Aufwärmspanne von 3 Grad 
Celsius genügt diese Wassermenge je Zeit­
einheit zwar für eine Leistung von 2600 MWj 
dies ist knapp die vierfache L'eistung des pro­
jektierten Kernkraftwerkes bei Zwentendorf. 
Das kHngt sehr günstig, weil sich daraus eine 
Aufwärmung durch Zwentendorf von nicht ein­
mal l Grad Celsius ergäbe. Wenn man aber 
bedenkt, daß 'infolge des rapide steigenden 
Stromverbrauches . .  , bereits an den Bau wei­
terer Atomkraftwerke gedaeb.t wird, so rückt 
die Gefahr einer systematischen Aufwärmung 
unserer F ließgewässer in greifbare Nähe."  

energie abschließend, möchte ieb. noch einmal 
an die Bundesregierung den eindringlichen 
Appell richten, mehr unabhängige Fachleute, 
nicht nur aus dem Bereich der Technik und 
Physik, sondern aus den ebenso wichtigen, 
wenn nicht noch wichtigeren Bereichen der 
Biomedizin, der Biod1emie, der Biophysik und 
des Landschaftsschutzes, heranzuziehen. 

Damit kommen wir aber selbstverständlidl 
nicht der Frage aus, wie wir die in Osterreich 
gegebenen energiewirtschaftlichen Probleme 
lösen sollen. Diese las sen sich auf den ein­
fachen Nenner bringen, daß die Elektrizitäts-
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wirtsdlaftler sagen : Alle Gefahren, die mit 
der Kernkraftgewinnung verbunden sind 
- schön und gut oder sdlledlt und redlt!, 
wir braudlen aber einfadl den Atomstrom, 
um den prognostizierten Energiebedarf Oster­
reichs in Zukunft decken zu können. 

Wie steht es damit? Zu dieser Frage gibt 
es wiederum drei Aspekte. Das ist der energie­
wirtschaftlidle Aspekt im engeren Sinn. Es 
gibt die mengenmäßigen Uberlegungen, daß 
also überhaupt die Mengen an Energie 
beschafft werden können, die benötigt werden. 
Es gibt j ene Wirtsdlaftlidlkeitsüberlegungen, 
die auf die Wertbetrachtung abgestellt sind, 
also abgestellt auf Kosten und Nutzen der 
Energieerzeugung. Und drittens erhebt sidl 
die Frage der Technologie, der Forschung und 
des Investitionsdruckes, unter dem die Indu­
strie, die sich mit der Technologie befaßt, 
steht. 

Zunädlst die energiewirtschaftlichen Uber­
legungen hinsichtlidl der Bedarfsmengen. Die 
Verbundgesellschaft ist vorn Gesetzgeber 
beauftragt, den gegenwärtigen und zukünf­
tigen Strombedarf zu ermitteln. Es i st selbst­
verständlich, daß sich die Verantwortlichen 
unserer Energiewirtsdlaft dieser Aufgabe 
unterziehen. Es ist audl selbstverständlich, 
daß diese verantwortlidlen Männer, ihrem 
speziellen Auftrag entsprechend, eben die 
Energieversorgung in erster Linie im Auge 
behalten und erst in zweiter Linie andere 
Uberlegungen, wie ich sie etwa hier geschil­
dert habe, anstellen. 

Durch diese Bedarfsprognosen, die unter 
anderem in Zusammenarbeit mit dem Institut 
tür Wirtschaftsforschung erstellt wurden, 
mußten die früheren Bedarfsprognosen einer 
Revision unterzogen werden. Während man 
noch vor wenigen Jahren glaubte, den Zu­
wadlsbedarf an elektrisdler Energie für Oster­
reich mit 6 Prozent veranschlagen zu können, 
weiß man heute, daß Osterreidl im vollen 
internationalen Trend mit etwas über 7 Pro­
zent mitschwimmt. Das bedeutet, daß sich der 
Energiebedarf in zehn Jahren verdoppelt 
haben wird. 

Umgerechnet auf unsere gegenwärtige 
Situation, stellen sich die Zahlen etwa so dar, 
daß wir bei knapp 30 Milliarden Kilowatt­
stunden Strom derzeit j ährlich erzeugen und 
im Jahre 1 980 vermutlidl mehr als 50 Mil­
liarden oder 55 Milliarden Kilowattstunden 
benötigen werden. Das sind alles nur Größen­
ordnungen. Ich glaube, daß es aber wichtiger 
ist, die Größenordnungen zu veranschaulichen, 
als die Ziffern mit Komma genau zu erredlnen. 
Von diesen derzeit nicht ganz 30 Milliarden 
Kilowattstunden, die in Osterreich j ährlich 

erzeugt werden, stammen 
Wasserkraft, also etwa rund 
Kilowattstunden. 

70 Prozent aus 
20 Milliarden 

Da erhebt sich ganz selbstverständlidl die 
Frage : Wie sieht es denn mit unserem 
Wasserkraftpotential aus? Wie weit ist denn 
dieses Wasserkraftpotential überhaupt schon 
ausgeschöpft ? 

Dazu gibt es eine sehr interessante Studie, 
die in einern Heft der Osterreichischen Zeit­
schrift für Elektrizitätswirtschaft veröffentlicht 
wurde. Diese Studie besagt klipp und klar, 
daß die österreichisdlen Wasserkräfte aus­
bauwürdig wären, und zwar bis zu einer 
Jahresleistung von 43 Milliarden Kilowatt­
stunden. Wenn man diese Zahl den derzeit 
rund 20 Milliarden Kilowattstunden an 
Elektrizität aus Wasserkraft gegenüberstel lt, 
dann muß man sagen, daß Osterreidl seine 
Wasserkraft derzeit tatsächlich erst zu rund 
45 Prozent ausgebaut und ausgenützt hat. 

Für Osterreich erhebt sich daher die Frage 
der künftigen Versorgung mit elektrisdler 
Energie. Allerdings keineswegs zugespitzt auf 
die Frage Atomkraft ja oder nein, wie das 
etwa bei der Schweiz oder bei Sdlweden der 
Fall ist. Denn sowohl Sdlweden als auch die 
Sdlweiz haben ihr Wasserkraftpotential zu 
über 90 Prozent bereits ausgenützt und aus­
gebaut und stehen praktisch vor der Tatsadle, 
daß sie gar keine Wahl mehr haben. Wir in 
Osterreich hingegen haben sehr wohl noch 
die Möglichkeit, unsere Wasserkräfte . ent­
spredlend zu nützen und die elektrische 
Stromerzeugung aus Wasserkraft noch mehr 
als zu verdoppeln. 

In diesem Zusammenhang ist es durchaus 
im Sinne einer gesamtheitlidlen Betrach­
tungsweise ridltig, auch die wirtschaftlidle 
Landesverteidigung zu erwähnen. Es gibt 
gerade in Krisenzeiten keine sicherere 
Energieversorgung als die Energieversorgung 
aus der eigenen Wasserkraft. Daher müßte, 
auch vorn Standpunkt der wirtschaftlichen 
Landesverteidigung aus betrachtet, der for­
cierte und völlige Ausbau der ästerreichischen 
Wasserkraftreserven in Erwägung gezogen 
werden. 

Es ist aber audl eine weitere Uberlegung 
zum Thema Atomstrom - Wasserkraftstrom 
angebradlt. Diese zweite Uberlegung betrifft 
nicht die Menge, sondern die Art des ange­
botenen Stromes. Wir haben in Osterreich 
verhältnismäßig reichlidl Grundlaststrom. 
Was uns mangelt, ist Trapezlast und Spitzen­
last. Aber gerade Spitzenlast wird nicht von 
einem Atomkraftwerk geliefert. Ein Atom­
kraftwerk liefert Grundlast. 
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In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
ein Detail eingehen, das durchaus auch in die 
Wirtschaftli chke i  tsü berlegungen einzu bezie­
hen ist. Um nämlich den großen Stromanfall 
aus einem Atomkraftwerk, das nicht abgestellt 
werden kann, sinnvoll zu nutzen, brauche ich 
ergänzende Kraftwerke. Ich brauche Pump­
speicherkraftwerke, um in der Zeit, wo der 
Strom aus dem Atomkraftwerk nicht vom 
Letztverbraudler benötigt wird, Strom den 
Pumpspeicherkraftwerken zuzuleiten und auf 
diese Weise wiede r  zu nützen. 

Das heißt aber investitionspolitisdl - jeder 
Fachmann weiß, was ich damit meine -, daß 
wir gar nicht vor der Alternative stehen, die 
nun einmal beschränkt verfügbaren Kapitalien 
entweder in ein Atomkraftwerk oder in den 
Ausbau der Was s erkraftwerke zu investieren, 
sondern es resu ltiert aus der Investitions­
entscheidung für das Atomkraftwerk eine fast 
zwangsläufige Entscheidung, zusätzlich auch in 
einen forcierten Ausbau von Pumpspeicher­
kraftwerken zu investieren. Ich fürchte sehr, 
daß wir da in einen noch nicht genau über­
legten Investitionsengpaß mit allen daraus 
wirtschaftlich resultierenden Folgen gelangen 
werden. 

Damit komme ich schon zum dritten energie­
wirtschaftlichen Gesichtspunkt, und das ist der 
der Nutzen-Kosten-Uberlegung. 

Es ist ein offener Streit der Fachleute, was 
denn nun überhaupt rentabler sei : Laufkraft­
werke auf der e inen Seite oder Atomkraft­
werke auf der a nderen Seite. Ich kann mich 
hier angesichts der unterschiedlidlen Auf­
fassungen zwischen den Fachleuten nicht 
völlig einseitig d e r  einen Meinung anschlie­
ßen, die sagt : Atomstrom ist immer noch 
teurer! Vielleicht ist er sogar billiger. Das 
weiß ich nicht. Tatsache ist, daß die Uber­
legung der Rentab i lität nicht ausschlaggebend 
ist und nicht auss chlaggebend zu sein braucht 
für die Entscheidung für ein Atomkraftwerk. 

Im übrigen ist nadl internationalen Maß­
stäben bekannt - und diesmal von den Fach­
leuten nicht bestritten -, daß Atomstrom nur 
aus sehr großen und sehr leistungsfähigen 
Atomkraftwerken genügend billig ist. Es 
müßten die Atomkraftwerke mit einer Leistung 
von mehreren tausend Megawatt sein. Die 
unterste Grenze dürfte bei knapp 1 000 oder 
etwas unter 1 000 Megawatt liegen. Auf jeden 
Fall ist vom Gesichtspunkt der Rentabilität 
aus die in Zwentendorf ins Auge gefaßte 
Größenordnung m i t  rund 700 Megawatt unter 
der Rentabilitätss chwelle, wie sie inter­
national bereits festgestellt wurde. 

Dürfen wir abe r überhaupt bei dieser Frage 
nur von ganz engbegrenzten, engsten 

ökonomischen Nutzen- und Kostenüber­
legungen ausgehen? Haben wir nidlt vielmehr 
die Verpflichtung, alle jene anderen Faktoren 
in diese Rechnung miteinzubeziehen, die eben 
aus den aufgeworfenen Problemen des 
Umweltschutzes resultieren? Hat man denn 
wirklich die Srnäden, die möglirnen Schäden 
aus der Umweltbelastung der Atomkraftwerke 
in die Kosten dieser Kernstromerzeugung ein­
kalkuliert? Hat man e s  sich nicht vielleicht 
zu einfach gemarnt und gesagt: Das geht uns 
nichts an, unser Rechenstift bezieht sirn nur 
auf das kaufmännische Soll und Haben ! ?  Und 
hätte dann nirnt wieder die Gemeinschaft, 
sprirn: der Staat, sprich:  der Steuerzahler, in 
einem vielle irnt gigantischen Ausmaße jene 
Fehlkalkulation zu büßen, die heute den Nur­
Okonomen, den Nur-Technikern unterläuft? 

Es ist schon wiederholt die Frage auf­
geworfen und die Forderung gestellt worden, 
daß wir bei derartigen Projekten mit einer 
so weitreichenden Wirkung in die Umwelt 
hinein nidlt mehr nur Kosten-Nutzen-Rech­
nungen anstellen dürfen, sondern daß wir 
ökologisd1e Rechnungen anstellen müssen. Ich 
frage hiemit die Verantwortlichen, ob im 
Falle des österreichischen Atomkraftwerkes 
die möglichen Kosten der Umweltbelastung 
und der Sanierung möglicherweise ent­
stehender Schäden in die Kalkulation, in diese 
sogenannte Rentabilitätsberernnung ein­
bezogen wurden. 

Ich möchte keineswegs verkennen, daß es 
außer diesen genannten technischen und wirt­
schaftlichen Uberlegungen noch eine weitere 
wirtschaftliche Uberlegung gibt. Ich meine den 
Innovationszwang, unter dem die Industrie 
steht. Tatsächlich steckt die Industrie hier in 
einer Klemme .  Daß es im wesentlichen die 
verstaatlichte Industrie in Osterreich trifft, 
macht die Sache um nichts besser, aber auch 
um nichts leichter. 

Wie ist die Situation dieser Industrie? Sie 
hat j ahrelang Millionenbeträge in die For­
schung, in die Entwicklung investiert. Sie hat 
sich bemüht, auch in der Atomtechnologie den 
Anschluß an die neueren Entwicklungen zu 
halten. Allein die Vorbereitung für das Pro­
jekt Zwentendorf hat bisher die Summe von 
rund 50 Millionen Schilling verschlungen. Da 
resultiert ganz selbstverständlich für diese 
Industrie der Zwang, alle diese Forschungs­
millionen eines Tages im Wege von Auf­
trägen wieder hereinbringen zu müssen. Der 
Druck, unter dem die Industrie hier steht, 
und zwar international wie auch hier bei uns 
in Osterreich, ist evident. Den Druck sehe ich, 
den kann man nicht wegdiskutieren. Aber 
diese Schwierigkeiten dürfen doch nicht dazu 
führen, daß man sich dann auf Projekte ein-
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läßt, deren Folgen noch weit, weit schwer­
wiegender für das ganze Volk sind, als jene 
Schwierigkeiten, die sich aus dieser industrie­
politischen Problematik ergeben. 

Es ist tatsächlich die Frage der Fehl­
investitionen aufgeworfen. Aber sie ist es 
noch in einem weit größeren Maße, als die 
augenblickliche Diskussion um Zwentendorf 
das erscheinen läßt. Denn vielleicht stellt sich 
schon innerhalb ganz kurzer Zeit, innerhalb 
weniger Jahre heraus, daß die gesamte for­
cierte EntwiCklung der friedlichen Energie­
gewinnung aus Kernspaltung eine gigantische 
Fehlinvestition war, eine gigantische Fehl­
investition sogar in globalem Ausmaß. Denn 
es deuten ja die Forschungen und zahlreidlen 
Veröffentlichungen d arauf hin, daß in abseh­
barer Zeit die Kernspaltung überholt sein 
wird und daß es andere Möglichkeiten geben 
wird, daß die Kernfusion unsere Energie­
probleme weit einfacher und vor allem unge­
fährlicher lösen wird. 

Angesichts dieser technologisch-wissen­
schaftlichen Situation glauben wir Freiheit­
lichen, daß sich für Osterreidl eine Politik 
des bewußten Abwartens daraus zu ergeben 
hätte. Osterreich ist in einer glüCklichen Lage. 
Das sollten wir uns bewußt machen. Wir 
haben unsere Wasserkräfte wie andere Staa­
ten noch nimt restlos ausgebaut. Wir haben 
nodl die Möglimkeit, unseren Energiebedarf, 
unseren Bedarf an elektrischem Strom aus 
VI asserkraftnutzung zu verdoppeln. Wir sind 
in der Lage, Zeit zu gewinnen und damit 
abwarten zu können, um vielleicht zu einem 
spiiteren Zeitpunkt viel besser, viel billiger 
und viel ungefährlicher in die Atom­
technologie einsteigen zu können. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang Herrn 
Professor Horst Knapp zitieren, der im ersten 
Heft im Jahre 1972 der Zeitschrift "Trend" 
schrieb : "Elektrizität aus Wasserkraft. So hoch 
wie die spezifischen Ausbaukosten . . .  " Ent­
schuldigen Sie, ich habe das Zitat verwechselt. 
Das richtige heißt kurz und bündig : Professor 
Horst Knapp stellt fest, Osterreich hat - und 
jetzt wörtlich - "viel zu früh ein Kernkraft­
werk zu errichten begonnen, obwohl unsere 
Wasserkraftwerke erst zu über 40 Prozent 
ausgenützt sind" .  

Und ich möchte zitieren auS der Arbeit eines 
Ingenieurs, der Fachmann auf dem Gebiet der 
Elektrizitätswirtschaft ist. Er schreibt im Heft 
20 vom Oktober 1970, einem Sonderdru ck der 
"Osterreichischen Ärztezeitung" folgendes : 
I J '  • •  ergibt sich eindeutig,  daß die hydrau­
lischen Kraftwerke das Primat vor den 
Wärmekraftwerken einschließlich der Atom­
kraftwerke haben. Nicht ausgenütztes Wasser-

kraftpotential ist ein uneinbringlicher Verlust 
gegenüber den in der Materie gebundenen 
Energien, die jederzeit für die Wirtschaft 
durch Verbrennung, Kernspaltung oder Kern­
fusion freigemacht werden können. Wird in 
üsterreich die Frage gestellt : Atomkraftwerk 
- ja oder nein, so ist sie von elektrizitäts­
wirtschaftlicher Seite derzeit eindeutig mit 
Nein zu beantworten." So das Zitat aus 
dem Gutachten von Ing. Stephenson aus Wien. 

Freilich muß auch beim Ausbau der Wasser­
kraft auf den Umweltschutz Bedacht genom­
men werden. Es ist selbstverständlich, daß die 
landsChaftsverändernden Begleiterscheinungen 
so gewählt werden müssen, daß ein tragbarer 
Komprorniß zwischen Landschaftsschutz einer­
seits und Energieer:leugung andererseits · ge­
funden wird. Aber dieser Kompromiß ist 
immer noch besser als der unserer Meinung 
nach derzeit nicht tragbare Kompromiß zwi­
schen Umweltschutz und Atomkraftwerk. 

Zu dem Ganzen gehört selbstverständlich 
ein Energiekonzept, aber seit dem 1 .  Mai 1969 
und dem von der damaligen Bundesregierung 
vorgelegten Energiekonzept sind wir über den 
damit gegebenen Ansatz nicht hinausgelangt. 

Die energiewirtsChaftliche EntwiCklung 
gerade der letzten Jahre zwingt Osterreich, 
seine Energiesituation neu zu überdenken 
und vor allem neu zu überdenken, wo wir uns 
ganz evident in einem Zeitpunkt einer schwer­
wiegenden Weichenstellung befinden, wo wir 
die Weiche zu stellen haben zwischen einem 
beschleunigten und weiteren Ausbau der Was­
serkraft oder einem Umschwenken auf das 
Geleise der Atomenergie. Osterreich muß 
rasch zu einem energiewirtschaftlichen Modell 
gelangen, und es muß rasch zu daraus fol­
genden praktischen Maßnahmen gelangen. 

Wir Freiheitlichen appellieren an die Bun­
desregierung, diesen notwendigen Energie­
plan baldigst auszuarbeiten und baldigst vor­
zulegen. 

Zu dem vorliegenden Energieanleihegesetz 
1972 erkläre ich zusammenfassend noch ein­
mal, daß wir der Regierungsvorlage mit Aus­
nahme des § 1 Abs. 2 lit. g zustimmen. Hin­
sichtlich des § 1 Abs. 2 lit. g beantrage ich, 
getrennte Abstimmung vornehmen zu lassen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Zingler. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Zingler (SPü) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
in aller Kürze zur gegenständlichen Regie­
rungsvorlage 2 1 2  der Beilagen über das Ener­
gieanleihegesetz 1 972 Stellung nehmen, selbst-
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verständlich ,in Verbindung mit  Fragen rund 
um den Strompreis, und möchte ganz kurz 
auch auf das sehr breit v o m  Kollegen Doktor 
Stix vorgetragene Problem der Kernkraft­
werke zu spr'echen kommen . 

Ich darf also sagen : Die Verbrauc.hsentwick­
lung der letzten Jahre z e i gt,  daß im Durch­
schnitt - das hat Herr Dr. S tix schon gesagt, 
ich darf mir das schenken - mit einer Ver­
doppelung de.s Stromverbrauches in den näch­
sten zehn Jahren zu rechnen ist. Die Investi­
tionspoliitik der E-Wdrtschaft muß dieser Tat­
sache entsprechend Rechnung tragen. Soweit 
die Investitionstätigkeit d e r  Verbundgruppe 
davon betroffen ist, wird s i ch dieser Inve­
stitionsaufwand doch innerhalb der nächsten 
Jahre auf über 22 Milliarden Schilling stel­
len. Für das heurige Jahr beträgt der Finanz­
bedarf allein der Verbundgruppe für Inve­
stitionen rund 3,5 Milliarden Schilling. Da die­
ser gewaltige fiinanzbedarf vom Bund als 
Alleine1igentümer der Verbundgesellschaft und 
Mehrheitseigentümer der Sondergesellschaften 
im Wege der Kapitalaufstockung allein nicht 
erfüllt werden kann und eine Deckung dieses 
Finanzbedarfes nur über den Strompreis mög­
lich ;ist, muß hiefür eben d e r  Kapitalmarkt in 
Anspruch genommen werden. Die zu bege­
bende Energieanleihe dient a lso der Finanzlie­
rung der 'in den Erläuterungen zur Regierungs­
vorlage namentlIich angeführten Kraftwerke 
sowie der Verstärkung des V erbundnetzes. 

Ich möchte ganz kurz - w i r  werden ,selbst­
verständlich der Vorlage die Zustimmung 
geben - auch zur Strompreisfrage Stellung 
nehmen. Da leider immer wieder ,in der Offent­
lichkeit noch Knitik an der jetzt Platz greifen­
den Strompreiserhöhung geübt wird, erscheint 
es mir notwendig, an Hand 'einiger Ziffern 
die Verhältnisse wieder .in s  rechte Hcht zu 
setzen oder zumindest den Versuch zu unter­
nehmen. 

Ich setze als bekannt voraus, daß die letzte 

Diese enormen Kostensteigerungen konnte 
die Elektrizitätswirtschaft praktisch nur durch 
Ausnutzung aller vorhandenen Rational'is1ie­
rungsmöglichkeiten und durch den optimalsten 
Einsatz 'ihrer Kraftwerke überhaupt überbrük­
ken . 

Eine echte Hilfe h'iebe.i bot selbstverständ­
lich die Existenz der Koordinierungsverträge, 
die innerhalb der E-Wlir tschaft abgeschlossen 
wurden. Spätestens beJ Erstellung des koordi­
nierten zehnj ährigen Ausbauprogramms 
wurde offensichtlich, welch gigantischer Inve­
stitionsbedarf in Hinkunft zu bewältigen sein 
wird. 

Ich möchte also auch ganz kurz, nur im 
Telegrammstil, zum Pre'isverfahren Stellung 
nehmen . 

Den Reigen eröffneten die Landesgesell­
schatten. Es war als e rste die TIW AG mit 
einem Erhöhungsantrag von 26,8 Prozent, die 
NEW AG mit mehr als 20 Prozent und die 
STEWEAG mit 1 7 ,5 Pro zent. Die jewe:ils als 
Eigentümervertreter zuständigen Landeshaupt­
leute haben die Stromp reiserhöhungsanträge 
vollauf gebilligt und d e r en Einbl1jngung letzt­
lich auch zugestimmt. 

Den vorgenannten Elektri2'litätsversorgungs­
unternehmungen folgten dann die übrigen 
Gesellschaften ebenfalls mit Erhöhung'swün­
sehen zwischen 1 5,2  und mehr als 20 Prozent. 
Seit·ens des MJnisteriums sind - Herr Bun­
desmill'ister Frühbauer saß vorhin hier, er 
kann Ihnen das bestätigen und hat es auch 
schon unzählige Male b e s tätigt, aber trotzdem 
verstummt die Kritik nicht - so wie auch bei 
früheren Erhöhungsanträgen Wirtschaftsprüfer 
m'it der Begutachtung einzeln vorgelegter Kal­
kulationen betraut worden. 

Die beauftragten Gutachter kamen überw,ie­
gend auch zur Ansicht, daß die vorgelegten 
Anträge infolge der eingetretenen Kostenver­
änderungen in der Elektrizitätswirtschaft aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht gerechtfertigt 

generelle Strompreiserhöhung mit 1 .  Jänner wären. Es dürfte auch b ekannt sein, daß die 
1 965 würksam wurde, somit also s·eit sieben- vorgelegten Anträg,e dann in einem Memoran­
einhalb Jahren keine generelle Strompreis- dum des Verbandes der E-Werke Osterreichs 
erhöhung mehr stattgefunden hat. Ich möchte zusammengefaßt und dem Ministevium und 
nur mit den angekündigten wenigen Ziffern der Bundesregierung vorgelegt wurden. 
aufze'igen, was sich im Zeitraum von 1 965 bis 
1 970 auf dem Preissektor verschoben hat - Daraufhin kam es zu Verhandlungen zwi­
das ·ist fünfmal durchgerechnet und nachge- sehen Vertretern des Verbandes und einem 
rechnet worden - :  Die Baukosten haben sich eigens hiefür eingesetzten Ministerkomitee.  In 
um mehr als 40 Prozent e rhöht, die Kosten schwierigsten Verhandlungen wurde den Ver­
für Dampfturbinen um mehr als 60 Prozent, tretern der E-Wirtschaft k largemacht, daß die 
die Kosten für da:s Heizöl um mehr als 60 Pro- aus betriebswirtschaftlicher Sicht unter Um-
zent, um nur einige Zliffern zu nennen. Die 
Teuerungen bei Dampfturbinen, Heizöl und 
dergleichen sind j a  sehr vom Ausland abhän­
gige, also .importierte Teuerungen. 

ständen vertretbaren Erhöhungswünsche zur­
zeit volkswirtschaftlich nicht tragbar seien. 
Als äußerste Grenze bezeichnete da.s Minister­
komitee 'einen Erhöhungssatz von maximal 
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1 2  his 14 Prozent. Daraufhin wurden die An­
träge der Elektrizitätswerke Osterreichs in 
mehr als 2 1  Sitzungen behandelt, wobei 
sowohl die jeweiligen Antragsteller als auch 
die Vertreter der Bundeskammer der gewerb­
lichen W'irtschaft, der Präs�dentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern Osterreichs und 
des Oste rreichischen Arbeiterkammertages ge­
hört wurden. 

Bei objektiver Betradltung der Vorgangs­
weise der Bundesregierung muß doch fest­
gestellt werden, daß die Behandlung der 
Strompreisanträge äußerst gewissenhaft er­
folgte und die Tariferhöhungen in einem 
volkswlirtschaftlich gerade noch tragbaren Maß 
gehalten werden konnten. 

Zusätzliche finanzielle Anforderungen wer­
den an die E-Wirtschaft aus dem Titel Umwelt­
schutz gestellt. Die derzeitigen Produktions­
mögHdlkeiten elektrischer Energie, nämliich 
die Nutzung der Wasserkraft- und Dampf­
kraftwerke, sind bereits weitgehend Angrif­
fen - wir haben es gerade früher auch 
gehört - der Naturschützer, Biologen, Hygie­
niker und anderer ausgesetzt. Der AnteU der 
Wasserkraftnutzung an der Stromaufbringung 
wird zwangsläufig zurückgehen, da einerseits 
die Anzahl der ausbauwürdigen Vorhaben 
abnimmt und andererseits die Betriebsführung 
der Wasserkraftwerke vorn jahresze'itlkh 
schwankenden Wass'erdargebot sehr, sehr 
stark abhängt. 

Der Betrieb von Dampfkraftwerken ist nicht 
nur durch steigende Olpreise rentabilitäts­
mäßig belastet, sondern zwingt auch zur Er­
richtung kostspieHger Anlagen zwecks Ein­
dämmung der Rauchgas- und Schwefelemissio-

In der Diskussion über die neuen Strom­
preise sollte jedodl eines nie übersehen wer­
den : Der enorm ansteigende Stromverbrauch 
'setzt eine entsprechende Strombereitstellung 
voraus, und diese ist nur dann möglich, wenn 
die E-Wirtschaft die hiezu notwendigen 

nen. 

Kraftwerke und Leitungen errichten kann. Das Ich darf also sagen : Die Wasserkraftnutzung 
geht zurück, die Naturschützer treten auch auf 
den Plan. Ich spreche keiner Gruppe, die hier 
Proteste deponiert, das Recht darauf ab. Es 
ist immer Jrgendwo etwas daran, das geht bis 
zur Kernkraftwerksnutzung. Ich möchte nichts 
- wie Herr Dr. Stix gemeint hat - herunter­
spielen. Aber das Wasserdargebot geht zurück. 
Die Koordinierung funktioniert heute, wie 
immer berichtet wird, ausgezeichnet, aber Ver­
träge mit dem Petrus betreffend den Wasser­
haushalt kann man noch :immer nicht abschlie­
ßen. 

gilt jetzt auch für den Kollegen Dr. Stix. 
Allein im letzten Winter, als es sehr, sehr 
wenig Wasser gab, haben wir ja gesehen, 
daß unser Stromimport um mehr als 1 50 Pro­
zent zugenommen hat. Das heißt : W:ir haben 
996 Millionen Kilowattstunden 'importieren 
müssen, und der Mehrpreis allein für die 
Monate Oktober, November und Dezember 
197 1  für die Importe betrug über 200 MiUionen 
SchilHng - nur in diesen drei Monaten allein ! 
Uberwiegend bekamen wir ja ,  wo es sich 
anbot, den Importstrom aus Rumänien und 
Italien. Angesichts der ständig steigenden 
Invesbitionskosten müssen natüdich auch die Der Betrieb der Dampfkraftwerke als Erzeu­

Tarife der E-Wirtschaft zumindest kostendek- gungsanlagen, die ja auch im Band schon 

kend sein, um zu verhindern, daß sich die fahren, ist natürlich verbunden mit einer 

E-Wirtschaft zu einem defizitären Wirtschafts- Rauchgasentwkklung, mit Kühlwassererwär­

zweig entwickelt und damit ihr weiterer Aus- mung und dergleichen mehr. Es gibt jetzt, 

bau äußerst gefährdet wlird. wie Techniker ermittelt haben, z'irka 50 Ver-
fahren - die meisten befinden sich noch iim 

Wenn man s'ich vor Augen hält, daß die Experimentierstadium _, wie man Rauchgase 
Investitionen der Verbundgruppe und der Lan- entschwefeln kann oder Schwefel den Rauch­
desgesellschaften allein in den Jahren 1965 gasen entziehen kann. Aus dem Rauchgas 
bis 1969 rund 22,S Milliarden Sdlilling betra- kann man natürlidl Schwefel entfernen, aber 
gen haben und für die kommende Zehnjahres- irgendwo bleibt ein Extrakt und muß in 
periode mit Neuinvestitionen von rund 69 Mil- irgendeiner Form der Mutter Erde wieder 
liarden Schming zu rechnen sein wird, dann zurückgegeben werden. Jährlich wird - was 
muß, glaube 'ich, jede unsachlidle Polemik die Wissenschaftler immer wieder sagen _ 

gegen die sorgsam geprüfte Strompreisregulie- Schwefel in der Größenordnung von mehr als 
rung als Angriff auf die finanzielle Ordnung 50 Millionen Tonnen aus der Tiefe gefördert. 
der E-Wirtschaft angesehen werden. Die drei derzeit üblidlen Formen sind : Smwe-

In der Elektrizitätswirtsmaft gilt noch fel in verteilter Form der Luft zurückgeben, 
immer der Grundsatz, ausreimend, sicher und Schwefel in konzentrierter Form den ohnedies 
biUig den elektrisdlen Strom an den Ver- schon verunreinigten Flüssen überantworten 
braucher heranzuführen. Jetzt komme im ganz oder Schwefel in Form fester Verbindungen 
kurz auf die Frage firn Zusammenhang mit dem deponieren und steigende Gefahr für unser 
Umweltschutz zu sprechen. Grundwasser heraufbeschwören. 
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Im Bewußtsein, vor praktisch unlösbaren 
Problemen zu stehen, erschien die industrielle 
Reife der Elektrizitätserzeugung aus K ern­
energi'e die rettende Lösung. Es gelang bei 
den heute schon bewährten Kraftwerkskon­
struktionen, die Strahlenbelastungen - so 
immer die Aussagen der Fachleute - im Nor­
malbetrieb und bei angenommenen Unfällen 
weit unter Gefahrenbereich und -grenze zu 
halten. Der Sicherheitsgrad übertrifft um Grö­
ßenordnungen jene Vorkehrungen, die bei­
spielsweise Bauwirtschaft, Industrie und Ver­
kehr zum Schutz des menschlichen Lebens auf­
zuweisen haben. Trotzdem organisiert sich der 
Widerstand - Herr Dr. Stix hat das j a  hier 
sehr breit zum Ausdruck gebracht - gegen 
Kernkraftwerke. Die Zielsetzung - und das 
ist bedauerlidl - der verschiedensten G rup­
pen ist nidlt, die Kernkraftwerke noch siche­
rer und gefahrloser zu machen, sondern e in­
fach zu sagen : Der Bau von Kernkraftwerken 
hätte zu unterbleiben. Der Elektrizitätsver­
brauch für eine reine Umwelt ist zu emp feh­
len, die Elektrizitätserzeugung hingegen e nt­
schieden abzulehnen ! 

Erst kürzlich hat einer der führenden M än­
ner in Osterreich lin der Frage der Kernkraft­
nutzung, Herr Professor Grümm, im Rahm'en 
einer Pressekonferenz anklagend festgestellt, 
daß Atomenergie mit der Atombombe e twa 
soviel zu tun habe wie Elektrizität mit d e m  
elektrischen Stuhl, und er wies damit auf die  
grundlegend falsche Meinung der Offentli dl­
keit über diese Dinge hin. 

Ich will die Fragen und vor allem die Gefah­
ren , die mit dem Betrieb eines Kernkraftwer­
kes verbunden sind, bewußt nicht herunter­
spielen. Ich will nichts von der Hand weisen,  
aber wie sehr gerade der Verbrauch elektri­
scher Energien als einer der saubersten und 
umweltfreundlikhsten propagiert wird, möge 
beispielsweise die Entwicklung der Speidler­
he1izungen ,in Osterre.ich aufzeigen. Währe n d  
im Jahre 1965 noch 57.828 Geräte mit einern 
Anschlußwert von 289.000 Kilowatt installie rt 
waren , stieg deren Zahl bis 1971 schon auf 
145.000 . Geräte mit e'inem Anschlußwert von 
725.000 Kilowatt. 

Herr Dr. Stix l Ich könnte jetzt auf all das, 
w as Sie über die Dinge in der Schweiz sag­
ten, antworten, ;ich kenne diese Kraftwerks­
anlagen alle selbst. In Mühleberg in d e r  
Schweiz, im Kernkraftwerk b e i  Bern hat e s  
e inen K abelbrand gegeben - s o  etwas k ann 
sich in j edem Elektrizitätswerk erelignen, d as 
hat mit der Atomkraftnützung überhaupt 
nichts zu tun gehabt -, in Lucinges in einer 
Kaverne, die zugemauert worden war.  Hier 
handelt es sich e.inzlig und all ein um einen 

Versumsreaktor. Auch un Würgasse n  selbst 
ist mit einer Uberdampfeinrichtung etwas 
danebengegangen. 

Idl könnte über all die Dinge noch weiß Gott 
wie lange reden, möchte aber nur noch eines 
zu Zwentendorf sagen. Gerade der Herr Bun­
deskanzler und der Bundesminister für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtschaft h aben der 
Meinung jener Fachleute sehr große Bedeu­
tung eingeräumt, die die Gefahr,en rund um 
die Nutzung der Kernkraft, der Spaltung auf­
gezeigt haben. Die deutschen Vorschriften 
über die Errichtung und Betreibung von Kern­
kraftwerksanlagen können heute als die 
strengsten und schärfsten der Welt b e zeichnet 
werden, und über diese Bestimmung e n  noch 
h'inausgehend hat Osterreich verstärkte 
Sicherheiten verlangt. Natürlich schlagen diese 
Dinge mit Kostenste'igerungen von weit mehr 
als 1 00 Millionen Schilling zu Buche. E s  kostet 
also um das mehr, weil die Bundesregierung 
die Auflagen noch verstärkt und verschärft 
hat. 

Soll diese Entwicklung, wie ich Ihnen ge­
zeigt habe, nur bei der Raumheizung allein 
weiter anhalten, so werden auf die E-W'irt­
schaft Investitionen gigantirschen Ausmaßes 
zukommen. 

Wenn :ich noch abschließend ein kurzes 
Zukunftsbild malen darf : Wenn man von der 
Annahme ausgeht, daß ein Viertel d e r  öster­
reichischen Haushalte einmal mit NaChtspei­
cheröfen ausgestattet werden soll ,  so würde 
dies bei nur 10 Klilowatt Anschlußleistung 
- damit heizen Sie höchstens einen Raum 
in der Größenordnung von etwa 40 Quadrat­
meter - zusätzliche Investitionen zu den Aus­
bauprogrammen 'in der Größenordnung von 
mehr als 150 Milliarden Schillting bedingen. 
Wenn auch nur ein kleiner Teil dieses Bildes 
Realität werden sollte, müßte wohl j egliche 
Polemik über die ins Haus stehende Strom­
preisregul:ierung verstummen. Man könnte 
noch viel darüber sagen, aber gerade im 
Wlinter, wo vermehrter Stromverbrauch Platz 
greift, geht das Wasserdargebot zurück und 
man muß sich fragen: Woher soll die elektri­
sdle Energie genommen werden? Das g.ilt 
auch für Krisenzeiten. Man kann auf Jahre 
hinaus Brennelemente völlig ungefährHch 
lagern. 

Ich glaube ,  .daß idl im wesentlichen auf die 
Bedeutung der Energieanleihe und auf d'ie 
Fragen, die rund um den Strompreis aufge­
worfen wurden, Antwort gegeben habe, und 
ich glaube auch, daß die Kernkraftnutzung 
nicht nur eine Angelegenheit ist, weil es eben 
modern 'ist, sondern es 'ist eine zwingende 
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Notwendigkeit, weil man von keiner anderen 
Se'ite die notwendigen Energliemengen zur 
Verfügung gestellt bekommen kann als aus 
der Kernkraftnutzung. Wie Fachleute sagen, 
werden bis zum Jahre 2000 die schnellen 
Brüter so weit entwickelt sein, aber j etzt muß 
m an sich mit der Spaltung begnügen. 

Wir werden der Vorlage unsere Zustim­
mung geben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst : Es ist niemand mehr zu 
Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Der Berichterstatter verlangt kein Schlußwort. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die mit 
dem Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
einverstanden sind, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das list e i n  s t i m  m i g 
in dritter Lesung a n g e n  0 m m e n.  

6. Punkt: Bericht des Flnanz- und Budgetaus­
schusses tiber die Regierungsvorlage (31 1  der 
Beilagen) : Bundesgesetz betreffend die Uber­
nahme der Bundeshaftung für Anleihen der 
"Intercontainer" - Internationale Gesellschaft 
für den Transcontainer-Verkehr (343 der Bei-

lagen) 
\Vir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
Bezüglidl des § 1 Ab s . 2 Punkt g ist eine 6. Punkt der Tagesordnung :

· 
Bericht des 

getrennte Abstimmung verlangt worden. Ich Finanz- und Budgetausschusses über die Re­
v"erde sie vornehmen. gierungsvorlage 3 1 1  der Beilagen : Bundes-

Ich lasse zunächst über die Regierungsvor- gesetz betreffend die Ubernahme der Bundes­

lage § 1 Abs. 1 bis Abs.  2 lit. 9 mit Auslas- haftung für Anleihen der "Intercontainer" -

sung der vVorte "und des Anteiles der Ver- Internationale Gesellschaft für den Transcon­

bundgesellschaft am ersten österreichischen tainer-Verkehr (343 der Beilagen) . 

Kernkraftwerk verwendet wird" abstimmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die mit 
diesem Vorschlag einverstanden sind, mit 
Auslassung der von mir verlesenen Worte, 
sich von den Sitzen zu erheben. - (Ruf bei 
der OVP: Das war nicht Idar!) Das ist nicht 
verstanden worden? Vier mit der Vorlage 
einverstanden ist unter Auslassung der von 
mir zitierten und vom Herrn Abgeordneten 
SEx auch zitieren \Vorte, den b itte ich, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist  ein­
stimmig erfolgt. 

Ich l a sse nunmehr abstimmen über die 
Worte "und des Anteriles der Verbundgesell­
schaft am ersten ös terreichischen Kernkraft­
werk verwendet wird".  

Wer damit einverstanden ist , den bitte icn,  
Slidl von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrhe it und angenommen. (Abg. Doktor 
G r u b e r: Seilr klar war es nichtl) Ja, bitte, 
das kommt davon, weil kein schriftlicher Strei­
chungsantrag vorgelegt worden ist, sondern 
nur eine getrennte Abstimmung wörtlich ver­
langt worden ist. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den 
Rest der Regierungsvorl age samt Tlitel und 
Eingang. 

Wer damit einverstanden list, den bitte ich, 
s'ich zu erheben. - Das ist einstimmig ange­
nommen. 

Damit ist die Vorl age ·in zwe.iter Lesung 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Mondl. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Mondl: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Ich habe über die Regierungsvorlage 
(3 1 1  der Beilagen) : Bundesgesetz betreffend 
die Ubernahme der Bundeshaftung für An­
leihen der "Intercontainer" - Internationale 
Gesellschaft für den Transcontainer-Verkehr, 
zu berichten. 

Die Bundesreg,ierung hat am 9. Mai 1 972 
den obgenannten Gesetzentwurf im National­
rat eingebracht, durch den der Republik Oster­
reich die besonderen Rechte eines Gründungs­
mitgliedes und dem Wirtschaftskörper "Oster .. 
reichische Bundesbahnen" der nur Gründungs­
mitgliedern zustehende Sitz !im Verwaltungs­
rat der Internationalen Gesellschaft für den 
Transcontainer-Ver�ehr gesichert werden sol­
len . 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 18 .  Mai 
1 912 in Gegenwart des Bundesministers für 
Finanzen Dr. Androsm der Vorberatung unter­
zogen und unverändert mit SHmmeneinheUig­
keit angenommen. 

Der Ausschuß stellt somit den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (3 1 1  der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

angenommen. 
Herr Präsident!  Ich wurde ermächtigt, falls 

Der Berichterstatter beantragt die sofort'ige Wortmeldungen vorliegen, zu beantragen, 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand wird General- und Spezialdebatte unter -einem 
nicht erhoben. durchzuführen. 
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Präsid ent Probst: Zu Wort ist niemand ge­
meldet. Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich b it te jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitz en zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig. 

Der B erichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ich sehe 
keinen Einwand. 

Wer mit dem Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung einverstanden ist, den bitte ich, sich 
vom Sirz zu erheben. - Danke. Der Gesetzent­
wurf i s t  e i n s t i m  m i g auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

1. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Zweiundzwanzigsten Be­
richt des Bundesministers für Finanzen (111-
36 der Beilagen) gemäß § 1 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes vom 9. September 1966, BGBI. 
Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz) betreffend 
das erste Kalendervierteljahr 1912 (344 der 

Beil agen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
,. Punkt der Tagesordnung : 22. Bericht gemäß 
dem Katastrophenfondsgesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Troll. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Troll: Herr Präsidentl Hohes 
Haus ! Icb berichte namens des Finanz- und 
Budgetausschusses über das Katastrophen­
fondsgese tz. 

Dem am 1 1. April 1 912 vorgelegten, ob ge­
nannten Bericht ist unter anderem zu entneh­
men, daß beim Katastrophenfonds im ersten 
Kalendervierteljahr 1912 2 1 1 ,45 1 .134 S an Bei­
trägen vom Einkommen und vom Vermögen 
eingegangen sind. Im gleichen Zeitraum wur­
den 23 1 ,092.144 S verausgabt. Der Stand auf 
den einzelnen Subkonten hat sich daher von 
492,495.351  S am Ende des vierten Vierteljah­
res 1 97 1  auf 418,854.341 S am Ende des ersten 
Viertelj a hres 1 972 verringert. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
erwähnten Bericht in seiner Sitzung am 
1 8. Mai 1 972 der Vorberatung unterzogen. In 
der Debatte ergriffen außer dem Berichterstat­
ter die Abgeordneten Steiner, Dr. Pelikan, 
Lane und Dr. Keimel sowie Bundesminister 
für Finanzen Dr. Androsch das Wort. Ab­
geordneter Dr. Pelikan brachte einen Ent­
schließungsantrag ein. Einstimmig wurde be­
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Berichtes zu empfehlen. Der Ent­
schließungsantrag des Abgeordneten Doktor 
Pelikan wurde abgelehnt. 

Der Ausschuß stellt daher durch mich den 
A n  t r a g , der Nationalrat wolle den Zwei­
undzwanzigsten Bericht des Bundesministers 
für Finanzen (111-36 der Beilagen) gemäß § 1 
Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 9. September 
1 966, BGBL Nr. 201 (Katastrophenfondsgesetz), 
bp.treffend das erste Kalendervierteljahr 1912 
zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh­
ren. - Ein Einwand wird nicht erhoben. Wir 
beginnen die Debatte. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Schrotter. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Sdlrotter (OVP) : Herr Präsi­
dent l Hohes Hausl  Meine sehr verehrten 
Damen und Herren I Ich möchte bei diesem 
Tagesordnungspunkt 111-36 der Beilagen, Zwei­
undzwanzigster Bericht des Bundesministe­
riums für Finanzen betreffend das Katastro­
phenfondsgesetz, die Gelegenheit wahrneh­
men, Ihnen über die Hochwasserschäden in 
der Steiermark und über deren Behebung, so­
weit sie bis j etzt durchgeführt werden konnte, 
zu berichten. 

Ich finde dies für angebracht, weil man dar­
aus ersieht, wie notwendig es war, bereits 
im J ahre 1 966 während der OVP-Alleinregie­
rung das Katastrophenfondsgesetz zu schaf­
fen, denn ohne diese zweckgebundenen vor­
handenen Gelder zur Schadensbehebung wäre 
eine Wiedergutmachung überhaupt nicht mög­
lich. 

Durdl die langanhaltenden Niederschläge 
im April, in den Tallagen als Regen und auf 
den Bergen als Schnee, war bereits tagelang 
vorher die ärgste Gefahr vorhanden, daß wir 
mit e inem Hochwasser zu rechnen haben. 

Am 2 1 .  April war es dann soweit. Durdl 
einen Wärmeeinbruch sind auch die Nieder­
sChläge auf den Bergen im Bereiche der Stub­
und G leinalpe und der Koralpe von Schnee in 
Regen übergegangen, und so kam das 
Schmelzwasser zusätzlich zu Tal, und die 
Bäche konnten diese Wasserrnassen nicht 
mehr fassen. Am Abend des 2 1 .  April standen 
bereits die gesamten Feuerwehren dieses Ge­
bietes, im Bezirk Knittelfeld im Einsatz, ins­
gesamt waren es 600 Mann, und versuchten, 
der Fluten Herr zu werden. 

Durch die anhaltenden starken Regenfälle 
auch die ganze Nacht auf Samstag, den 
22. April, hindurch erhöhte sich die Gefahr 
von Stunde zu Stunde. Ich selbst war mit 
dem Bezirksfeuerwehrkommandanten laufend 
im Hochwassergebiet unterwegs, und wir 
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SchroUer 

mußten feststellen, daß während der Nacht I Wiesen und Felder w aren zum Teil weggeris­
nach und nach die Verbindungen in die Sei- sen, das übrige vermurt, und zusätzlich gab 
tentäler unterbrochen wurden. Wir konnten es noch eine große Anzahl von Erdlawinen, 
uns dann zuerst noch per Telephon über die ebenso große Schäden an Bauwerken der 
einzelnen Einsatzkommandos verständigen; Fluß- und Wildbachverbauung. 
gegen Samstag früh waren bereits sämtliche 
Verbindungen mit den Ortschaften Kleinlob­
ming, Rachau und Glein unterbrochen. Das­
selbe war auch im Bezirk Leoben und im Be­
zirk Judenburg der Fall,  soweit es das Gebiet, 
welches gesdlädigt wurde, betraf. Am Samstag 
hielt das Hochwasser noch den ganzen Tag 
über an, es konnte aber eine Gesamtüber­
sicht noch immer nicht gewonnen werden. In­
zwischen traf auch das Bundesheer zur Hilfe­
leistung ein und half tatkräftig gemeinsam mit 
den Feuerwehren bei Evakuierungen von 
Häusern und Ufersicherungen mit. 

Am Vormittag traf dann der zuständige 
Katastrophenreferent der Landesregierung der 
Steiermark, Landesrat Dr. Krainer, ein, um 
sich an Ort und Stelle von der Katastrophe 
zu überzeugen. Ich mußte ihn auch leider 
davon informieren, daß wir bereits ein Todes­
opfer zu beklagen hatten. Denn gerade kurz 
vor seinem Eintreffen in St. Mai'garethen bei 
Knittelfeld ist oberhalb der Ortschaft ein 
Feuerwehrmann von den Fluten mitgerissen 
worden. Am selben Tag abends traf dann 
noch der Herr Landeshauptmann Dr. Niederl 
im Katastrophengebiet ein und ordnete 
Sofortmaßnahmen an. Um überhaupt einen 
Uberblick zu bekommen, stellte uns das Bun­
desheer eine HubsdlTauberstaffel zur Ver­
fügung. 

Am Sonntag nach Abflauen des Hochwas­
sers wurde sofort eine vorläufige Bestands­
aufnahme des Schadens durchgeführt. D as Er­
gebnis war ersdlüUernd : die Ortschaften und 
die dahinter liegenden Täler von Ramau, Glein 
und Kleinlobming waren von der Umwelt 
abgesdIlossen, die Ortschaften Großlobming 
und St. Margarethen in arge Mitleidenschaft 
gezogen. Die Seitentäler wurden dann mit 
Hubschraubern beflogen, um zu erkunden, wie 
es dort ausschaut und welche Schäden vor­
handen sind. Leider hatten wir bei einem sol­
chen Erkundungsflug nochmals drei Todes­
opfer zu beklagen, denn ein Hubschrauber ist 
abgestürzt, und die drei Insassen waren sofort 
tot. 

Die Landesstraße war beschädigt, Wege 
aller Art zum Teil zerstört, über 1 00 Brücken 
weggerissen, es gab Gebäudesdläden durm 
Unterspülung und Verschlammung, die Fami­
lien wurden evakuiert, die Stromversorgung 
ist ausgefallen, Telephonverbindungen waren 
kaputt, es waren arge Flurschäden an land­
wirtsmaftlichen Kulturflädlen festzustellen, 

Bei einer ersten Einsatzbesprechung in der 
Bezirkshauptmannsdlaft Knittelfeld unter Vor­
sitz des Herrn Landesrates Dr. Krainer am 
Montag, dem 23. April, wurde eine vorläufige 
Gesamtschadenssumme für die drei Bezirke 
Knittelfeld, Judenburg und Leoben von über 
1 00 Millionen Schilling festgestellt. Inzwi­
schen hat sich herausgestellt, daß auch Teile 
des Bezirkes Voitsberg, Deutschlandsberg, 
Leibnitz und Radkersburg zur selben Zeit vom 
Hochwasser heimgesucht wurden und daß 
damals schon in der Steiermark somit mit 
einem G esamtschaden von zirka 250 Millionen 
Smilling zu redmen war. Wie uns inzwismen 
bekannt wurde, ist am vergangenen Wochen­
ende wieder ein Homwasser in den Bezirken 
Fürstenfeld, Hartberg, Leibnitz und Weiz ein­
gebrochen. Der Schaden ist, wie im informiert 
wurde, bis jetzt nom ni mt zur Gänze erhoben. 

Außerdem - und dies ist wohl das bedauer­
lirnste - hat siro die Anzahl der Toten bei 
diesem Hochwassereinsatz auf insgesamt acht 
Personen erhöht. Fünf davon sind Familien­
väter und hinterlassen ihre Gattinnen mit 
einer Anzahl kleiner Kinder. Den Hinterblie­
benen gilt unsere innigste und aufrirntigste 
Anteilnahme. Obwohl wir wissen, daß der 
Gatte und Vater nidlt zu ersetzen ist, möge 
es doch ein kleiner Trost für die betroffenen 
Frauen und Kinder sein, daß von vielen Sei­
ten Soforthilfe eingesetzt hat und sie das Ge­
fühl haben können, daß wir sie in ihrem Leid 
nidlt allein lassen werden. 

Den verunglückten Männern, die im Dienste 
für den Nächsten ihr Leben lassen mußten, 
möchte ich im Namen der betroffenen Horn­
wassergeschädigten, zu denen auch ich mich 
zähle, von dieser Stelle aus unseren aufrkh­
tigsten Dank aussprechen und hier ver­
sidlern, daß wir ihre hinterbliebenen Fami­
lien nicht allein lassen werden. 

Inzwischen geht natürlidl der Wiederauf­
bau im vollen Umfang vor sich. Bereits drei 
Tage nach dem Hochwasser war es den Arbei­
tern der StEWEAG gelungen, die Stromver­
sorgung provisorisch wiederherzustellen. Die 
Telephonleitungen w aren von den Telephon­
bautruppes in Kürze wiederhergestellt. Die 
Angestellten und Arbeiter des Straßenbau­
amtes in Judenburg und in Voitsberg waren 
voll im Einsatz, und so gelang es ihnen, die 
Verbindungen mit den abgeschlossenen Ort­
schaften innerhalb einer Woche wiederherzu­
stellen. 
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Sduotter 
Das Wasserbauamt in Judenburg sowie die 

"
brochen im Einsatz waren und bis zur Er­

WildbadlVerbauung sind dabei, die Bädle schöpfung ihr Bestes gaben. (Allgemeiner Bei­

wieder in ihre alten Läufe zu verlegen. Die fall.) 
Agrarbehörde in Leoben hat die Wieder- Ich danke aber auch allen übrigen Helfern, 
befahrbarmadlung der Wege übernommen, sei es bei der StEWEAG, bei der Post, bei 
und die Rekultivierung der Flurschäden wird den Bauämtern, den Beamten der Bezirks­
unter der Leitung der Bezirkskammer für hauptmannschaften, den Beamten der Landes­
Land- und Forstwi r tschaft in Knittelfeld vor- regierung sowie bei der Wildbachverbauung, 
genommen. einfach allen, die uns geholfen haben. 

Das gleiche gilt natürlich auch für die Ge- Ich danke vor allem aber auch dem Herrn 
bäude, die in Mitleidenschaft gezogen wur- Landeshauptmann Dr. Niederl und dem Herrn 
den. Landesrat Dr. Krainer sowie der ganzen stei-

Aber a11 die so großzügig vorangetriebenen rischen Landesregierung für die sofortige 

Sofortmaßnahmen wären nicht möglich gewe- finanzielle Hilfe,  die sie uns zur Verfügung 

sen, hätten wir nicht die Unterstützung des stellten. (Abg. P a  y: Die waren doch nicht 

Bundesheeres gehabt. Bereits während des allein dort/) Ich danke allen denen, die uns ge­

Hochwassers waren Bundesheereinheiten im holfen haben. Sie  brauchen nur noch ein bisserl 

Einsatz und arbeiteten gemeinsam mit der zualosen l (Abg. M i  n k 0 w i t s c h: " . . .  sowie 

Feuerwehr. der ganzen Landesregierung"!) Ich bin nämlich 

Bei Wiederherst ellung der Verbindungs­
wege übernahmen vor allen Dingen die Pio­
niere den Brückenbau. Ein Reservepionier­
bataillon aus Kärnten, das in der Obersteier­
mark und im Bezirk Voitsberg eingesetzt war, 
hat in verhältnismäßig kurzer Zeit 67 neue 
Brücken gebaut. Wenn man bedenkt, daß für 
die Widerlager das gesamte Holz erst ge­
schlägert und herbeigeschafft werden mußte, 
kann man sagen, daß dies eine beachtliche 
Leistung ist. 

nicht so wie Sie, daß ich also nicht weiß, was 
sich gehört. (Zustimmung bei der GVP.) Natür­
lich danke ich auch den anderen, die uns ge­
holfen haben. 

Wenn man mit dabei war und weiß, wie 
es dort zuging und wie man auf eine Hilfe 
wartete, ist einem alles recht, wenn einem nur 
geholfen wird. Machen Sie daraus keine Par­
teipolitikl Das steht Ihnen nicht gut an. Ja, 
so ist es doch !  (Beifall bei der OVP. - Abg. 
P a  y :  Sie machen hier doch eine! - Abg. 
S k r i t e  k:  Wenn Sie nur den Landeshaupt­
mann allein nennen!) 

Aber a11 diese Mittel würden nicht ausrei­
rung zum Teil aus Holz und zum Teil aus 

chen, wenn nicht auch der Bund mit eingreifen 
Drahtschotterkörben. Hätten wir diese Hilfe-

würde. Ich und all die anderen Betroffenen 

Außerdem erridlte ten die Pioniere noch 
600 Laufmeter Schlachtenwand zur Bachsiche-

leistung nicht gehabt, wäre eine so rasche 
Wiederherstellung der Verbindungswege zwi­
schen den einzelnen Siedlungen und Wohn­
häusern sowie Baue r nhöfen nicht möglich ge-
wesen. 

Die Hubschrauber hatten bis zur Wieder­
herstellung der Verbindungen die Versorgung 
der Bevölkerung mit Lebensmitteln und Be­
darfsgütern in den abgeschnittenen Berg­
tälern durchgeführt. 

Ihnen allen, den Offizieren, Unteroffizieren 
und Mannschaften, möchte ich herzlichst dan­
ken, besonders aber den Reservisten, die zu­
sätzlich zu diesem K atastropheneinsatz einbe­
rufen wurden. 

haben es daher mit Genugtuung zur Kenntnis 
genommen, zu erfahren, daß nach einer Vor­
sprache des Herrn Landeshauptmannes Doktor 
Niederl und des Herrn Landesrates 
Dr. Krainer beim Herrn Finanzminister Doktor 
Androsch und beim Herrn Landwirtschafts­
minister Dipl.-Ing. Weihs die beiden Herren 
Minister bereit waren, die erforderlichen Gel­
der seitens des Bundes zur Verfügung zu 
stellen, damit die Sofortmaßnahmen auch be­
zahlt werden können. Weiters wurden auch 
für die Folgernaßnahmen Gelder zugesagt. .Ich 
möchte auch den bei den Herren Ministern für 
ihr Verständnis und für ihre Hilfe danken. 
So ist die Sache. (Beifall bei der OVP.) 

So rechnen wir damit, daß bis zum Herbst 
die größten Schäden wieder behoben werden 
können. 

Anschließend ist es aber unbedingt notwen­
dig, ehest dauernde vorbeugende Maßnah­
men zu setzen. Es wird daher erforderlich 

Hier sah man wieder einmal sehr deutlich, 
wie notwendig wir auch in solchen Fällen 
das Bundesheer brauchen. Möge gerade dieses 
Beispiel dazu beitragen, daß in der gesamten 
Bevölkerung mehr Verständnis für unser Bun­
desheer Platz greift. 

sein, die Ortschaften und die großen Gefah­
Idl danke aber auch unseren braven Feuer- renstellen m i t  einer sicheren Bachverbauung 

wehrleuten, die bis  zu 48 Stunden ununter- zu schützen und die nötigen Gelder hiefür 
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Sdlrotter 

seitens des Bundes und des Landes bereitzu­
stellen, damit in der nächsten Zeit wieder 
Beruhigung und Sicherheit bei der dortigen 
Bevölkerung eintreten. 

Ich habe gestern nach einer mündlichen An­
frage im Parlament Gelegenheit gehabt, mit 
dem Herrn Bundeskanzler und dem Herrn 
Landwirtschaftsminister draußen zu sprechen 
und sie darüber zu informieren, wie die 
Finanzierung solcher Folgernaßnahmen nach 
dem Wasserbautenförderungsgesetz durchge­
führt wird, wobei ich erwähnt habe, daß eine 
Verbauung nach dem Wasserbautenförde­
rungsgesetz nur dann möglich ist, wenn die 
Finanzierung gesichert ist, und daß dabei der 
Bund 40 Prozent, das Land 40 Prozent und 
die Gemeinden 20 Prozent hiefür aufzubringen 
hätten. Ich stellte fest, daß es skb. hier durdl­
wegs um kleine Gemeinden handelt, die finan­
ziell sehr schwach sind. Diese Baurnaßnahmen 
erfordern eine sehr hohe Summe. Die Fadl­
leute erklärten uns, daß allein im Bezirk 
Knittelfeld - ich rede gar nicht von den 
anderen Bezirken, in denen die finanzielle 
Lage der Gemeinden ähnlich ausschaut -
eine Wiedergutmachung dieser Schäden auf 
Dauer gesehen zirka 50 bis 60 Millionen 
Schilling kosten wird. Das würde also für die 
vier kleinen Gemeinden, die ich vorher ge­
nannt habe, immerhin eine Beitragsleistung 
von 12 Millionen ausmadlen. 

reits der Herr Bundeskanzler und der Herr 
Landwirtschaftsminister diesbezüglich für die 
Gemeinden eine Zusage gemacht haben. 

Nun bitte idl Sie, meine Damen und Her­
ren, um Verständnis dafür, daß ich Ihre Zeit 
mit meinen Ausführungen so lange in An­
spruch genommen habe. Ich habe es aber für 
notwendig gefunden, Sie über einen von mir 
miterlebten Katastrophenfall zu informieren 
und einmal in aller Offentlichkeit all denen 
zu danken, die in einem selbstlosen Einsatz 
mitgeholfen haben, der betroffenen Bevölke­
rung zu helfen. Ich wollte einmal unseren 
Steuerzahlern vor Augen führen, was mit den 
Geldern, die sie in den Topf des Katastrophen­
fonds einzahlen, geschieht. 

Aus dem uns vorliegenden Bericht ersehen 
wir, daß im ersten Kalendervierteljahr 1972 
insgesamt 2 1 7,45 1 .734 S eingegangen sind 
- der Herr Berichterstatter hat das bereits 
erwähnt -, die auf die einzelnen Konten laut 
Gesetz aufgeteilt wurden. Der Endstand mit 
13. April 1972 für das erste Vierteljahr 1 972 
beträgt somit insgesamt 478,854.342 S und 
steht für Sofort- und vorbeugende Maßnah­
men für Katastrophenfälle zur Verfügung. 

Unsere Fraktion wird daher diesen Bericht 
zustimmend zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident : Als nächster zum Wort gemeldet 
Das ist ein Betrag, den sie nicht aufbringen ist der Abgeordnete Josef Schlager. Bitte. 

können, weil dies kleine Gemeinden sind, die 
mit den Grundsteuern und zu einem kleinen Abgeordneter Josef Sdllager (SPO) : H.err 

Teil mit der Gewerbesteuer ihr Auslangen 
finden müssen. Es sind da Gemeinden dabei 
- ich habe das bereits gestern hier im Hohen 
Hause gesagt -, die ein Jahresbudget von 
700.000 bis 800.000 S aufweisen. Sie könnten 
also unmöglidJ. diese Summen aufbringen, und 
es käme dann dazu, daß wir diese Folgemaß­
nahmen nidlt durchführen könnten, wenn die 
Finanzierung nicht gesichert wäre. 

Ich war gestern sehr froh, daß der Herr 
Bundeskanzler sowie auch der Herr Landwirt­
sdlaftsminister erklärt haben, daß man in die­
sen Fällen bereit sei, den Beitrag des Bundes 
von 40 auf · 50 Prozent aufzustocken, damit 
diese Gemeinden nicht mehr so hohe finan­
zielle Belastungen zu übernehmen haben. 

Ich sehe daher heute keine Veranlassung, 
jenen Antrag, der damals im Budgetaussdluß 
eingebracht wurde, noch einmal einzubringen, 
weil idl auf eine Zusage, die mir gemacht 
wurde, sicherlich vertrauen kann. 

Ich glaube, daß ich hier mit Genugtuung 
feststellen kann, daß wir es ermöglidlt be­
kommen, in der nädlsten Zeit audl mit den 
Folgernaßnahmen zu beginnen, nadldem be-

Präsident! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren! Vor mir liegt das stenographische 
Protokoll der 25. Sitzung des Nationalrates 
vom 9. September 1 966. Es war eine außer­
ordentlidle Sitzung des Nationalrates. 

Wir alle hier im Hohen Haus und das 
ganze österreichische Volk waren damals be­
troffen von den Hochwasserkatastrophen der 
Jahre 1965 und 1966, die mensdllidles Leid 
und große materielle Sorgen über weite 
Kreise der Bevölkerung gebracht haben. 

Die furchtbaren Verwüstungen haben 
damals im besonderen die Bundesländer 
Kärnten, Tirol, Salzburg, Steiermark, Nieder­
österreich, Oberösterreich und das Burgenland 
betroffen. Der damals gesdlätzte Sdladen hatte 
eine Summe von rund 2200 Millionen Schilling 
erreicht. 

Unter dem Eindruck dieser Katastrophe und 
der entstandenen Schäden haben damals die 
sozialistischen Abgeordneten Czettel, Lupto­
wits, Adam Pichler, Ing. Kunst, Josef Schlager, 
Robak und Genossen den Initiativantrag 29/ A 
über die Errichtung eines Katastrophenfonds 
eingebradlt. Ebenfalls hat die damalige 
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J osei SdlIager 
Alleinregierung der avp unter dem Eindruck 
dieser Katastrophe eine Regierungsvorlage zu 
dieser schwierigen Sache eingebracht. 

Sinn und Zweck dieses Gesetzes war es ja, 
die Mittel zu beschaffen, um zumindest die 
materiellen Schäden wenigstens teilweise 
decken zu können und Mittel bereitzustellen 
für vorbeugende Baumaßnahmen, damit man 
solche Katastrophenfälle verhindern sollte. 

Kernpunkt der damaligen B eratungen war 
eine gerechte Aufteilung dieser Lasten. Ich 
kann sagen, nach einer sehr sachlichen Bera­
tung kam es zu einer einstimmigen Beschluß­
fassung dieses Katastrophenfondsgesetzes. 
Die Redner zu diesem Gesetz und im besonde­
ren der Abgeordnete Czettel erklärten sehr 
deutlich, daß diese Beschlußfassung über par­
teipolitischen Erwägungen stehen müsse. 

Jetzt einige Worte zur Dankesadresse mei­
nes Kollegen Schrotter. Man konnte sich tat­
sächlich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
sich, nachdem nur UVP-Mandatare genannt 
wurden - er hat gesprochen von Landes­
hauptmann Niederl, von Landesrat Krainer -, 
nur diese bemüht hätten. I ch  möchte sach­
licherweise dazusetzen, daß sich selbstver­
ständlich alle Regierungsmitglieder der steier­
märkischen Landesregierung um diese betrof­
fenen Gebiete gekümmert haben und daß dar­
über hinaus sich auch die Freiheitlichen darum 
gekümmert haben. (Beifall bei der SPO.) 

Es dient nur dem Zweck, weil wir die Uber­
parteilichkeit bei solchen Sachen gewahrt 
haben wollen, denn Katastrophenfälle viel­
leicht in parteipolitischen Betrachtungen hin­
einzuziehen wäre wohl nicht Sinn dieses Kata­
strophenfondsgesetzes. 

Heute können wir sagen, daß dieser Kata­
strophenfonds einfach nicht mehr wegzuden­
ken ist. Denn leider ereignen siCh immer wie­
der solche Katastrophen, andererseits sind 
noch viele, viele Schutzbauten notwendig, um 
zu versuchen, daß solche Katas trophen nicht 
mehr eintreten. 

Deshalb gestatten Sie mir auch, Ihnen ein 
kleines Bild zu bringen, was bi sher aus die­
sem Katastrophenfonds ausbezahlt worden ist. 
In diesen letzten fünf Jahren wurden für 
Zwecke der Förderung zur Behebung der Schä­
den des § 1 des Katastrophengesetzes im Ver­
mögen physismer und juristischer Personen 
1 4 1  Millionen Schilling ausbezahlt. Zur Behe­
bung von Sd1äden im Vermögen des Bundes 
wurden 377 Millionen Schilling ausbezahlt. 
Zur Behebung von Schäden im Vermögen der 
Länder 1 57 Millionen, zur Behebung der Schä­
den im Vermögen der Gemeinden 1 43 Mil­
lionen Schilling, für Maßnahmen des Schutz-

baues zur Vorbeugung gegen künftige Hoch­
wasser- und Lawirienschäden wurden 1788 Mil­
lionen ausgegeben. 

Sicherlidl ist bei der Betradltung des Kata­
strophenfonds auch interessant festzustellen, 
wie viele Millionen über das Land- und Forst­
wirtsdlaftsministerium ausgegeben wurden. 
Und hier kann man sagen : für Wildbach- und 
Lawinenverbau 109 Millionen Schilling, für 
Bundesflüsse 465 Millionen Schilling und für 
gemeinsame Interessen Bund, Länder und Ge­
meinden immerhin 403 Millionen Sdlilling. In 
diesen Beträgen sind ordentliche Budgetmittel 
nicht enthalten. 

Nun kurz zur Hochwasserkatastrophe in der 
Steiermark. Sie war sicherlich eine der schwer­
sten Katastrophen, die wir in den letzten J ahr­
zehnten in der Steiermark erleiden mußten. 
Kollege Sdlrotter hat sdlon gesagt, wir hat­
ten acht Tote zu verzeichnen, und es waren 
riesige materielle Schäden aufgetreten. Die 
bisher geschätzten Schäden in der Steiermark 
sind immerhin 51 Millionen Schilling Schäden 
an Privaten, 86 Millionen SChilling Sffiäden 
sind dem Bund erwachsen, 73 Millionen Schil­
ling Schäden beim Land und 40 Millionen 
Schäden an Gemeindegrund. Hier kann ich 
auCh ein Beispiel bringen : Im Stadtgebiet 
Leoben ist allein ein Schaden von 3,5 Mil­
lionen Schilling erwachsen ; insgesamt also ein 
Schaden von 250 Millionen Schilling allein 
in der Steiermark. 

Es wurde hier schon gesagt, und man muß 
es lobend erwähnen, daß Tausende Männer 
bei uns in der Obersteiermark, aber auch in 
der Untersteiermark und in der Weststeier­
mark im unermüdlichen Einsatz gewesen sind 
und daß immerhin aUdl fast 1000 Soldaten 
mehr als eine Woche im Einsatz waren und 
sich bestens bewährt haben. Ihre Arbeiten 
waren Uferbefestigungen, Wegherstellungen 
und Brückenbauten. Allein im Bereich der 
Steiermark wurden vom österreichischen Bun­
desheer in dieser kurzen Zeit mehr als 
60 Brücken erstellt; das ist doch eine fabel­
hafte Leistung. (Beifall bei der SPO.) Es ist 
ganz klar, daß wir all diesen Männern Dank 
und Anerkennung zollen. Wir dürfen aber 
natürlich auch nicht vergessen .die Bedienste­
ten der Baubezirksämter, der Flußverbauungs­
ämter und der Agrarbezirksbehörden, die j a  
auch unermüdlich im Einsatz gewesen sind. 
Das einzig Erfreuliche an dieser großen Kata­
strophe war, daß vor allen Dingen audl die 
Bundesstellen sofort reagiert haben. Unser 
Bundesfinanzminister Dr. Androsch hat schon 
zwei Tage darnach telegraphiscb dem Land 
Steiermark mitgeteilt, daß e r  für diesen Fall 
30 Millionen Schilling bereitstellen wird. 
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Josef Sdtlager 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Ich unterstreiche auch die Ausführungen, die 
Kollege Schrotter bezüglich der kleinen Ge­
meinden hier gebracht hat. Es ist nun einmal 
so, daß das Aufbringen von 20 Prozent bei 
großen Baumaßnahmen in der Größenordnung 
von Millionen von Schillingen kleinen Ge­
meinden nicht möglich ist. Im bin überzeugt 
- und Gespräche mit dem Herrn Finanzmini­
ster haben es j a  bewiesen -, daß wir auf die­
sem Gebiet sidlerlich zu einer Regelung kom­
men werden, damit diese kleinen Gemeinden 
audl die Baumaßnahmen durchführen können, 
damit Hochwasserschäden, die immer fast in 
den gleidlen Gemeinden auftreten, in Zukunft 
vermieden werden können. 

Meine Damen und Herrenl Mit dem Wunsch, 
daß durch vorbeugende Baumaßnahmen ein 
Zurückdrängen solcher Katastrophen erreicht 
werden kann, nehmen wir diesen Bericht gerne 
zur Kenntnis. (BeiJall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster ist der Abgeordnete 
MeißI zu Wort gemeldet. Bitte. 

Abgeordneter Mei81 (FPO) : Herr Präsident I 
Meine Damen und Herren I Ich könnte nun als 
der dritte im Bunde, wie gesagt wurde, die 
Schilderung erweitern. Das Hochwasser im 
Raume von Feldbach wurde kurz vom Kolle­
gen Schlager angezogen, der Abgeordnete 
Schrotter hat dann die anderen Bezirke ge­
nannt ; wie im weiß, war es von der Ost­
steiermark in Feldbach am schlimmsten. Ich 
möchte diese Berichte also nicht ergänzen, 
denn der Anlaßfall ist ja die Diskussion über 
den Bericht des Katastrophenfonds, den wir 
heute sicherlidl zustimmend zur Kenntnis neh­
men werden, um bei dieser Gelegenheit über 
ein paar allgemeine Fragen dieses Gebietes zu 
reden. 

Vor allem Kollege Schrotter hat etwas ge­
sagt, was ich noch einmal klarstellen möchte. 
Einverstanden mit seinem Dank an sämtliche 
Helfer, angefangen von den karitativen Orga­
nisationen bis zum Bundesheer, aber ich 
glaube, wir sollten doch einmal aufhören, Kult 
zu betreiben mit Personen, die verpflichtet 
sind zu helfen (Beifall bei der FPO und SPO) ; 
das gilt genauso für die Bundesregierung wie 
auch für die steirische Landesregierung im all­
gemeinen. Das mußte dazu gesagt werden. 

Nun zum Bericht und damit zur Problematik 
des Katastrophenfondsgesetzes. Wir wissen 
alle, daß alle Fraktionen des Hauses in der 
außerordentlichen Sitzung des Nationalrates 
am 9. September 1966 einmütig von dem 
Wunsch beseelt waren, die entspremenden 
Voraussetzungen zu schaffen, damit den Men­
schen in ihrer Not geholfen, und zwar sehr 

rasm geholfen, werden kann, denn die Kata­
strophen der Jahre 1965/66 waren dazu Anlaß 
genug. Wir Freiheitlidlen glauben, daß man 
simerlidl damit ein braumbares Gesetz ge­
mamt hat, daß aber in den folgenden Jahren 
dann zuwenig Wert auf die vorbeugenden 
Maßnahmen gelegt wurde. Das möchte im 
heute an dieser Stelle noch zum Ausdruck 
bringen. Ich denke hier an den Raum Ost­
steiermark, an die Situation der Flüsse Fei­
stritz und vor allem der Raab. Hätten wir 
zum Beispiel die Verbauung der Raab in den 
dazwischenliegenden Jahren entspredlend 
vorangetrieben, hätten wir mehr Mittel bereit­
gestellt - das gilt j etzt natürlich genauso 
für die frühere Regierung wie für die j et­
zige -, hätten wir uns den Ersatz und die 
WiedergutmadlUng von großen Schäden zu­
mindest zum Teil erspart. 

Deshalb heute hier meine Bitte an die Ver­
antwortlichen, an die Bundesregierung und 
den Landwirtsdlaftsminister, der ja unmittel­
bar dafür zuständig ist, dieses neuerliche Un­
wetter, das uns durch das Freiwerden dieser 
Naturgewalten, die nicht redltzeitig gebän­
digt wurden, betroffen hat, zum Anlaß zu 
nehmen und gegen diese Krisenherde Maß­
nahmen zu ergreifen. Das sind genauso die 
Gebirgstäler im Bezirk Knittelfeld wie in den 
anderen Bezirken der Obersteiermark und der 
Weststeiermark oder die etwas breiter ge­
lagerten Flußtäler der Oststeiermark und 
natürlidl auch für das ganze Bundesgebiet. 
Wir spredlen hier j a  zwar in besonderer Mis­
sion unseres Heimatlandes, aber natürlich 
auch für das ganze Bundesland. Wir appellie­
ren an alle Verantwortlichen, diese neuerliche 
Hochwasserkatastrophe, deren Ausmaß Gott 
sei Dank schließlich dann dodl nodl geringer 
geblieben ist, genauso wie die Katastrophen 
65/66 zum Anlaß vorbeugender Maßnahmen 
zu nehmen, damit uns solche Katastrophen 
weiterhin erspart bleiben. 

Das ist mein Appell und meine Bitte an 
dieser Stelle. Im übrigen möchte im als der 
wahrscheinlich letzte Redner mit weiteren 
Sdlilderungen über die Katastrophe mir nicht 
den Unmut zuziehen, sondern nur absdllie­
ßend sagen, daß wir selbstverständlich dafür 
eintreten, daß die Sdläden ersetzt werden und 
Wiedergutmachung geleistet wird ; dort, wo 
menschliches Leid zum Verlust des Lebens 
geführt hat, kann man dies ohnehin nur in 
besdleidenem Ausmaß. 

Wir nehmen den Beridlt zustimmend zur 
Kenntnis mit der ausdrüCklidlen Bitte an die 
Bundesregierung, den verantwortlichen 
Finanzminister, und vor allem darf ich 
persönlich den Landwirtschaftsminister noch 
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Mei81 
einmal anführen, daß man die vorbeugenden Die n ä c h s t e Sitzung berufe im tür Mitt­

Maßnahmen vorziehen möge. (Beifall bei der wom, den 1 4. Juni, um 10 Uhr mit folgender 

FPO.) Tagesordnung ein : 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter e in 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
vorliegenden Bericht des Bundesministers für 
Finanzen zur Kenntnis zu nehmen, sim von 
den Sitzen zu erheben. - E i n  s t i m  m i g 
a n g e n  0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

1 .  Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage (241 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Volksabstim­
mungsgesetz 1 962 geändert wird (328 der Bei­
lagen) , und 

2. Bericht des Verfassungsausscbusse s  über 
den Bericht der Bundesregierung (II I-29 der 
Beilagen) betreffend Elektronische Datenver­
arbeitung im Bundesbereich (Erhebungsbericht 
1 97 1 , Bedarfsprognose 1 971  bis 1 914) (329 der 
Beilagen) . 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung : 16 Uhr 15 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L6I 1 0322 
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